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Die Befreiung der Arbeiterklasse muß das Werk der Arbeiter selbst sein!

Nicaragua: Pragmatismus oder Verrat?

Wie fortschrittlich
ist die sandinistische Regierung?

Wer sich derzeit in lin-
ken bzw. links-alter-
nativen Medien über 

die aktuelle Politik der nicaragua-
nischen Regierung kundig machen 
will, stößt auf Einschätzungen, die 
sich zum Teil heftig widersprechen. 
Das hängt vor allem mit der Person 
des Präsidenten Daniel Ortega zu-
sammen, über den sich trefflich strei-
ten lässt. Während manche Bericht-
erstatter das caudillohafte Gebaren 
des Präsidenten als eher marginal 
klein reden, gehen andere so weit, 
dass sie von Verrat sprechen, einem 
Verrat Ortegas und seiner dominan-
ten Ehefrau Rosario Murillo an den 
Prinzipien der sandinistischen Re-
volution.

Erstere Position wird etwa von 
Wolfgang Herrmann, der als offizi-
eller Berater der DDR von 1985 bis 
1988 in Nicaragua tätig war, im Rot-
fuchs (Aug. 2009) vertreten. Im Ab-

spann seines Artikels heißt es ziem-
lich lapidar: „Zu Daniel Ortega. Er 
mag in Nicaragua nicht von allen geliebt 
werden. Er verdient jedoch Respekt, hat 
er doch die FSLN über die schwersten 

Jahre gebracht. Er bestimmte maßgeb-
lich ihre strategische Linie.“ (S.21) Die 
Argumentationsweise erinnert in ge-
wisser Hinsicht daran, wie manche 
mit der Stalinproblematik umgehen. 
Man müsste nur Ortega durch Stalin 
und Nicaragua bzw. die FSLN durch 
Sowjetunion ersetzen.

Die krasseste Gegenposition 
wird in der der antideutschen Strö-
mung nahestehenden iz3w von Ro-
ger Burbach, dem Direktor des Center 
of the Study of the Americas (CEN-
SA)), formuliert. Für ihn ist Ortega 
ein Verräter an der sandinistischen 
Bewegung. Sein abschließender Satz 
lautet: „Aber Ortegas Verrat ist eine 
politische Tragödie für alle, die auf der 
ganzen Welt ihre Hoffnung auf eine par-
tizipatorische Demokratie in Nicaragua 
setzen.“(313/S.11) Im Umkehrschluss 
könnte man den Gedanken weiter-
führen zu der Überlegung: Vielleicht 
gibt es nicht zuletzt deshalb keine 
partizipatorische Demokratie in Nica-
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In eigener Sache

Die Arbeiterstimme erscheint 
viermal im Jahr. Abonnement und 
Geschenkabonnement kosten 13.- 
€ (einschließlich Versandkosten). 
Über Förderabonnements (ab 20.- €. 
aufwärts) sind wir sehr erfreut. Den 
Betrag bitten wir, jeweils am Jahres-
anfang zu überweisen. Rechnungser-
stellung erfolgt aus Kostengründen 
in der Regel nicht, sondern nur auf 
Wunsch. Die Abonnements können 
zum Jahresende gekündigt werden. 
Falls die Bezahlung des Abonne-
ments eine Belastung darstellt (z.B. 
aus sozialen Gründen), schicken wir 
die Arbeiterstimme auch kostenlos 
zu. An Tausch-Abos mit anderen 

Der Erscheinungstermin un-
serer Herbst-Nummer liegt ungün-
stig. Zum selben Zeitpunkt, wenn 
die Post die Arbeiterstimme ins 
Haus bringt, ist die Bundestags-
wahl gelaufen. Sie zu analysieren 
und auf die neue Regierungskoali-
tion einzugehen, ist dann unsere 
nächste Aufgabe.

Nahezu jede linke Zeitschrift 
befaßte sich in den letzten Wo-
chen mit der neuen Regierung 
Ortega nach dem relativen Wahl-
sieg der Sandinistas in Nicaragua. 
Die einen, wie etwa iz3w, kla-
gen Ortega schlichtweg des „Ver-
rats“ an, andere beschönigen die 
umstrittenen Kompromisse. Wir 
meinen in unserem Artikel, dass 
es unter den ungünstigen Bedin-
gungen darauf ankommt, an wich-
tigen Stellen Schritte nach vorne 
zu tun!

Es wird wieder über den AEG-
Streik diskutiert. Wir beteiligen 
uns daran mit einer Buch-Rezen-
sion. Ein Nachdruck aus dem „Frei-
tag“ gibt einen guten Einblick in 
die „wilden“ Streiks von 1969 und 
in die damaligen Konstellationen 
in den Gewerkschaften und Betrie-
ben. Ebenfalls in die Vergangen-
heit geht ein Artikel unseres eng-
lischen Freundes, der sich mit dem 
Bergarbeiterstreik vor 25 Jahren 
befasst. Die damaligen heftigen 
Klassenkämpfe grenzten schon an 
politische Schlachten.

Kurz vor der Bundestagswahl 
bringen wir noch einen Beitrag 
zur Innenpolitik. Er zieht in ge-

drängter Kürze Bilanz in Bezug 
auf die Wirtschafts-, Sozial- und 
Arbeitspolitik. Die Vergrößerung 
der Kluft zwischen arm und reich 
wird angeprangert. Doch für die 
Gewerkschaften hat sich offenbar 
(gerade jetzt in der Systemkrise!) 
der Kapitalismus geändert. Huber: 
„Es gibt nicht mehr nur ein oben 
und unten.“

Ein weiterer Artikel zeigt auf, 
wie mit „Demographie und De-
magogie die Demontage des Sozi-
alstaats“ vorangetrieben werden 
soll.

Wir drucken den ersten Teil von 
Jörg Wollenbergs geschichtlicher 
Arbeit über die „Arbeiterpolitik der 
Bremer Linken“. Er streift dabei 
auch die KPO und ihre Politik in 
der Weimarer Zeit. Manche Namen 
von Genossen werden genannt, die 
später, wie Schorse Stockmann, 
Mitglied unserer Gruppe wurden.

Heiner Jestrabek stellt dann 
noch Theodor Bergmanns jüngstes 
Buch vor: „Internationalisten an 
den antifaschistischen Fronten. 
Spanien, China, Vietnam.”

Leider ist mit Peter Eberlen 
wieder ein Genosse unserer Grup-
pe verstorben. Der Nachruf drückt 
aus, wie wichtig er für uns war.

Zeitschriften sind wir interessiert, 
bitte schickt uns ein Probeexemplar. 
Die inhaltliche Mitarbeit bei der 
Arbeiterstimme ist erwünscht: Die 
Redaktion behält sich aber das 
Recht vor, Artikel abzulehnen, zu 
ändern oder zu kürzen. Helft mit, 
die Arbeiterstimme zu verbreiten! 
Schickt uns Adressen von politisch 
interessierten Menschen, denen wir 
die Arbeiterstimme probeweise zu-
schicken können.

Nachdruck nur mit Einver-
ständnis der Redaktion (außer bei 
politisch nahestehenden Organis-
ationen) und gegen Zusendung von 
Belegexemplaren.

Impressum:

Verantwortlich im Sinne des Presse-
rechts: Thomas Gradl, Bucherstr. 20, 
90408 Nürnberg
Druck: Eigendruck im Selbstverlag. 
Verleger, Zuschriften:
Thomas Gradl, Postfach 910307
90261 Nürnberg
e-Mail: redaktion@arbeiterstimme.org
Internet: www.arbeiterstimme.org

Bankverbindung: Hans Steiger, 
Postbank München, BLZ 700 100 80, 
Konto: 665924-808. Für Überweisungen 
aus dem Ausland: I ban: DE 85 7001 
0080 0665 9248 08 BIC PBNKDEFF

Wir danken allen, die das 
Abo 2009 schon bezahlt ha-
ben! Ebenso danken wir den 
Spendern! Wir können nur 
bestehen, wenn ihr uns wei-
ter unterstützt! 

Eine Bitte im eigener Sache: 
Schickt eure Artikel uns bitte in 
elektronischer Form zu! Am liebsten 
als .txt, .rtf oder .doc.

Der Termin der Jahreskon-
ferenz ändert sich!  Sie findet 
NICHT am 31. Oktober und 1. No-
vember, wie angekündigt statt!

Näheres über unsere Redak-
tionsadresse oder abends unter 
der Rufnummer 0911/5180381.
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ragua, weil diejenigen „auf der ganzen 
Welt“, die sich so etwas für Nicara-
gua erhoffen, selber in ihren Ländern 
nicht viel auf den Weg bringen.

„kein Journalismus mehr“

Zu den Journalisten, die Präsi-
dent Ortega in ihren Artikeln scho-
nungslos abstrafen, gehört Toni Kep-
peler, der unter anderem für die 
TAZ, die Weltwoche und diverse 
andere Publikationen schreibt. 
Er versteht es, auf die Erwar-
tungen der jeweiligen Leser-
schaft einzugehen und variiert 
insofern seine Wortwahl. Seine 
Spezialität ist die Demontage la-
teinamerikanischer Revolutions-
größen, indem er den Eindruck 
erweckt, die jeweilige Persön-
lichkeit würde dem Anspruch 
eines wahrhaften Revolutionärs 
nicht oder nicht mehr gerecht, 
sei also schon ziemlich vertrottelt. Das 
liest sich dann im Stern so:

„Er schaut nicht mehr wie damals 
neugierig durch dicke Brillengläser in 
die Welt und drängt nach vorn. Nein, er 
ist inzwischen 62, trägt längst Kontakt-
linsen und kneift die müden Augen zu 
immer schmaleren Schlitzen zusammen. 
Wenn er geht oder steht, dann wirkt er 
eher unbeholfen und ein bisschen ange-
strengt. Und wenn er spricht, ist sein Re-
defluss so zäh und schleppend, dass seine 
Zuhörer befürchten müssen, er schlafe 
gleich ein.“

Noch einen Schritt weiter ging 
er im Juli dieses Jahres im Rhei-
nischen Merkur, wo er Ortega Cha-
rakterzüge des Schlächters Somoza 
anheim stellt: „Ihm werfen heute selbst 
ehemalige Parteifreunde vor, er habe in-
zwischen ähnlich selbstherrliche Züge 
wie der einst von ihm gestürzte Somoza.“

In ähnlicher Manier watschte 
er Tomas Borge, das einzige überle-
bende Gründungsmitglied der FSLN 
ab. Für Keppeler ist er „der inzwischen 
leicht senile ehemalige Innenminister …, 
der sein Gnadenbrot im diplomatischen 
Dienst erhält.“ Das ist so infam, dass 
sich eine Kommentierung erübrigt.

Auch Che Guevara bekommt 
sein Fett ab. Die 40. Wiederkehr der 
Ermordung des Revolutionärs war 
der TAZ eine Beilage wert und Kep-
peler durfte kräftig zulangen: „Er-
nesto Guevara war kein angenehmer 
Mensch. Er war – neben allen Ver-

diensten als Guerillero – eitel, launisch 
und autoritär.“(9.10.07) Natürlich 
werden die „Verdienste als Guerillero“ 
nicht näher ausgeführt. Sie  scheinen 
den taz-Schreiber auch nicht zu inte-
ressieren. Dafür breitet er seine Aver-
sionen gegen den Menschen Gueva-
ra in aller Unappetitlichkeit aus. Tote 
können sich nicht wehren.

Der Gerechtigkeit halber möch-
te ich nicht unerwähnt lassen, dass 

Keppeler gelegentlich recht nützliche 
Artikel schreibt, so z.B. über die Aus-
wirkungen der Privatisierung des chi-
lenischen Rentensystems und ähn-
liche Themen.

Die Auseinandersetzung mit 
Journalisten wie Toni Keppeler oder 
dem Lateinamerikakorrespondenten 
der Süddeutschen Zeitung, Peter 
Burghardt, (früher Sportreporter) ist 
deswegen von Bedeutung, weil diese 
hierzulande großen Einfluss auf die 
Meinungsbildung über gesellschaft-
liche Entwicklungen in Lateinameri-
ka ausüben. Was Burghardt betrifft, 
äußerte sich unlängst im Internet ei-
ner, der seine Berichterstattung schon 
über längere Zeit kritisch verfolgt: 
„Das ist kein Journalismus mehr, sondern 
bestenfalls noch rückgratlose Hofberichte
rstattung.“(suedwatch.de)

Aber zurück zu Nicaragua. In 
der aktuellen Auseinandersetzung 
um die Politik der Ortegaregierung 
beteiligt sich Ralf Leonhard, zwischen 
1982 und 1996 als Reporter u.a. für 
die taz in Nicaragua mit einer proble-
matischen Argumentation, indem er 
den Vorwurf der Korruption erhebt, 
aber keine eindeutigen Fakten dafür 
anführen kann, es vielmehr beim Ver-
dacht bewenden lassen muss: „Ortega 
finanziert sein Sozialprogramm mit ve-
nezolanischen Petrodollars, die nicht in 
das ordentliche Budget eingehen, sondern 
getrennt und ohne jede Transparenz ver-
waltet werden. Der Verdacht, dass davon 

ein Teil in die Kassen der Familie Ortega 
fließt, kann nicht überprüft werden. Doch 
der einst völlig mittellose Guerillero, der 
30 Jahre lang nichts anderes als Politik 
gemacht hat, ist heute ein vermögender 
Mann mit Beteiligungen in allen mög-
lichen einträglichen Unternehmungen.“

Diesen Hinweis findet man häu-
figer. Nützlich wäre es, wenn mal je-
mand die Vermögensverhältnisse an-
nähernd konkretisieren würde. Da-

bei sind die moralisch-ethischen 
Eskapaden Ortegas und seiner 
Familie im weiteren Sinne der 
Bereich, in dem sich die Nicara-
raguaexperten  noch am ehesten 
verständigen können. Dazu ge-
hört, dass seit 1998 ein Stillhal-
teabkommen zwischen Ortega 
und dem damaligen Präsidenten 
Arnoldo Aleman existiert, weil 
beide Strafverfolgung zu be-
fürchten hatten. Bei Aleman han-
delte es sich um den Tatbestand 
der Unterschlagung von Hilfs-

geldern in Millionenhöhe im Zusam-
menhang mit dem Hurrikan Mitch. 
Bei Ortega ging’s um einen Vergewal-
tigungsvorwurf seiner Stieftochter.

Weitgehend einig ist man sich 
auch in der Verurteilung eines Vor-
gangs, der mit Ortegas taktischen 
Überlegungen zu tun hat. Noch 
vor der letzten Wahl hatten sandi-
nistische Abgeordnete der Regierung 
die Mehrheit für ein umfassendes 
Abtreibungsverbot verschafft. Die-
ser „Schachzug“, der nicht nur viele 
aktive Frauen in Nicaragua zu mas-
siven Protesten veranlasste, sollte die 
katholische Kirchenhierarchie – eine 
traditionelle Verbündete konterre-
volutionärer Gruppen der 80er Jahre 
– mit der FSLN versöhnen. Die Win-
kelzüge und Wendungen der FSLN-
Spitze in den letzten Jahren sind ein 
Thema für sich. Die gängigen Erklä-
rungsversuche dafür greifen in der 
Regel zu kurz.

 Dieter Müller, Medico – Regi-
onalvertreter in Mittelamerika, setzt 
früher und umfassender an: „Man 
sollte mit den Erklärungsversuchen frü-
her beginnen. Die sandinistische Befrei-
ungsbewegung hatte vor 1979 jahrelang 
im Untergrund agiert. Sie war, wie ande-
re Bewegungen der Nationalen Befreiung 
auch, notwendigerweise eine politischmi-
litärische Kaderorganisation, keine ba-
sisdemokratische Vereinigung, somit im 
Kern autoritär strukturiert. Der von au-
ßen aufgezwungene Contra-Krieg stärkte 
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diese Logik rasch wieder und verankerte 
sie auch bei vielen, die nicht unmittel-
bar am Befreiungskampf beteiligt waren. 
Hinzu kommt, dass die nicaraguanische 
Gesellschaft selbst über Jahrhunderte 
extrem autoritär geprägt war: Patriar-
chale Strukturen, semifeudalistische Sy-
steme, die konservativen und liberalen 
Caudillos, externe Interventionen und 
eine über die Maßen einflussreiche Kir-
che hatten eine autoritäre Gesellschaft in 
Zement gegossen, 
noch dazu unter Be-
rufung auf göttliche 
Vorsehung. Unter 
dem wachsenden 
Einfluss der USA 
wandelte sich das in 
eine Form von ‚resi-
gnierendem Prag-
matismus‘, der, so 
der nicaraguanische 
Soziologe Pérez Bal-
todano, nichts an-
deres sei als die sä-
kularisierte Form 
der Vorsehung. Po-
litik und Wirtschaft, 
aber auch Familie 
und Erziehung ha-
ben dies bis heute 
perpetuiert.“ (Rundschreiben 02/2009)

Aus diesen Quellen speist sich 
die aktuelle politische Gemengelage. 

Ein kurzer Blick zurück

Als 20 Jahre nach dem sieg-
reichen Einmarsch der kubanischen 
Revolutionstruppen in Havanna am 
19.Juli 1979 die KämpferInnen der 
FSLN unter der schwarz-roten Fahne 
die Hauptstadt Managua besetzten, 
konnten sie nicht ahnen, dass ihnen 
schon bald unter der Regie der US-
Regierung ein neuer Krieg mit zigtau-
senden Toten aufgezwungen würde. 
Aus der Euphorie der ersten Monate 
entwickelte sich ein langwieriger Zer-
mürbungskrieg, der den Wiederauf-
bau des Landes verhinderte. Große 
Teile der Bevölkerung wollten aus 
der Kriegsfalle heraus, was schließ-
lich 1990 bei den Wahlen als Mehrheit 
für eine bürgerliche Opposition zum 
Ausdruck kam.

Die Folgen aus der Abwahl der 
Sandinisten fasste Hernando Calvo 
Ospina in Le Monde diplomatique 
vom 16.7.2009 wie folgt zusammen: 
„Mit Violeta Chamorro hielt der Neoli-

beralismus in Nicaragua Einzug – zum 
Vorteil vor allem US-amerikanischer, 
aber auch europäischer und asiatischer 
Konzerne. Öffentliche Güter wurden 
verschleudert, die Spekulation blühte. 
‚In nur wenigen Jahren‘, sagt Orlando 
Nuñez, ‚haben diese Leute die ohnehin 
schwache Mittelschicht im Land so gut 
wie eliminiert und den vielen Kleinbe-
trieben auf dem Land und in den Städ-
ten den Boden entzogen. Sie haben Ni-

caragua in seine bisher schlimmste wirt-
schaftliche, soziale und finanzielle Krise 
gestürzt.‘ Unter den Präsidenten Violeta 
Chamorro, Arnoldo Alemán und Enrique 
Bolaños gingen die meisten Errungen-
schaften der Revolution zum Teufel. Die 
Löhne schrumpften auf Grund der Infla-
tion um ein Drittel, die Arbeitslosigkeit 
erreichte 45 Prozent, die Verarmung zog 
immer weitere Kreise.“ 

Vor diesem Hintergrund, auch 
wegen der Zersplittertheit der Oppo-
sitionsgruppierungen und als Ergeb-
nis einer recht kontrovers bewerteten 
Taktik gelang es Ortega nach mehre-
ren Anläufen mit nur 38 Prozent der 
Stimmen in die Regierung zurück-
zukehren.

Erste Schritte

Die ersten Schritte der neuen 
Regierung knüpften an die 80er Jah-
re an. Ein Bündel von Sofortmaßnah-
men sollte schnelle Verbesserungen 
bringen. Ein zentraler Pfeiler sollte 
die Bildung sein. So bekamen etwa 
die Studierenden die Immatrikula-
tionsgebühren erlassen. Mit kuba-
nischer Hilfe wurde ein Alphabeti-

sierungsprogramm gestartet. Inzwi-
schen ist es nach zwei Jahren erfolg-
reich abgeschlossen. Erst kürzlich gab 
man bekannt, dass die Analphabeten-
rate von 21 Prozent auf 3,56 Prozent 
zurückgegangen ist. Lt. UNESCO gilt 
ein Land mit vier Prozent als voll al-
phabetisiert. Als weiteres Bildungs-
ziel werde bis 2015 der Besuch aller 
SchülerInnen bis zur 6. Klasse rea-
lisiert, so der Bildungsminister an-

lässlich des Ab-
schlusses der Al-
phabetisierungs-
kampagne.

F ü r  d e n 
überwiegenden 
Teil der Bevölke-
rung ist die gene-
relle Abschaffung 
von Gebühren im 
Bildungs- und Ge-
sundheitswesen 
(Grundversor -
gung) ein erheb-
licher Fortschritt 
und führt weg 
von den bisher 
vorherrschenden 
neoliberalen Kon-
zepten. Betrachtet 

man im Vergleich dazu die aktuellen 
politischen Eiertänze um die Einfüh-
rung eines stattlichen Gesundheits-
wesens in den USA, sind die Maßnah-
men der nicaraguanischen Regierung 
als mutig zu bezeichnen.

Ein weiterer Pfeiler ist das Pro-
gramm gegen den Hunger, in dessen 
ersten Phase an 15 000 Familien eine 
Kuh, ein Schwein, zehn Hühner, ein 
Hahn und Saatgut ausgegeben wur-
de. Das Programm ist vor allem dort 
erfolgreich, wo die Bevölkerung im 
antisomozistischen Widerstand po-
litisches Bewusstsein und durch die 
sandinistische Landreform Eigeni-
nitiative entwickelt hat. Als Sofort-
maßnahme gegen den Hunger ist 
auch ein Programm zu verstehen, 
das Millionen Kinder in den Schu-
len  täglich mit einer unentgeltlichen 
Mahlzeit versorgt. Zukunftsweisend 
ist eine Initiative zur Verringerung 
der Abhängigkeit des Landes von 
Nahrungsmittelimporten. Dazu ver-
gibt die Regierung Land und Kredite 
an kleine und mittlere Produzenten 
zu niedrigen Zinsen. Da in ganz Mit-
telamerika Frauen mit Kindern häu-
fig auf sich allein gestellt sind, weil 
die Männer sie verlassen haben oder 
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im Ausland zu arbeiten gezwungen 
sind, werden von Frauen verwal-
tete Kooperativen eingerichtet. Die 
Frauen erhalten eine Ausbildung 
und ein Startkapital in Form von 
Saatgetreide, Schweinen und Kü-
hen. Vom Darlehen müssen sie nur 
20 Prozent zurückzahlen. Außerdem 
vergibt der Staat Kredite zu 5 Pro-
zent Zinsen, während auf dem sog. 
freien Kapitalmarkt 25 Prozent üb-
lich sind.

Da Nica -
ragua das zwei-
tärmste  Land 
Lateinamerikas 
ist, wären die 
verschiedenen 
Programme zur 
Verbesserung 
der  Lage der 
ärmsten Teile der 
Bevölkerung aus 
den laufenden 
Staatshaushalten 
nicht zu finan-
zieren.

Beitritt zur 
ALBA-TCP

Eine realistische Perspektive 
ergab sich durch den von der Op-
position scharf kritisierten Beitritt 
zur ALBA-TCP (Bolivarianische Al-
lianz für die Völker unseres Ame-
rika – Handelsvertrag der Völker) 
und zum Petrocaribe-Abkommen. 
Auf dem 5. Gipfeltreffen der ALBA 
im April 2007 – also kurz nach dem 
Beitritt – wurden Kooperationsab-
kommen vor allem im Energiesek-
tor beschlossen, von dem auch Nica-
ragua profitiert. So erhält das Land 
von Venezuela Erdöl deutlich un-
ter dem Weltmarktpreis. Außerdem 
werden neue Raffinerien gebaut und 
bestehende erweitert. Beim 6. Gipfel-
treffen vereinbarten die Teilnehmer-
staaten die Gründung einer eigenen 
Bank, die banco del ALBA/banco del 
sur. Ein wichtiger Schritt hin zu einer 
gemeinsamen Währung, dem Sucre. 
Die Bank und die gemeinsame Wäh-
rung werden es dem von Weltbank 
und IWF extrem abhängigen Land er-
möglichen,  die Folgen der aktuellen 
Weltwirtschaftskrise in den Griff zu 
bekommen und sich schrittweise von 
der Knebelung durch die internatio-
nalen Finanzmärkte zu lösen. 

Dass ein erheblicher Teil der 
Finanzmittel von der ALBA nicht 
auf staatliche Konten geht, wird 
von Kritikern bemängelt. Anderer-
seits haben die Sandinisten keine 
Mehrheit im Parlament. Es könnte 
ein kluger Schachzug des Führungs-
personals der FSLN sein, die Mittel 
über eigene Kanäle zu verteilen. Das 
Instrument dafür sind die „Räte der 
Bürgermacht“, die von W. Herrmann 

als „Organe der direkten Demokratie“ 
bezeichnet werden. Ortega initiierte 
sie durch einen präsidentialen Erlass 
am Parlament vorbei. Ob der Vor-
wurf der Intransparenz berechtigt 
ist, kann von hier aus nicht geklärt 
werden. Bei den heftigen Auseinan-
dersetzungen innerhalb der san-
dinistischen Bewegung, zwischen 
Mitgliedern der FSLN und des MRS 
(Bewegung der sandinistischen Er-
neuerung) und zwischen einzelnen 
Personen sind mehrere Aspekte zu 
berücksichtigen, was hier nur stich-
punktartig möglich ist: Nicaragua 
hat mit knapp über 5 Millionen Ein-
wohnern nur etwa die Hälfte der 
Bevölkerung Bayerns. 90 Prozent  
der Nicas leben in der Pazifikregi-
on. Die politischen Akteure kennen 
sich nur zu genau mit ihren Stärken 
und Schwächen. Der Sandinismus 
vereint unterschiedlichste politische 
Auffassungen von Sozialdemokra-
tInnen und diversen marxistischen 
Tendenzen. Es gibt auch einen be-
deutenden christlichen Flügel. Die 
Basis der Sandinisten hat hohe Er-
wartungen an „ihre“ Regierung. Ent-
täuschungen bleiben nicht aus. Das 

Elend hatte vor allem im Norden des 
Landes eine ungeheure Dimension 
erreicht. Vieles müsste sofort und 
gleichzeitig angepackt werden. Die 
derzeitige Regierung, die nur zum 
Teil sandinistisch ist, steht immer-
hin an der Seite der fortschrittlichen 
lateinamerikanischen Regierungen. 
Darüber gibt es keinen Zweifel. Das 
sozialpolitische Programm ist an den 
Interessen der ärmeren Schichten ori-

entiert, was auch 
von Kri t ikern 
nicht bestritten 
wird. Das per-
sonelle Ausblu-
ten der  zu ei-
ner parlamen-
tarischen Partei 
mutierten san-
dinistischen Be-
wegung an der 
Spitze und da-
mit verbunden  
die Machtver-
schiebung hin 
auf die Person 
des Daniel Orte-
ga kann für das 
politische Pro-
jekt gefährlich 
werden. Schon 

die nächste Wahl könnte durch einen 
Zusammenschluss der Opposition 
das Aus für Ortega und die Sandi-
nisten bedeuten. An der Realisierung 
arbeiten nicht zuletzt deutsche Par-
teienstiftungen intensiv. So ist z.B. 
das auf Initiative der Naumann-Stif-
tung Ende 2003 gegründete „Liberale 
Netzwerk Lateinamerikas“ (RELIAL) 
auch in Nicaragua aktiv. Sollte hier-
zulande die nächste Regierung eine 
schwarz-gelbe sein, könnten die kon-
sequenten Neoliberalen der FDP ihre 
imperialistische Wühlarbeit in Län-
dern wie Nicaragua und Honduras 
noch offensiver betreiben. Auch auf 
EU-Ebene sind die politischen Kräf-
te am Werk, die die sandinistische 
Regierung zu Fall bringen wollen. 
So hat die EU im Jahr 2008 ihre für 
Nicaragua vorgesehenen Budgethil-
fen in Höhe von 60 Mio. Dollar nicht 
ausgezahlt mit weitreichenden Fol-
gen für das Bildungs- und Gesund-
heitssystem. Die Fraktion der Links-
partei setzt sich für eine Aufhebung 
der Sanktion ein. Ob sie Erfolg haben 
wird, steht zum jetzigen Zeitpunkt 
noch nicht fest

Stand: 5.9.2009, hd
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Unerwartet  kam die 
schlimme Nachricht: 
Unser langjähriger 

Freund und Genosse Peter Eberlen ist 
am 23. August im Alter von 70 Jahren 
in München verstorben. Wir waren 
überrascht und schockiert, hatten wir 
doch zusammen noch viel vor, was 
kurzfristige Pläne und langfristige 
Hoffnungen anbelangt. Peter war ge-
rade dabei, sich an einer Reise nach 
China zu beteiligen, auch um auf der 
Jahreskonferenz der Gruppe darüber 
politische Schlussfolgerungen zie-
hen zu können. Peter wurde von der 
Krise des Kapitalismus, wie wir alle, 
in Atem gehalten und so hatte er er-
neut dem Drängen nachgegeben, für 
die Arbeiterstimme in einem Artikel 
dem Schwindel um die Bad Banks 
entgegenzutreten. Nun wird wie-
der einer fehlen, wenn Demonstrati-
onen durch München ziehen, einer, 
der sich unzählige Male in seinem 
Leben schon engagiert hatte. Einer, 
auf den man zählen konnte, beim 
Kampf gegen die NATO-Kriegspo-
litik, bei den Auseinandersetzungen 
um die Rundfunkfreiheit und um 
das Versammlungsgesetz in Bayern; 
ganz zu schweigen von den gewerk-
schaftlichen Aktivitäten und von 
den Aktionen gegen sozialpolitische 
Streichungen. Als vor einiger Zeit die 
Einzelhandelskollegen im Tarifstreit 
in Bedrängnis kamen, trat er, obwohl 

in der IG Metall aktiv, an ihre Seite. 
Für Peter war es immer klar: Solida-
rität ist keine Einbahnstraße – und 
Solidarität kann nur im Kampf neu 
entstehen. Bei allen schweren poli-
tischen Enttäuschungen in seinem Le-
ben, der historischen Niederlage des 
Sozialismus, den entsetzlichen „Ent-
stellungen“, die aus dem „eigenen La-
ger“ kamen und bei dem Wissen um 
die langwierigen Schwierigkeiten bei 
der Erneuerung einer sozialistischen 
Bewegung, ist bei ihm nie das revolu-
tionäre Feuer erloschen. Bei allen not-
wendigen taktischen Kompromissen 
hat er nie das Große und Ganze und 
die marxistischen Grundlagen aus 
dem Blick verloren. Für ihn hatte die 
Entwicklung von Klassenbewusst-
sein einen ganz wichtigen Stellen-
wert. Er überstand auch die böswil-
ligen Unterstellungen jener, die sich 
selbst Kommunisten nannten, doch 
an die Stelle der lebenswichtigen 
Kritik Dogmatismus, Befehl und Ge-
horsam gesetzt hatten. So war es kein 
Zufall, dass er entsprechend drängte, 
das Buch über den Spanischen Bür-
gerkrieg vor einigen Jahren heraus-
zugeben, das z.B. die wirkliche Rolle 
der POUM aufzeigt und die stalini-
stischen Verleumdungen und Verbre-
chen bloßstellt. Er unterstützte stets 
auch die einstigen Bemühungen der 
KPO (Kommunistischen Partei Oppo-
sition), die Klärung der Begriffe wie 

„Einheitsfront“ und „Volksfront“ wie-
der aufzunehmen. 

Es mag etwa 1971 gewesen sein, 
als Peter mit seiner Partnerin Hilde 
zur „Gruppe Arbeiterstimme“ Verbin-
dung aufnahm. Beide arbeiteten aktiv 
in der IG Metall, Hilde als Betriebs-
rätin und Peter als Vertrauensmann 
bei Siemens. Beide waren kritische 
Gewerkschafter und sie hatten allen 
Grund dazu. Die APO und Teile der 
Gesellschaft waren damals noch in 
Bewegung. Zwischen Gewerkschafts-
kritik und Gewerkschaftsfeindlich-
keit war bei vielen nur ein schmaler 
Grat. Ihn zu beschreiten, waren sich 
die Gruppe und die beiden bald einig. 
Peter wurde darin vor allem von äl-
teren Bremer Gewerkschaftern, dem 
Kreis um Schorse Stockmann, gestär-
kt. Hilde und Peter waren in der Ba-
sisarbeit stark verankert. Über viele 
Jahre hinweg hat Peter zusammen 
mit anderen die Stadtteilarbeit ge-
tragen und sie mit Hilfe der WEST-
END NACHRICHTEN untermauert. 
Die Interessenvertretung der „kleinen 
Leute“ war ihnen Herzenssache. Über 
die Einschätzung der aufkommenden 
Bürgerinitiativen der siebziger Jahre 
gab es in der Gruppe heiße Diskussi-
onen, da sie unser Selbstverständnis 
berührten. Im Laufe der Zeit näher-
ten sich Hilde und Peter unseren dies-
bezüglichen Standpunkten immer 
mehr an. Wir bestanden zusammen 
die Krise der linken Gruppen, als alle 
Hoffnungen auf eine auch von uns 
angestrebte innere Erneuerung des 
Sozialismus keine Grundlage mehr 
hatte. Der natürliche Schrumpfungs-
prozess der Gruppen, der daraufhin 
einsetzte, machte auch unserer Grup-
pe schwer zu schaffen. Was wir drin-
gend nötig hatten, war die stärkere 
Mitarbeit engagierter und theoretisch 
wie praktisch beschlagener Genos-
sinnen und Genossen. Peter wusste, 
dass er gefordert war und er han-
delte. In Referaten bei Konferenzen, 
Veranstaltungen und in vielen Arti-
keln der Arbeiterstimme konnte er 
nun über viele Jahre besonders sei-
ne betriebs- und gewerkschaftspoli-
tischen Kenntnisse einbringen und 
beitragen, die Grundlagen der mar-
xistischen Ökonomie zu verbreiten. 
Viele Leitartikel, wie zuletzt „Hilflos 

Ein schwerer Verlust: Peter ist tot!
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gegen die Krise“, stammten aus sei-
ner Feder. Die praktische Heraus-
gabe unserer Quartalszeitschrift 
war immer die Aufgabe vieler 
Gruppenmitglieder. Peter las Kor-
rektur und war sehr genau. Peters 
Interesse für Geschichte war groß, 
besonders das für die Geschichte 
der deutschen Arbeiterbewegung 
und für die der widersprüchlichen 
Entwicklung des Sozialismus. In 
seiner Besonnenheit, Beharrlich-
keit und Zähigkeit war er Vorbild. 
Er brauchte, wie wir alle, großes 
Durchhaltevermögen. 

Die Gruppe, in der Tradition 
und im Selbstverständnis der KPO 
stehend, war vorgewarnt, wohin 
stalinistische Diktaturmethoden 
führen können. Und doch konnten 
wir uns das Ausmaß der Perver-
tierung des Sozialismus nicht vor-
stellen, woran der Sozialismus letzten 
Endes dann zerbrochen ist. 

Alles schien auf den Kopf ge-
stellt. Im Sozialismus sollte es doch 
keine Herrscher und Beherrschten 
mehr geben. Ist es nicht nach Marx 
der kategorische Imperativ der Kom-
munisten, „alle Verhältnisse umzuwer-
fen, in denen der Mensch ein erniedrigtes, 
ein geknechtetes, ein verlassenes, ein ver-
ächtliches Wesen ist?“ Die Wirklichkeit 
sah ganz anders aus: Zehntausende 
Kommunisten wurden durch die Sta-
linisten verfolgt, gefoltert oder umge-
bracht; darunter der größte Teil der 
Führungsschicht. 

Auch in Gruppen wie der 
Arbei terstimme, wo nach den Ur-
sachen der Deformation geforscht 
wurde, zeigten sich die Folgen der 
Enthüllungen und des Niedergangs. 
Austritte, Inaktivität und Verwirrung 
stellten sich ein. Welch einer Überzeu-
gung und Standhaftigkeit bedurfte 

es, trotz allem seiner marxistischen 
Weltanschauung treu zu bleiben und 
einem Neubeginn wiederum seine 
Kraft zu opfern. Peter, einer der weni-
gen noch Vorhandenen, die der Grup-
pe seit der Gründungszeit Anfang der 
siebziger Jahre angehörten, gehörte 
dazu. Er wusste, gerade jetzt in der 
größten Finanz- und Wirtschaftskri-
se seit 1929, muss der Kapitalismus 
sein wahres Gesicht zeigen. Es kam 
darauf an, die systembedingten Wi-
dersprüche an den Pranger zu stellen 
und letztlich wieder den Sozialismus 
als Alternative zu propagieren, in Zu-
sammenarbeit mit anderen Gruppen. 

Es war ihm stets wichtig, neben 
der praktischen Arbeit im Münchner 
Stadtteil Westend, in der Gewerk-
schaft, im Freidenkerverband oder 
auch schon mal hinter dem Infostand 
der Roten Hilfe die theoretische Bil-
dung der jüngeren Genossinnen und 
Genossen zu unterstützen und be-

harrlich auf die Notwendigkeit 
der Aneignung der marxistischen 
Theorie hinzuweisen. Obwohl es 
ihm manchmal sehr schwer fiel, 
mit dem „lockeren“ Umgang der 
Jüngeren mit Pünktlichkeit und 
Regelmäßigkeit umzugehen, hat-
te er sich zu einer neuen Kapital-
schulung entschlossen. Weil es 
notwendig war.

Vor Peter wären noch viele 
Aufgaben gestanden. Leider kam 
der Tod dazwischen. Es sagt sich 
so leicht: „Jeder Mensch ist zu erset-
zen“, aber leider stimmt das sehr 
oft nicht. Wissen und Weisheit 
eines langen politischen Lebens 
lassen sich nicht herbeizaubern, 
die vielen Erfahrungen erst recht 
nicht nachholen. Wir müssen ver-
suchen, ihn zu ersetzen, dort wo 
die Voraussetzungen vorhanden 

sind oder wo wir durch Lernen und 
Vermehrung unserer Aktivitäten di-
ese Voraussetzungen selbst schaffen 
können. Das muß nun in dieser trau-
rigen Stunde der Auftrag für uns sein. 

Mit Peter haben wir viel ver-
loren, als Menschen, als politischen 
Kopf, als Mitstreiter der „Gruppe Ar-
beiterstimme“ und der Linken allge-
mein, als unermüdlichen Kämpfer 
in der Arbeiterbewegung, der stets 
mit wachem Kopf und zugleich mit 
großer Besonnenheit da mitgewirkt 
hat, wo es um soziale Belange und 
um die stets bedrohte Freiheit des 
Geistes ging. 

Darin war er uns Vorbild und 
er hat uns beeinflusst. Dafür danken 
wir ihm.

Die Urnenbeisetzung findet am 
30. September um 13 Uhr im Fried-
hof am Perlacher Forst, Stadelheimer 
Straße in Obergiesing statt.

Am Infostand der Roten Hilfe und der WESTEND 
NACHRICHTEN im Sommer diesen Jahres.
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Der Arbeitskampf und 
der sechswöchige Streik 
der AEG-Beschäftigten 

in Nürnberg um den Erhalt ihrer Ar-
beitsplätze 2005-2007 hat in Deutsch-
land und darüber hinaus wegen seiner 
Härte und Breite und wegen seiner 
politischen Dimension Aufsehen er-
regt. Bei manchen Gewerkschaftern 
und in Kreisen der Linken sind der 
Streik, seine Begleitumstände und das 
Ergebnis heute noch ein Thema, war 
doch die Breite der Solidarisierung in 
der Gesellschaft in diesem Ausmaß ein 
Novum. Auch wurde die Frage aufge-
worfen, ob Schließungen und Verlage-
rungen von Werken angesichts mäch-
tiger Konzerne und unter den Bedin-
gungen der Globalisierung durch blo-
ße Betriebskämpfe überhaupt noch 
verhindert werden können. 

In mehreren Gewerkschaftsblät-
tern wurde damals der AEG-Kampf 
behandelt, die IG-Metall Bezirkslei-
tung München gab dazu eine Bro-
schüre heraus. Linke Zeitschriften 
gaben sich mehr Mühe zur Analyse. 
Wir verweisen auf die Arbeiterstim-
me vom Frühjahr 2006, Nr. 151: „Ist 
der AEG-Streik ein Vorbote eines neuen 
Kampfgeistes?“ Große Teile des Arti-
kels wurden in der „Arbeiterpolitik“ 
nachgedruckt. Die „ARSTI“ brachte 
dann in ihrer Nummer 155 nochmals 
eine „Nachbetrachtung des AEG-Streiks“.

Das zu rezensierende Buch will 
ausdrücklich keine Analyse des Ar-
beitskampfes geben. Es kommen Ak-
teure zu Wort und „linksradikale Inter-
ventionen“ werden vorgestellt. Gleich, 
wie man zu den verschiedenen Ak-
teuren und ihren Aussagen steht, es 
ist das Verdienst der Herausgeber, 
eine bisher wenig bekannte Seite 
meist positiver Interventionen sei-
tens linker Gruppen und Personen in 
diesem Arbeitskampf vorgestellt zu 
bekommen. Wenn man auch manch-
mal den Eindruck hat, dass manche 
dieser Interventionen überbewertet 
sein könnten, so zeigt das Buch doch 
auch auf, welche Möglichkeiten lin-
ken Aktivisten zuwachsen können 
und dass man Phantasie besitzen 
muß, um neue Methoden auszupro-
bieren und die Selbsttätigkeit der Be-
legschaft anzuregen. Neben berech-
tigter Gewerkschaftskritik sind aber 

auch Stimmen vorhanden, die Ge-
werkschaftsfeindlichkeit ausdrücken, 
so, wenn eine Art Verschwörungsthe-
orie vertreten wird, die Funktionäre 
des „Verrats“ bezichtigt werden. („Sie 
haben uns verkauft“.) Schade, dass ge-
rade manche militanten Vertrauens-
leute die Notwendigkeit, taktisch zu 
verfahren, so gering schätzen. Es muß 
ja z.B. erst eine Stimmung heranrei-
fen, bevor man mit dem Streik be-
ginnen kann. Wenn ganze Teile der 
Belegschaft sich krank melden, so ist 
das die Flucht vor dem Kampf. Auch 
der geringe Organisationsgrad von 
38 % war ein Zeichen der Schwäche. 
Der unkritische, freudige Empfang 
der Politprominenz durch die Strei-
kenden war kein Zeichen von Klas-
senbewußtsein. Die meisten von de-
nen sind doch mitschuldig an einer 
Gesellschaftsordnung, in der die Ka-
pitalisten die Macht haben und das 
bestehende Streikrecht nicht mal 
Streiks gegen Betriebsschließungen 
zulässt. Von den Abfindungen der 
Arbeiter werden sogar Steuern ver-
langt, während die Unternehmer die 
Abwicklungskosten noch steuerlich 
geltend machen können.

Im Buch wird auch die Wirk-
samkeit des „Netzwerks IT“ zur Me-
dienmultiplikation geschildert. Auch 
die Stadtteildemonstration aus Go-
stenhof, die die OA (Organisierte Au-
tonomie) durchführte, kann in ähn-
lichen Fällen empfohlen werden. Die 
Boykottak tion, angestoßen vom Sozi-
alforum Nürnberg, wird als großer 
Erfolg geschildert. Die grundsätzliche 
Problematik, die mit einem solchen 
Boykott aus linker Sicht verbunden 
ist, wurde anscheinend nicht hinter-
fragt. Betrifft der Boykott etwa die 
Kolleginnen und Kollegen in Polen, 
Italien und Schweden usw. nicht?

Im Buch kommen allgemein die 
Schwierigkeiten und Schwächen im 
Streikverlauf zu kurz oder werden 
nicht erwähnt. Dagegen heißt es: „Wir 
hätten mehr erreichen können, wenn wir 
länger gestreikt hätten“. Eine Begrün-
dung dafür wird nicht genannt. Wer 
spricht schon gern von Kräfteverhält-
nissen, vom Zwang, zu taktieren… 
Die materielle Grundlage eines so 
langen Streiks ist immer noch – bei 
allen Spenden – das gewerkschaft-

liche Streikgeld. Spielt das in der lin-
ken Diskussion keine Rolle?

Die beiden Interviews mit Hans 
Patzelt sind sehr lesenswert, wenn 
man auch in einigen Punkten anderer 
Meinung sein kann. Er war vor Jahren 
Betriebsratsvorsitzender bei AEG-Ka-
nis. Hier geht es geht vor allem um 
die elf Monate Streik gegen die Schlie-
ßung des Werks, die trotz aller Wid-
rigkeiten durch den Widerstandsgeist 
der Belegschaft verhindert werden 
konnte. Ein direkter Vergleich mit dem 
Kampf bei AEG/Elektrolux lässt sich 
jedoch unseres Erachtens nicht ziehen. 
Die Bedingungen waren 2005-2007 un-
günstiger geworden, auch die Struk-
tur der Belegschaft war eine etwas 
andere. Außerdem, ohne Blessuren 
(laufender Personalabbau) überstand 
auch damals AEG-Kanis das mehr-
malige Weiterverkaufen an andere 
Konzerne nicht. Wichtig war schon 
damals, die größtmögliche Öffentlich-
keit herzustellen. Darum ging es auch 
beim AEG-Streik, wo Hans Patzelt das 
Sozialforum beeinflusste und seine 
vielen Verbindungen nutzte: zur Frie-
densbewegung, zur „Aktionsgemein-
schaft Nürnberger Arbeitsloser“ bis hin 
zur Stadtverwaltung und dem Nürn-
berger Stadtrat. Zu seinen Ansichten 
zum AEG-Streik, an dem er die gan-
ze Zeit über teilgenommen hat, gibt 
es im Buch einen extra Abschnitt. Sei-
ne nüchterne Ausgewogenheit steht 
schon manchmal im Gegensatz zu 
anderen Interviewten, die nicht frei 
von Wunschvorstellungen und Emo-
tionen sind. So ist es lehrreich, dieses 
Kapitel eines erfahrenen ehemaligen 
Streikleiters zu lesen, der sowohl Ge-
werkschaftsfeindlichkeit wie auch so-
zialpartnerschaftliche Konsenspolitik 
von Betriebsräten und Gewerkschafts-
führern zurückweist.

Auch in den 20 Seiten Interview 
mit Franziska von der OA, der Orga-
nisierten Autonomie, über den Streik, 
die Basisarbeit und die Solidarität mit 
den Streikenden gibt es manche er-
freuliche Klarsicht.

Einen ziemlichen Umfang (40 
Seiten) nimmt der „Workshop“ ein: 
„Strategie und Taktik in wirtschaftspo-
litischen Auseinandersetzungen am Bei-
spiel der AEG Nürnberg.“ Da waltet 
dann pure Phantasie und die Arbei-

„Wir bleiben hier. Dafür kämpfen wir!“
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terschaft des Jahres 2005 wird in das 
Himmelreich des allgemeinen Klas-
senbewusstseins versetzt. Es herr-
schen dann Zustände wie vor fast 
100 Jahren und man lässt Solomon 
Losowski, den kommunistischen Ge-
werkschaftsführer der SU, lehren, dass 
man soziale Kämpfe wie Kriege und 
Streiks wie Schlachten zu führen hat. 
Dabei wird Bezug genommen auf die 
verhängnisvolle RGO (revolutionäre 
Gewerkschaftsopposition) –Politik, 
die damals schon so schmählich ge-
scheitert ist. Die Gewerkschaft wird 
als zweiter Feind in diesem Szenario 
behandelt und oft ist man mehr bei 
Clausewitz als bei Marx. In diesem 
fiktiven Rollenspiel werden dann Ge-
werkschaftsfunktionäre als „Schweine“ 
und „Arbeiterverräter“ bezeichnet. 
Konkrete Fakten und Beweise kann 
man sich auf diese ultralinke Wei-
se anscheinend sparen. Ultralinks ist 
immer jenseits von links, letztendlich 
schadet eine solche Haltung der eige-
nen Sache. Mit Recht haben die lin-
ken Kritiker die Deutschtümelei der 
IGM angegriffen. Aber wenn angeb-
lich die Arbeiterinnen und Arbeiter 
im Demonstrationszug soviel klas-
senkampfbewußter als die Funktio-
näre waren, warum haben sie dann 
massenhaft „AEG ist Deutschland“ auf 
der Brust getragen und haben es ihnen 
nicht vor die Füße geworfen?

Weitere Kapitel bringen u. a. 
eine Chronologie des Arbeits-
kampfes, Radio Z-Live-Sendungen, 
Streikrückblicke von Kollegen und 
Ansichten einer Gruppe, die sich „Ra-
dikale Linke“ nennt.

Besonders interessant ist das 
Kapitel „Die dunkle Seite der Macht – 
Anti-Antifa als Repressionsmittel gegen 
StreikunterstützerInnen“. Da wird viel 
bisher Unbekanntes aufgelistet, vor 
allem aus dem Nürnberger Raum. 
Die meisten machen sich keine Vor-
stellungen, wie weit die Einschüch-
terungskampagnen und der Terror 
der Rechtsradikalen bereits fortge-
schritten sind. Erschreckend dabei 
ist, wie groß bei amtlichen Stellen die 
Aufnahmebereitschaft für Denunzie-
rungen und Diffamierungen ist, was 
einer Form von Zusammenarbeit 
nahe kommt. Neben den Linken ist 
auch längst der Arbeiterwiderstand 
ins Visier der Faschisten geraten. 
Das müsste ein Alarmsignal für die 
Gewerkschaften sein, mehr dagegen 
zu unternehmen. Dass Widerstands-

aktionen nicht aussichtslos sind, zei-
gen die Demonstrationen gegen die 
Nazis in Gräfenberg.

In der Zusammenfassung auf 
der Rückseite des Buches heißt es un-
ter anderem: „Die Werksschließung in 
Nürnberg konnte nicht verhindert wer-
den, doch können wir wirklich von einer 
Niederlage der Kämpfe sprechen? Dage-
gen sprechen nicht nur die gemachten 
Erfahrungen, sondern auch die wenig 
bekannte Tatsache, dass der zähe Wider-
stand der AEG-Beschäftigten zusammen 
mit dem vom Sozialforum gestarteten 
Boykott Elektrolux zum Rückzug zwang. 
Die Restrukturierung der westeuropä-
ischen Werke wurde für zwei Jahre auf 
Eis gelegt und das letzte deutsche AEG-
Werk in der Nachbarstadt Rothenburg 
bleibt bis auf weiteres bestehen.

Der Kampf um die AEG in Nürn-
berg vermittelt eine Ahnung davon, wel-
che Kraft entsteht, wenn ein spontaner 
unkontrollierter Widerstand von Arbei-
terInnen und eine entschlossene linksra-
dikale Intervention zusammenkommen“. 
Gerade in letzterem Satz widerspie-
gelt sich ein Stück Wunschdenken 
und Überbewertung der „linken Inter-
vention“, wie es immer wieder in den 
Texten zum Ausdruck kommt. Der 
„unkontrollierte Widerstand von Arbei-
terInnen“ bezog sich doch meist auf 
eine kleine Minderheit. Die Haupt-
akteure des Kampfes waren die vom 
Betriebskörper und der Gewerkschaft 
Aktivierten. Es waren ihre Organi-
siertheit und Geschlossenheit und 
nicht zuletzt das Streikgeld, die die 
Entschlossenheit im Kampf und das 
Durchhalten bewirkten. Leider hat-
te ein beträchtlicher Teil der Beleg-
schaft sich der Auseinandersetzung 
von vornherein durch Krankmeldung 
entzogen.

Alle Achtung vor dem Engage-
ment linker Zirkel und Gruppen! Sie 
haben zu manchem Erfolg beigetra-
gen. Allein von der Zahl her und da 
sie meist von außen kamen, waren 
sie nur in der Lage, marginal einzu-
greifen oder Anstöße zu geben. Jene, 
die ultralinks auftraten, haben ande-
rerseits mehr geschadet als genützt. 
Was sollen solche Einschätzungen, 
wie von einer „Belegschaft, die kaum 
im Zaum zu halten ist“, von „Funktio-
nären, die uns verkauft haben“, bei 81% 
Zustimmung zum Abschluss? Jene, 
die eine längere Betriebsbesetzung 
forderten, haben wohl vergessen, wer 
die Macht in diesem Staate hat. An 

den „Grundpfeilern des Kapitalismus“ 
hätte man gerüttelt! Das sicher nicht! 
Doch dieser Arbeitskampf hat wieder 
mal das System ein Stück bloßgestellt. 
Das und die Streikerfahrungen, nicht 
nur der beteiligten AEGler, ist es, was 
wenigstens stellenweise bleiben wird. 

Das Buch ist in jedem Fall le-
senswert, gibt es doch eine Unmenge 
Stoff zur Diskussion. Die Einstellung 
zu den Gewerkschaften bedarf einer 
grundsätzlichen Klärung. Mit der 
Auswechslung der Gewerkschafts-
führung ist es nicht getan. Die Ge-
werkschaften sind im Allgemeinen 
Ausdruck des Zustands, auch des 
politischen, ihrer Mitglieder. Wir ha-
ben an unseren Gewerkschaften viel 
zu kritisieren. Es gilt ständig, Ma-
nipulationen der Bürokratie abzu-
wehren, aber wir haben eben keine 
anderen Gewerkschaften. Für Linke 
gilt es deshalb, im Sinne von Verän-
derungen in ihnen zu wirken. Der 
Mangel an Klassenbewusstsein ver-
hindert auch den Umschlag von Er-
fahrungen aus Arbeitskämpfen ins 
Politische. Die Gesetzmäßigkeiten 
des kapitalistischen Systems kön-
nen nicht durch vereinzelte Betriebs-
kämpfe außer Kraft gesetzt werden. 
Die Macht im bürgerlichen Staat hat 
die herrschende Kapitalistenklasse. 
Doch, finden sie keinen Widerstand, 
machen sie mit uns, was sie wollen. 
Erst, wenn die Arbeiterklasse von der 
Klasse an sich wieder zur Klasse für 
sich findet, hat sie die Kraft, zur Of-
fensive überzugehen. 

Das jedoch ist eine politische 
Aufgabe.

„Wir bleiben hier. dafür kämpfen wir“ 
Akteure berichten über den Arbeitskampf 

bei AEG/Elektrolux in Nürnberg 2005-
2007. Verlag Die Buchmacherei – Redaktion 

Druckwächter. ISBN 978-3-00-026803-3, 
Berlin , 290 Seiten, 12,00 €
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Zuerst sah alles nach 
einem zwar harten, aber 
doch auf den Betrieb be-

grenzten Konflikt aus. Seit Wochen 
verhandelte der Betriebsrat der zum 
Stahlkonzern Hoesch gehörenden 
Dortmunder Westfalenhütte um 20 
Pfennig mehr Stundenlohn. Am 2. 
September 1969 sollte eine kleine 
Versammlung von Vertrauensleuten 
der IG Metall der Forderung Nach-
druck verleihen, aber zur allgemeinen 
Überraschung strömten ihr Kollegen 
aus allen Abteilungen des Werkes zu. 
Bald standen die ersten Walzstraßen 
still. Gegen Mittag befand sich die 
komplette Frühschicht – 5.000 Mann 
– im spontanen Ausstand. Das Ma-
nagement hatte es nun sehr eilig, der 
Belegschaft entgegenzukommen. 
Aber zu spät: Im Bewusstsein ihrer 
Stärke forderte eine Streikversamm-
lung jetzt 30 und drohte damit, 50 
Pfennig zu verlangen, sollte ihrem 
Begehren nicht umgehend stattge-
geben werden. Hunderte drangen 
in das Verwaltungsgebäude ein und 
machten mit ihren Helmen auf dem 
Treppengeländer einen Höllenlärm.

Nicht nur die Mittag- und die 
Nachtschicht der Westfalenhütte 
schlossen sich der Bewegung an, auch 
die Kollegen der Dortmunder Be-
triebe Union und Phoenix reihten sich 

ein. Binnen weniger Stunden befan-
den sich mehr als 20.000 Dortmunder 
Stahlarbeiter im Ausstand, aus eige-
nem Entschluss und ohne Aufruf hö-
herer gewerkschaftlicher Instanzen. 
Am Vormittag des 3. September for-
mierten sich aus den Werken heraus 
drei Demonstrationszüge, die sich in 
der Dortmunder Innenstadt trafen. 
10.000 zogen von dort aus gemein-
sam zur Hoesch-Hauptverwaltung. 
Ihre Parole: „Alle Räder stehen still, 
wenn der Arbeiter es will.“ Wenig 
später knickte die Konzernleitung 
ein, akzeptierte nicht nur die Anhe-
bung der Stundenlöhne um 30 Pfen-
nig ohne Wenn und Aber, sondern 
musste auch in die Bezahlung der 
Streikzeit einwilligen.

In den anderen Stahlbetrieben 
an Rhein und Ruhr machte die Nach-
richt vom Erfolg der Dortmunder 
rasch die Runde. Aus einem zunächst 
lokalen Ereignis wurde ein Flächen-
brand. Noch am 3. September legten 
1.300 Kollegen der Rheinstahl-Gieße-
rei in Duisburg-Meiderich die Arbeit 
nieder, am Tag darauf 2.900 Mann 
der Friedrich-Wilhelm-Hütte in Mül-
heim/Ruhr. Es folgten am 5. Septem-
ber der Schalker Verein in Gelsenkir-
chen mit etwa 3.300 und die Mannes-
mann-Hüttenwerke in Duisburg-Hu-
ckingen mit 10.000 Beschäftigten. Bis 

zum 9. September verweigerte in der 
Stahlindustrie eine Belegschaft nach 
der anderen die Arbeit. Es folgten die 
Bergleute mehrerer Schachtanlagen 
des Ruhrgebietes und des Saarlandes, 
Kollegen der Metallverarbeitung und 

der Textilindustrie. Selbst der öf-
fentliche Dienst trat mancherorts 
in den spontanen Ausstand. Über-
all ging es um deutliche Lohner-
höhungen. Und überall waren die 
Kollegen selbst, vor allem die ge-
werkschaftlichen Vertrauensleute, 
die Organisatoren dieser Massen-
aktion. Insgesamt wurden etwa 
140.000 Streikende in 69 Betrieben 
zwischen Kiel und dem bayrischen 
Sulzbach-Rosenberg gezählt.

Dass sich im Spätsommer 
1969 ein lokales Ereignis geradezu 
explosionsartig ausweitete, lag an 
den ökonomischen und politischen 
Rahmenbedingungen. Die Gewerk-
schaften, obwohl vom Grundsatz 
her unabhängig und nur den Ar-
beitnehmerinteressen verpflichtet, 
hatten sich in eine Politik der seit 
1966 regierenden Großen Koaliti-

on hineinziehen lassen. Zur Bekämp-
fung der Rezession der Jahre 1966/67 
waren sie der so genannten Konzer-
tierten Aktion beigetreten. Bei dieser 
institutionalisierten Zusammenarbeit 
von Regierung, Unternehmerverbän-
den und Arbeitnehmerorganisati-
onen waren de facto Lohnleitlinien 
vorgegeben worden, an die sich die 
Gewerkschaften in den folgenden Ta-
rifverhandlungen hielten. Das führte 
zu Reallohnverlusten und einem um 
mehr als zwei Prozent deutlich sin-
kenden Anteil der abhängig Beschäf-
tigten am Volkseinkommen. Beson-
ders zugespitzt war die Lage in der 
Stahlindustrie. Die bereits im Herbst 
1967 wieder einsetzende Konjunktur 
hatte einen Stahlboom ausgelöst, die 
den Stahlkonzernen Gewinnsprünge 
von bis zu 20 Prozent bescherte. Vor 
diesem Hintergrund stieß die lohnpo-
litische Zurückhaltung in den Betrie-
ben auf wachsenden Widerspruch, 
der sich schließlich in den spontanen 
Arbeitsniederlegungen des Septem-
ber 1969 entlud und in den meisten 
betroffenen Unternehmen bedeu-
tende materielle Zugeständnisse der 
Kapitalseite erzwang.

Dass die Arbeitgebervertreter 
schäumten, konnte nicht erstaunen. 
Fritz Berg, Vorsitzender des Bundes-
verbandes der Deutschen Industrie 

Vor 40 Jahren entlud sich in Deutschland die Unzufriedenheit 
der Arbeiter mit den Gewerkschaften in einer Welle spontaner 
Arbeitsniederlegungen in der Stahlindustrie

Arbeitskampf
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(BDI), ließ sich gar zu der Äußerung 
hinreißen, man hätte „ruhig schie-
ßen sollen, dann herrscht wenigstens 
Ordnung“.

Bedenklich war der Umgang 
mancher Gewerkschaftsführung mit 
einer Bewegung, von der sie offen-
sichtlich völlig überrascht worden 
war. Bis dahin hatte der deutsche Kol-
lege im internationalen Vergleich als 
äußerst diszipliniert gegolten. Streiks 
ohne Anordnung von oben – das wa-
ren seltene Ausnahmen. Aber offen-
sichtlich hatte der Geist der 68er auch 
in den Betrieben Einzug gehalten. 
Während die IG Metall der spontanen 
Erhebung zwar reserviert gegenüber-
stand, ihr aber wenigstens nicht ent-
gegentrat, kam es vor allem im Ruhr-
bergbau zu heftigen Konfrontationen 
von Bergleuten und führenden Ge-
werkschaftsfunktionären.

Die IG Bergbau hatte kurz zu-
vor eine Lohnerhöhung von 3,50 
Mark pro Mann und Schicht erzielt, 
für die Führung eines der besten Ta-
rifergebnisse aller Zeiten. Die Bergar-
beiter im Dortmunder Revier sahen 
das anders. Etwa 2.000 marschierten 
zum DGB-Haus, riefen „Glück auf, 
Glück auf, wir werden verkauft“ 
und bezeichneten den Bezirksleiter 
der Gewerkschaft als Verräter und 

Schieber. Die Gewerkschaftsführung 
trat den etwa 10.000 Streikenden ih-
rerseits mit einer brachialen Taktik 
entgegen. Sie drohte damit, die Strei-
kenden und ihre Familien würden 
den knappschaftlichen Krankenversi-
cherungsschutz verlieren, nahm den 
Zechenleitungen so die Drecksarbeit 
ab und erzwang schließlich die Wie-
deraufnahme der Arbeit.

Auch nach dem Abebben der 
Welle spontaner Arbeitsniederle-
gungen verfolgte die IG Bergbau ei-
nen harten Kurs der innergewerk-
schaftlichen Disziplinierung. Die IG 
Metall unternahm dagegen den Ver-
such, durch stärkere Einbeziehung 
der Vertrauensleute und regionaler 
Gewerkschaftsgliederungen in die 
Tarifpolitik positive Konsequenzen 
zu ziehen. Dennoch kam es im Boom-
jahr 1973 erneut zu einer Welle spon-
taner Arbeitsniederlegungen, nach-
dem sich die Gewerkschaften aber-
mals auf Regierungspolitik, diesmal 
die der kleinen Koalition unter Wil-
ly Brandt verpflichtet und reduzierte 
Tarifforderungen aufgestellt hatten. 
Zahlreiche Belegschaften wollten 
nicht akzeptieren, dass ein Metallta-
rif-Abschluss von 8,5 Prozent durch 
eine Geldentwertung von acht Pro-
zent zunichte gemacht wurde und 

verlangten Inflationsausgleich – in 
vielen Fällen erfolgreich.

Mit der Anfang der achtziger 
Jahre einsetzenden Massenarbeitslo-
sigkeit und ihrer einschüchternden 
Wirkung sind spontane Streiks wie-
der zu vereinzelten Ereignissen ge-
worden. Das Problem der Integrati-
on der Gewerkschaften in die Poli-
tik wechselnder Regierungen, sei es 
unter dem Etikett der Konzertierten 
Aktion, sei es im Namen eines Bünd-
nisses für Arbeit, ist geblieben. Und 
mit ihm die Notwendigkeit, um die 
Bewahrung der gewerkschaftlichen 
Unabhängigkeit zu ringen.

Ulrich Breitbach

aus: 

der Freitag Mediengesellschaft mbh & Co. KG 
Hegelplatz 1, 10117 Berlin 

Tel. (030) 25 00 87-0
Fax (030) 25 00 87-99

E-Mail: verlag [at] freitag.de
freitag.de

Der Historiker und Journalist Ulrich 
Breitbach lebt und arbeitet im Ruhrgebiet. 

Sein besonderes Interesse gilt der Geschichte 
sozialer Bewegungen sowie sozialpolitischen 

Themen

Dortmunder Hoesch-Arbeiter verbrennen die Bildzeitung, 
September 1969
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Am 1. März 1984 kündi-
gte die NCB (National 
Coal Board) , die nati-

onale Kohlebehörde, die Schließung 
der Cottonwood Mine in North York-
shire an, ein Akt, mit dem die jahre-
langen Streikaktionen gegen Gru-
benschließungen ausgelöst wurden, 
die, obwohl sie bei einer Reihe von 
Gelegenheiten fast erfolgreich waren, 
aber schließlich mit einer Niederla-
ge endeten. Dies war ein schwerer 
Schlag nicht nur für die Bergleute in 
Großbritannien, sondern internatio-
nal für die Arbeiterklasse, da sie es 
Thatcher erlaubte, die neoliberale 
Wirtschaftspolitik durchzudrücken, 
die in anderen Ländern kopiert wur-
de und für die wir immer noch den 
Preis zahlen. Als sie die NUM besiegt 
hatte, die mächtigste Gewerkschaft 
in Großbritannien, wurden weitere 
Angriffe gegen Gewerkschaften un-
ternommen, die ebenfalls mit deren 
Niederlagen endeten, und die Re-
gierung der Tories begann ihren An-
griff auf den öffentlichen Sektor mit 
Privatisierungen und der Einfüh-
rung des Marktes. Ganze Bereiche 
der britischen Industrie wurden zer-
stört; das Vertrauen auf den Dienst-
leistungs- und Finanzsektor ersetzte 
sie. Ein Trend, der von New Labour 
fortgesetzt und ausgebaut wurde, als 
sie 1997 an die Stelle der Tories traten.

1972 und 1974 hatte die NUM 
der damaligen Tory-Regierung unter 
Ted Heath einige Niederlagen zuge-
fügt. Stromkürzungen führten 1974 
zu einer Arbeitswoche von nur drei 
Tagen. Heath setzte daraufhin Neu-
wahlen an und fragte: „Wer schafft 
eigentlich an, die Regierung oder die 
Bergarbeiter?“ Er verlor die Wahl und 
Harold Wilson bildete eine Labour-Re-
gierung. Diese Regierung sah die Not-
wendigkeit, die Macht der Bergarbei-
ter zu schwächen. Sie erreichte, dass 
ihre Idee von Regionalen Leistungs-
lohnsystemen gleichberechtigt neben 
die nationalen Lohnverhandlungen 
trat. Sie sollten die Solidarität inner-
halb der Bergarbeiter aufbrechen mit 
Hilfe derjenigen, in deren Regionen 
Kohle leichter zu gewinnen war; dort 
konnte man mehr Geld verdienen. 

Dieses System wurde eingeführt durch 
die NCB mit Hilfe der damaligen rech-
ten Führung der NUM, obwohl es in 
Abstimmungen von der Mitgliedschaft 
abgelehnt wurde. Dieses System hatte 
das erhoffte Ergebnis in den Regionen, 
in denen die Modernisierung schon im 
Gange war und die über große Koh-
lereserven verfügten; diese neigten 
dazu, ihre Bindung zu den anderen 
Regionen und zur nationalen Gewerk-
schaft zu lösen. (Die NUM war 1944, 
schon vor den Nationalisierungen der 
Nachkriegszeit, entstanden. Sie hat-
te die föderalen Strukturen der alten 
MFGB beibehalten.)

Heath wurde durch Thatcher 
ersetzt und dafür kritisiert, dass er 
1974 nicht die Armee gegen die NUM 
eingesetzt hatte. Die neoliberale Frak-
tion der Tories arbeitete sorgfältig 
Pläne aus, um der Gewerkschaftsbe-
wegung eine Niederlage zu bereiten. 
1979, als sie ins Amt kam, begann sie 
langsam, diese umzusetzen. Neben 
einer antigewerkschaftlichen Gesetz-
gebung, die nach und nach einge-
bracht wurde, um nicht einen Wider-
stand zu provozieren, welcher schon 
frühere Planungen sowohl von Heath 
als auch von Wilson zu Fall gebracht 
hatte, wurden Kohle-Aktiengesell-
schaften gebildet. Es wurde ein nati-
onales Koordinationszentrum einge-
richtet, das die örtlichen Polizeikräfte 
vernetzen sollte, Energiegewinnungs-
anlagen für Gas und Öl wurden einge-
richtet und Verträge zur Beförderung 
der Kohle auf der Straße wurden an 
Firmen vergeben, wo keine Gewerk-
schaften vorhanden waren. Ian Mc-
Gregor, ein Kohlebaron aus den USA, 
den Gewerkschaften gegenüber sehr 
feindselig eingestellt, der an die Spit-
ze von British Steel gebracht worden 
war, wurde in die NCB geholt. ( That-
chers erster Kampf war der gegen die 
Stahlarbeiter, deren nutzlose Führung 
nach drei Monaten Streik aufgegeben 
hatte.) Und auch die Geheimdienste 
waren aktiv, ebenso wie private Dien-
ste, die mit Streikbrechern verbunden 
waren und direkt mit Thatcher zu-
sammenarbeiteten.

Thatcher lotete 1981 aus, wie 
weit sie gehen könnte, aber drohende 

Streikaktionen 
verzögerten eine 
Anzahl von Gru-
benschließungen. 
Dann, am 10. Fe-
bruar 1984, kündigte 
die NCB an, dass 50 Gruben in den 
nächsten 5 Jahren geschlossen wer-
den sollten. Im Süden von Wales bra-
chen Streiks aus. Die Streikposten be-
suchten die anderen Kohlefelder und 
riefen so einen nationalen Streik her-
vor, bevor die NUM überhaupt eine 
Abstimmung organisieren konnte. 
Am 18. Februar zog das Kabinett 
den Schließungsplan zurück. Spä-
ter gab das Energieministerium zu, 
dass der Rückzug „taktisch“ war, da 
sie nicht ausreichend vorbereitet wa-
ren. Die Politik der NUM war, dass 
Schließungen nur akzeptiert würden, 
wenn die Kohlereserven völlig aus-
gebeutet wären.

Die Grube von Cottonwood 
war für ihren gemäßigten Kurs be-
kannt, nicht für Militanz; deshalb 
wurde sie ausgewählt, obwohl sie 
hochwertige Kohle produzierte und 
noch Reserven für fünf Jahre hatte. 
Im Wissen darum, dass dieser Kampf 
kommen würde, hatte die NUM 18 
Wochen lang Überstunden verbo-
ten, um die Kohlevorräte zu redu-
zieren. Im Süden von Yorkshire be-
fanden sich bereits vier Gruben im 
Streik, weil die NCB versuchte, das 
Verbot von Überstunden zu igno-
rieren. In Polmaise in Schottland 
war seit Februar ein Streik gegen 
die Schließung im Gang. Innerhalb 
weniger Tage erklärte die NUM von 
Yorkshire, unterstützt von mobilen 
Streikposten aus den bestreikten 
Gruben, alle Streiks in Yorkshire für 
offiziell. Mobile Streikposten schaff-
ten es, dass alle Kohlebergwerke in 
Yorkshire am Streik teilnahmen. Die 
schottische NUM rief ihre Mitglieder 
auf, Polmaise zu unterstützen und 
sich Yorkshire anzuschließen. Am 
8. März traf sich die Exekutive der 
NUM und beschloß mit einer Mehr-
heit von 21 zu 3 Stimmen, die Streiks 
in Yorkshire und Schottland zu un-
terstützen, und jeder anderen Regi-
on, die streiken wollte, dies zu er-

Vor 25 Jahren: Bergarbeiterstreik in 
Großbritannien
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lauben. Die Vorschriften der NUM 
schrieben eine nationale Abstimmung 
für einen nationalen Streik vor, aber 
die Mitglieder der Exekutive, die für 
Streiks stimmten, beharrten darauf, 
es handle sich hier um eine Serie lo-
kaler Streiks. Am 12. März befand 
sich die Hälfte der 184.000 britischen 
Bergarbeiter im Streik.

Ein Monat, nachdem der Streik 
begonnen hatte, befand sich die 
Mehrheit der Mitglieder der NUM im 
Streik, oft unterstützt durch Bergar-
beiter aus militanteren Gebieten oder 
Bergwerken. In den gutverdienenden 
Regionen war der Streik schwach: In 
Nottingham beteiligten sich an die 
12.000 von 30.000, in Leicester weni-
ger als 20, aber Eisenbahner weiger-
ten sich, Kohle zu befördern, in South 
Derbyshire arbeitete eine Mehrheit 
weiter. Die Streikposten der NUM 
konzentrierten sich auf Elektrizitäts-
werke und Stahlwerke und im beson-
deren auf die Streikbrecher in Not-
tingham. Es kam zu heftigen Ausei-
nandersetzungen zwischen Streikpo-
sten und der Polizei. Paramilitärische 
Polizei, die in den 1970er Jahren ge-
schaffen worden war, griff Streikpo-
sten an, schlug sie und sperrte sie 
ein. Bergarbeiter-Ortschaften wurden 
terrorisiert. Streikposten aus anderen 
Regionen wurden daran gehindert, 
Nottinghamshire zu betreten. Berg-
arbeiter aus Kent wurden davon ab-
gehalten, durch London Themseab-
wärts zu marschieren und kehrten 
wieder um. Es kam zu Massenver-
haftungen und Streikposten wurde 
gesagt, sie sollten den im Betrieb be-
findlichen Bergwerken fernbleiben 
oder sie würden ins Gefängnis wan-
dern. Nachdem der Streik vorüber 
war, gewannen viele von ihnen, die 
wegen schwerwiegender Vergehen 
angeklagt worden waren, ihre Beru-
fungsverfahren und erhielten Ent-
schädigungen.

Die Medien konzentrierten sich 
auf die Gewaltszenen und pranger-
ten die linken Führer der NUM an, 
die beschuldigt wurden, die Regie-
rung Thatcher stürzen zu wollen. 
Diejenigen, die gegen den Streik 
waren, lenkten ihr Augenmerk auf 
das Fehlen einer nationalen Abstim-
mung und sagten, der Streik sei ver-
fassungswidrig. Sobald die Linke in 
der NUM im Dezember 1981 Scar-
gill als Vorsitzenden durchgebracht 
hatte, verlor sie eine Abstimmung 

nach der anderen über Arbeitslöhne 
und beim Widerstand gegen Gruben-
schließungen. Sie fürchtete ernsthaft, 
wieder zu verlieren, aber es ist mög-
lich, dass sie gewonnen hätten, wenn 
der Streik noch einen Monat länger 
gedauert hätte. Im Juni 1984 führte 
Scargill die große Anzahl von Streik-
posten um das riesige Kohlendepot 
von Orgreave in Yorkshire an, das die 
Stahlwerke in Scunthorpe versorgte. 
Die NUM gestand ausreichend Kohle 
zu, dass die Hochöfen weiterlaufen, 
aber keinen Stahl produzieren konn-
ten. Als das Management begann, 
Stahl zu produzieren, versuchte sie, 
die Kohlelieferungen aus Orgrea-
ve zu stoppen. Bereitschaftspolizei 
griff die Streikposten an, aber die 
Nachrichten der BBC schnitten den 
Film anders, so dass es aussah, als 
ob die Streikposten die Polizei an-
gegriffen hätten. Viele Journalisten 
unterstützten die Bergarbeiter, aber 
sie hatten keine Kontrolle darüber, 
wie die Berichte erschienen. Drucker 
weigerten sich, die „Sun“ zu 
drucken, als diese Scargill 
als Hitler porträtierte.

Im Juli rief die 
TGWU in 71 Hä-
fen einen landes-
weiten Dockar-
beiterstreik aus, 
weil Nichtgewerk-
schaftsmitglieder 
Eisenerz und Kohle 
ausluden. Der Streik 
wurde beendet durch 
eine schwammige Über-
einkunft mit den Hafenbe-
treibern. Ein weiterer Dockarbeiter-
streik wurde Ende August ausge-
rufen, weil Streikbrecher Eisenerz 
ausluden. Dieser erfuhr eine nicht 
so große Unterstützung und endete 
wiederum ohne eine genaue Verein-
barung. Die TGWU hätte alle Dockar-
beiter auf die Mitgliederliste bekom-
men können. Diese konnte ihnen den 
Arbeitsplatz garantieren und bessere 
Bedingungen, als sie die nicht regis-
trierten Dockarbeiter hatten. Die herr-
schende Klasse wurde im Sommer 
besorgt, weil die Augen Thatchers 
größer waren als ihr Magen.

Im August stoppte die NCB die 
Bezahlung der Mitglieder von NA-
CODS (Gewerkschaft der im Sicher-
heitsbereich Beschäftigten und derje-
nigen, die mit Sprengstoff arbeiten), 
die nicht die Linien der Streikposten 

durchbrachen – die gesetzliche Re-
gelung war, dass in den Gruben kei-
ne Arbeit getan werden darf, ohne 
dass Mitglieder der NACODS anwe-
send sind. Eine Mehrheit stimmte für 
Streik. Das hätte die Arbeit in allen 
Gruben zum Erliegen gebracht, die 
noch in Betrieb waren. Zuletzt ak-
zeptierte die Führung der NACODS 
Ende Oktober einen Deal, aber dieser 
stellte sich als wertlos heraus. Einige 
hatten Geschenke als Bestechung an-
genommen, um einen Streik zu ver-
hindern; das kam später heraus.

Ende November wurden, nach-
dem Streikbrecher ein Gerichtsver-
fahren gegen die NUM gewonnen 
hatten, ihre Gelder, die sie außer 
Landes gebracht hatte, in Luxemburg 
beschlagnahmt. Das führte zum Ende 
der Zahlungen an die Streikposten. 
Geld und Nahrungsmittel kamen 
von innerhalb und außerhalb Groß-
britanniens. Der TUC versprach, So-
lidarität zu üben. Aber das geschah 
nie. Im Hinblick auf die Niederlage 

war das entscheidend. Im 
November begann die 

NCB eine Kampagne 
„Zurück zur Arbeit“. 
Isolierte Streikende 
waren Drohungen 
und Druck ausge-
setzt, wieder an 
den Arbeitsplatz  
zurückkehren. Es 

wurden Transporte 
unter Polizeischutz 

organisiert, um kleine 
Gruppen, die nicht mehr 

streikten, zur Arbeit zu ge-
leiten. Jeden Tag wurde in den Medi-
en die Anzahl derjenigen, die aufge-
geben hatten, groß herausgestellt. In 
vielen Fällen nahmen sie den Streik 
wieder auf, nachdem Familienmit-
glieder mit ihnen gesprochen hatten. 
Darüber wurde aber nie berichtet. 
Der Streik bröckelte von den Rän-
dern her langsam ab, aber die Bewe-
gung gelang es nicht, dies zu durch-
brechen und sie starb gegen Ende des 
Monats ab.

Im März 1985 befanden sich im-
mer noch 60 Prozent der Bergarbeiter 
im Streik. Aber ein Teil der Führung 
der NUM, der der eurokommuni-
stischen Strömung verbunden war, 
die zu dieser Zeit die britische KP 
führte, fand zunehmend Unterstüt-
zung dafür, ohne eine Vereinbarung 
zur Arbeit zurückzukehren. Dies 
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wurde speziell von Kim Howells an-
gepriesen, einem Akademiker, der 
bei der NUM in Süd-Wales beschäf-
tigt war, wo nur eine Handvoll zu-
rück zur Arbeit gegangen waren. Die 
Eurokommunisten hatten sich gegen 
den Massenstreik gewandt und 
die Einbeziehung von anderen 
Militanten. Sie wollten stattdes-
sen eine Volksfront mit Kirchen-
führern, Leuten aus dem Show-
business und ähnlichem. Klas-
senkampf war für sie ein Gräu-
el. Gegen Ende Januar 1985 ging 
Howells mit seiner Idee an die 
Öffentlichkeit. Sie fand zuneh-
mend Unterstützung unter Funk-
tionären der NUM, die langsam 
das Vertrauen in einen Sieg ver-
loren. Ende Februar befanden 
sich noch 75 Prozent der Strei-
kenden im Ausstand. Der Streik 
war nicht dabei, zusammenzu-
brechen, aber es sah auch nicht 
so aus, als ob er zu irgend einem 
Ergebnis führen würde. Trotz-
dem prangerte Scargill weiter an, 
wieviel das Öl jetzt kostete, wie-
viel Geld die Regierung ausgab 
und so weiter.

Dass ohne Einigung an die 
Arbeit zurückgekehrt worden 
war und der Kampf Grube für Gru-
be weiter geführt wurde, aber ohne 
eine Amnestie für diejenigen Kämp-
fenden, die während des Streiks von 
der NCB gefeuert worden waren, er-
zwang eine Delegiertenkonferenz der 
NUM am 3. März 1985. Es wurde mit 
98 zu 91 Stimmen entschieden, am 
5. März an die Arbeit zurückzukeh-
ren und über eine Amnestie zu ver-
handeln. Am 5. März marschierten 
die meisten Streikenden hinter der 
Fahne ihrer Gewerkschaftsgliede-
rung in die Arbeit, oft spielte dabei 
eine Blaskapelle. Aber 27.000 blieben 
eine weitere Woche im Ausstand, ein-
schließlich all der Männer aus Kent, 
deren drei Gruben geschlossen wer-
den sollten, und bestreikten eini-
ge der Bergwerke von Neuem. Um 
1987/88 gab es noch mehr als 100.000 
Bergleute in Großbritannien, davon 
waren mehr als 80 Prozent bei der 
NUM organisiert und sie lieferten 
90 Prozent der gesamten Energie. 
Viele Kämpfe fanden noch statt; und 
es sollte die Regierung Major in den 
Jahren 1992/93 sein, die die meisten 
Bergwerke schloß und das, was noch 
übrig war, privatisierte.

Heute, 25 Jahre später, besteht 
Scargill darauf, dass nur die fehlende 
Unterstützung durch den TUC (in 
Wirklichkeit der Verrat der meisten 
Gewerkschaftsführer und von Neal 
Kinnock, dem Führer der Labour 

Party,) die Niederlage verursacht hat. 
Er weist zurecht auf mindestens drei 
Gelegenheiten hin, als die Sache fast 
gewonnen war: die zwei Dockarbei-
terstreiks und die Annahme des Deals 
durch NACODS am 24. Oktober 1984, 
24 Stunden, bevor sie den Streik der 
NUM unterstützt hätten, glaube ich. 
Laut Regierungspapieren, die der Öf-
fentlichkeit zugänglich gemacht wur-
den, soll Ian MacGregor bereit gewe-
sen sein, das Handtuch zu werfen. Er 
soll bereit gewesen sein, der NUM ein 
Vetorecht in Bezug auf Grubenschlie-
ßungen einzuräumen, bis erwiesen 
war, dass die Kohlereserven erschöpft 
waren. Irgend jemand informierte 
Thatcher; sie schickte ihren Energie-
minister Peter Walker los, um Mac-
Gregor zu stoppen. Sicherlich werden 
wir im Laufe dieses Jubiläumsjahres 
genauer erfahren, was im Hinter-
grund des großen Streiks ablief.

Der Fernsehsender BBC 2 sen-
dete am 23. März 1994 eine Doku-
mentation, in der Lord Marshall, der 
damalige Chef der nationalisierten 
Stromerzeugungsbehörde, erzählte, 
wieviel sie für das Öl bezahlt hatten, 
für die Nutzung von kleinen Häfen, 

wo es keine Gewerkschaften gab, wie 
sie gewerkschaftlich nicht organisierte 
Lkw-Fahrer rekrutierten, die oft jahre-
lang ohne Beschäftigung gewesen wa-
ren, um die Kohle zu transportieren, 
oft mit nicht verkehrssicheren Lastwa-

gen und wie die Polizei vor die-
sen Gesetzesbrüchen wegschau-
te. (Einer dieser Fahrer erzählte 
davon, wie ein Bordell herge-
richtet wurde als Unterkunft für 
die Fahrer.) 1.300 Trucks fuhren 
täglich Kohle zu einem Kraft-
werk. Riesige Geldbeträge wur-
den an Leute bezahlt, damit sie 
Kohle transportierten. Eisenbah-
ner und Seeleute wollten keine 
Kohle transportieren. Die Atom-
kraftwerke liefen mit höchster 
Auslastung, die Wartung war 
gestrichen. Das eine in Nord-
Wales, in Trawsfynedd, das jetzt 
geschlossen ist, hatte einen Riß 
im Fundament. Die Geheimpo-
lizei war sehr fleißig, sie hörte 
die Telefone der Funktionäre der 
NUM ab, um herauszufinden, 
wohin die Streikposten gingen. 
Das fanden die heraus; deshalb 
hörten sie auf, solche Sachen am 
Telefon zu diskutieren. Streik-
brecher wurden gefördert. In 

Nottingham wurde nach dem Streik 
eine gelbe Gewerkschaft, die UDM, 
installiert. Eine Spezialsendung der 
Fernsehnachrichten (TV News) über 
den großen Streik sprach sowohl mit 
den Streikenden als auch mit den 
Streikbrechern und fragte sie, wie es 
ihnen heute so gehe. Neil Greatorix, 
der Schatzmeister der UDM, erzähl-
te, dass sein Vater nie mehr mit ihm 
gesprochen hat. Er ist inzwischen ge-
storben. Der Bruder sprach nicht mehr 
mit dem Bruder usw. Woanders ist 
es dieselbe Geschichte. „Never cross 
a picket-line” ist Gesetz für Gewerk-
schaftsmitglieder. Kim Howells wur-
de Parlamentsabgeordneter für La-
bour und ein Minister der Blair-An-
hänger. Aber die Bergarbeitergemein-
den leiden unter Arbeitslosigkeit, 
Alkohol und Drogenmißbrauch, Kri-
minalität und sozialen Auflösungser-
scheinungen, da Familien zerbrechen 
und einige ihrer Mitglieder wegzie-
hen, um Arbeit zu finden. Doch einige 
Bergwerke wurden wieder geöffnet, 
da der Abbau von Kohle in den letz-
ten Jahren wirtschaftlich wieder loh-
nender geworden ist.

m.j.
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Die Arbeiterpolitik der Bremer Linken
und das Ringen um die Einheitsorganisation 
„Es muss Platz sein für den Lautréamont und Rimbaud des Kommunismus!“

„Heraus aus den 
Gewerkschaften, hinein in die 
Allgemeine Arbeiterunion“.

In Fragen von EINHEIT 
UND SPALTUNG der Ar-
beiterbewegung waren die 

Bremer Experten. Ab Juli 1916 bis 
zum März 1919 konnte dieser Kon-
fliktbereich in der Wochenschrift für 
wissenschaftlichen Sozialismus, der 
Bremer „Arbeiterpolitik“, besonders 
intensiv verfolgt werden. Immer wie-
der ging es selbst zu Zeiten der formal 
noch nicht gespaltenen Sozialdemo-
kratie um „Einheit oder Aktionsfähig-
keit unserer Organisationen“ und nach 
1918 um „das Ende der Gewerkschaften 
besonders in Deutschland“ oder um 
die „Einheitlichkeit der sozialistischen 
Arbeiterbewegung“1. Auch die Bre-
mer Tageszeitung „Der Kommunist“, 
das Organ der Internationalen Kom-
munisten Deutschlands, war in der 
Frage der „Einheitsorganisation“ ge-
spalten – trotz des „Sieges des Proleta-
riats in Bremen“ durch die Ausrufung 
der„Sozialistischen Republik Bremen“ 
am 10. Januar 1919. „Kommunismus 
oder Anarchismus“, „Arbeiter-Union 
oder Gewerkschaften“ blieben die be-
herrschenden Streitpunkte in Zeiten 
der real existierenden Bremer Räte-
republik. Auch nach der Zerschla-
gung der von der USPD, der (I)KPD 
und den Anarchosyndikalisten ge-
tragenen Räterepublik am 4. Februar 
1919 durch die Noske-Truppen und 
das Freikorps Caspari kam es immer 
wieder zu schweren Konflikten in der 
Gewerkschaftsfrage. Sie erreichten 
auf der Mitgliederversammlung der 

Bremer KPD-Parteiorganisation vom 
12. Juni 1919 einen besonderen Höhe-
punkt.2  Die Versammlung endete mit 
einer Niederlage der Führungsgrup-
pe um Adolf Dannat (1885-1922) und 
Felix Schmidt (1885-1932). Die Bremer 
KPD-Führung sah sich gezwungen, 
zahlreiche Anhänger der Unionisten 
aus der „Syndikalistischen Einheits-

organisation Bremen und Umgebung“ 
um den ehemaligen Vorsitzenden des 
Arbeiterrates der A.G. „Weser“ und 
damaligen Geschäftführer der Orts-
verwaltung der Metallarbeiter in Bre-
men, Josef (Sepp) Miller (1881-1964), 
in ihren Reihen weiter als Mitglieder 
zu akzeptieren und so eine Doppel-
mitgliedschaft in der KPD und der 
„Syndikalistischen Einheitsorganisati-
on“ zuzulassen. Das galt auch für die 
Vertreter der „Freien Arbeiter-Union 
Deutschlands“ um den Maurer und 
späteren Vorsitzenden der Bremer 

Für Heinz Kundel (1914-2000), 
den Schüler von Thalheimer und 
Brandler,  Schwiegersohn von Adolf 
Dannat und Schwager von Herbert 
Warnke.

1– „Arbeiterpolitik, 1.Jg., Nr. 21, vom 11. 11. 1916; 3. Jg., Nr. 45, 9.11. 1918. 4.Jg., Nr.10, 
8.3.1919.
2– Vgl. Peter Kuckuk, Syndikalisten und Kommunistische Arbeiterpartei in Bremen in der An-
fangsphase der Weimarer Republik, in: Archiv für Geschichte des Widerstands und der Arbeit, 
Nr.14, 1996, S.25ff., 52ff. ; derselbe: Bremen in der deutschen Revolution 1918/19, Bremen 1986.

Arbeiterpolitik zum 9.November 1918
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FAUD(S) Franz Martin (1878-1956). 
Auf der Mitgliederversammlung von 
Ende Juli 1919 wurde diese Doppel-
mitgliedschaft aufgehoben, aber die 
Mehrheit der Bremer Kommunisten 
setzte sich nach wie vor für die Grün-
dung einer eigenen wirtschaftlichen 
Kampforganisation ein und plädierte 
für eine Einheitsorganisation, die die 
berufsständische Gliederung der Ge-
werkschaften überwinden sollte. Von 
dem Werftarbeiter Adolf Dannat ab-
gesehen, gehörten führende Reprä-
sentanten der Bremer Linksradikalen, 
Mitbegründer der Internationalen 
Kommunisten (IKD) und Delegier-
te auf dem Gründungsparteitag der 
KPD (Spartakus) in Berlin wie Karl 
Becker und Ludwig Bäumer mit 
Otto Rühle und Heinrich Laufen-
berg zu den Anhängern der All-
gemeinen Arbeiter-Union (AAU). 
Die meisten von ihnen wurden 
als Vertreter der Linksoppositi-
on und Gründer der Kommuni-
stischen Arbeiter-Partei Deutsch-
lands (KAPD) spätestens im April 
1920 aus der KPD ausgeschlossen. 
Auch Sepp Miller gefährdete sei-
ne besoldete Stelle als gewählter 
Geschäftführer des Deutschen 
Metallarbeiter Verbandes (DMV), 
die er ab Februar 1919 bis zum 13. 
November 1919 in Bremen wahr-
nahm, weil er zu der Allgemei-
nen Arbeiterunion (AAU) über-
getreten war. Deren rund 7.000 
Mitglieder arbeiteten im Gegen-
satz zur Reichsebene in Bremen nur 
kurz mit der im April 1920 durch Ab-
spaltung von der KPD gegründeten 
KAPD zusammen. Sie orientierten 
sich bis zu ihrer Auflösung im Som-
mer 1920 weiter an der Bremer KPD. 

Einen anderen Weg gingen 
drei der überregional bekanntesten 
militanten Syndikalisten in Bremen: 
Der Metallarbeiter Karl Plättner, der 
Maurer Franz Martin, bis 1906 fest 
angestellter Vorsitzender des Bremer 
„Zentralverbands der Maurer“, und der 

Hafenarbeiter Ernst Schneider (alias 
„Ikarus“) von der syndikalistischen 
Seeleuteorganisation. Sie blieben Mit-
glieder der KAPD und übernahmen 
eine selbständige Rolle in den Krei-
sen des Syndikalismus und Links-
kommunismus.3 

„Ganz Deutschland sieht auf 
uns. Ganz Europa sieht auf 
uns“4

Neben den Kommunisten und 
den Unabhängigen Sozialisten ge-
hörten die Syndikalisten von Anfang 
an zu den entschiedenen Anhängern 
der Bremer Räterepublik. Karl Plätt-

ner z.B. nach seiner Teilnahme am 
Gründungsparteitag der KPD in Ber-
lin ab Januar 1919 als Mitglied des 
Arbeiter- und Soldatenrates und als 
Vorsitzender der kommunistischen 
Vertrauensleute in Bremen wie auch 
des Bezirks Nordwest der KPD, bevor 
er mit seinen „Expropriationsaktionen“ 
in Form von Bank- und Kassenüber-
fällen ab 1920 in Mitteldeutschland 
und im Ruhrgebiet für den „organi-
sierten Bandenkampf“ eintrat. Mit der 
Massendemonstration vom 29. No-

vember 1918 sorgten die Syndika-
listen im Kampf gegen die „Sozial-
patrioten“ und „Ebertsozialisten“ mit 
der Abwahl der Mehrheitssozialisten 
(MSPD) und der Bürgerlichen in dem 
A.- u. S.- Rat für die Radikalisierung 
der Rätebewegung. Sie plädierten mit 
den Kommunisten dafür, dass die zu 
wählenden Arbeiterräte als ständig 
bestehender Wahlkörper ausschließ-
lich dem Betrieb zuzuordnen waren. 
Nur so ließ sich ein enger Kontakt 
zwischen Wählern und Gewählten 
herstellen. Auch konnte so die stän-
dige Kontrolle der Delegierten des 
Betriebes im Arbeiterrat abgesichert 
und eine Abberufung und Neuwahl 
der Delegierten bei Verfehlungen 

durchführt werden. Dieses ein-
geschränkte Wahlrecht mit dem 
Ziel, die bisherige „Diktatur der 
Bourgeoisie“ durch die  „Dikta-
tur des Proletariats“ abzulösen, 
scheiterte nicht nur an dem vom 
Bremer Handelskapital und dem 
von der MSPD-Führung gefor-
derten Interventionsbeschluss der 
Reichsregierung unter Ebert und 
Noske gegen Bremen. Es waren 
auch Dauerkonflikte im eigenen 
Lager, die das baldige Ende an-
kündigten. Gegen den Beschluss 
des neuen Regierungsorgans, 
dem Rat der Volksbeauftragten, 
vom 12. Januar 1919 legte sich die 
Fraktion der USPD mit dem Sol-
datenrat darauf fest, sich an den 
Wahlen zur Nationalversamm-

lung am 19. Januar 1919 zu beteiligen. 
Schon im Dezember 1918 hatten die 
Bremer USPD-Vertreter und späteren 
Mitglieder der Volkskommissariate 
der Räteregierung, Alfred Faust und 
Adam Frasunkiewicz, auf dem Ber-
liner Kongress der A. u. S. Räte für 
die Beteiligung an den Wahlen zur 
Nationalversammlung plädiert. Das 
höchste deutsche Rätegremium ent-
schied sich am 21. Dezember 1918 
mehrheitlich für die bürgerliche par-
lamentarische Republik in Deutsch-
land. Auch in Bremen beugte sich 
die Räteregierung dem Druck aus 
dem Lager der bürgerlichen Gegner. 
Am 19. Januar 1919 sprachen sie sich 
gegen zwei Stimmen für die Einbe-
rufung einer Bremischen Volksver-
tretung aus.

Die Radikalisierung im Rahmen 
des ersten Versuches in Deutschland, 
das Rätesystem zu praktizieren, er-
wies sich nach weniger als 90 Tagen 

3– Volker Ullrich, Der ruhelose Rebell. Karl Plättner 1893-1945, München 2000; Hartmut 
Rübner, Freiheit und Brot. Die Freie Arbeiter-Union Deutschlands. Eine Studie zur Ge-
schichte des Anarchosyndikalismus, Berlin/Köln 1994, S. 91f.; derselbe, Linksradikale Ge-
werkschaftsalternativen: Anarchosyndikalisten in Norddeutschland von den Anfängen bis 
zur Illegalisierung nach 1933, in: Archiv für die Geschichte des Widerstands und der Arbeit, 
Nr.14, Fernwald 1996, S. 67-108.
4– Das verkündete der „Roland“ schon im September 1905. Die „Zeitschrift für freiheitliche 
Erziehung“ bezog sich dabei auf die Gruppe im streikbereiten Bremer Lehrerverein um Wil-
helm Holzmeier und die Junglehrervereinigung mit Johann Knief und Heinrich Eildermann, 
die die Konstitutionsphase der Bremer Linksradikalen prägten und später zu den Trägern 
der Räterepublik zählten.
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nicht nur durch den Druck von außen 
als arbeits- und regierungsunfähig. Es 
waren trotz erstaunlicher Erfolge im 
Bereich der Sozial- und Schulpolitik 
innere Widersprüche, die zur Nieder-
lage beitrugen. Auch wenn der alte 
Senat und die Bürgerschaft als poli-
tische Institution und als Ver-
waltungsorgane ausgeschaltet 
worden waren, so lebte das „An-
cien Regime“ als eingeschränkte 
Doppelherrschaft staatsrecht-
lich fort. Der alte Senat behielt 
seinen Apparat für die Fortset-
zung der Beamtentätigkeit und 
für die (Finanz-)Deputationen. 
Die Anerkennung der alten Ge-
richte und der Schutz des Privat-
eigentums und der Banken mus-
ste zugesichert werden, so dass 
nach der baldigen Kreditsperre 
der Banken sich die Zahlungs-
unfähigkeit der Räteregierung 
früh abzeichnete. Auch in der 
Frage der Vorzensur und der 
Pressefreiheit sah man sich am 
22. Januar 1919 zu Zugeständ-
nissen gezwungen. Noch am 17. 
Januar hatte der Leiter des Kom-
missariats für Presse und Pro-
paganda, Alfred Faust (USPD), 
sein Amt zur Verfügung gestellt 
(siehe hierzu das handschriftliche 
Rücktrittsschreiben von Faust). Er 
hatte es als Propagandachef ver-
säumt, die bürgerliche „Weser-
Zeitung“ seines einstigen Arbeitge-
bers, des Kaffee Hag-Besitzers Lud-
wig Roselius, zu kontrollieren. Dort 
war am 16. Januar mit Befriedigung 
und Erleichterung über den Mord 
an Rosa Luxemburg und Karl Lieb-
knecht berichtet worden.

Die „Arbeiterpolitik“ fasst die Er-
eignisse nach der Zerschlagung der 
Bremer Räterepublik in ihrer letz-
ten Ausgabe vom 8. Februar 1919 in 
einem langen Leitartikel so zusam-
men: „Die vergangene revolutionäre 
Bewegung in Deutschland barg in sich 
den Auftakt der großen Arbeiterrevolu-
tion! Sie hat einen Sieg des Proletariats 
über das Kapital nicht gebracht, doch hat 
sie die Elemente, die schon vorher auf die 
Arbeiterrevolution hinarbeiteten, an die 
Oberfläche des politischen Lebens ge-
bracht! Diese Elemente, die bisher nur 
geheim ihre Tätigkeit ausüben konnten, 
die in verborgenen Wohnungen und zum 
großen Teil in Gefängnissen lebten, ver-
richten jetzt ihre Tätigkeit mit verstärk-
ten Kräften vor aller Welt Augen. Der 

Kommunismus ist die Losung, unter der 
sie sich zu gemeinsamen Kampfe zusam-
menfinden“.5

Fortsetzung des Kampfes in 
den Gewerkschaften

Einfluss gewannen die Bre-
mer Anhänger der Räterepublik in 
den Gewerkschaften, insbesondere 
in dem von USPD-Mitgliedern be-
herrschten Metallarbeiter-Verband 
und dort vor allem in den Großbe-
trieben im Werftenbereich unter den 
gewählten Arbeiterräten. Eine eigen-
ständige Rolle übernahm dabei Sepp 
Miller. Schon vor dem Ersten Welt-
krieg zählte er zu den einflussreichen 
Bremen Linksradikalen innerhalb des 
noch geeinten Bremer Ortsverein der 
SPD und des DMV. Er prägte mit Paul 
Frölich, Hans Höcker und Willi Dei-
sen das linke Vertrauensmännersy-

stem auf der A.G. „Weser“, initiierte 
immer wieder Flugblatt- und Strei-
kaktionen und wurde wegen der Teil-
nahme an dem Bremer Werftarbeiter-
streik vom 14. Juli bis zum 8. August 
1913 gemaßregelt. Als Mitglied des 
Arbeiterrates gelang es ihm, auf der 

A. G. „Weser“ für die damals 10 
988 Beschäftigten während der 
Novemberrevolution Lohnfor-
derungen durchzusetzen und 
eine Fabrikordnung (siehe Sei-
te 16) zu verabschieden, die eine 
Vorbildfunktion erlangte. Die 
oppositionelle Liste der Syndi-
kalisten und Kommunisten ge-
wann bis 1924 stets eindeutig 
gegenüber der Gewerkschafts-
liste bei den Betriebsratswahlen 
auf der Werft. Miller blieb als 
Mitglied der kommunistischen 
Fraktion des Arbeiter- und Sol-
datenrates in alle wichtigen Ent-
scheidungen der Räterepublik 
einbezogen und sorgte für die 
Bewaffnung der Werftarbeiter. 
Als Mitglied der vom A. u. S.-
Rat gewählten Verhandlungs-
delegation konnte er am 3. Fe-
bruar in Verden die militärische 
Intervention der Gerstenberger 
und des Freikorps Caspari ge-
gen die Räterepublik und somit 
das Blutvergießen vom 4. Febru-
ar 1919 nicht verhindern.6  Nach 
der Zerschlagung der Bremer 

Räterepublik wählten ihn die Bre-
mer Metaller im März 1919 zu ihrem 
Bevollmächtigten.7 Er organisierte 
u.a. am 6. März 1919 den Streik für 
die Befreiung der revolutionären 
Funktionäre der Räterepublik, die 
nach dem 4. Februar 1919 in den 
Mißler-Auswanderhallen inter-
niert worden waren.8 Ebenfalls war 
Miller am 13. April 1919 führend an 
dem Generalstreik beteiligt, mit dem 
USPD, KPD, die Anarchosyndika-
listen und die Gewerkschaften den 
Belagerungszustand in Bremen auf-
zuheben versuchten. Die Bürger ant-
worteten, unterstützt vom Senat, mit 

5– Arbeiterpolitik. 4.Jg., Nr. 6, 8.2. 1919, S. 1
6– Sepp Miller, Auf der Bremer Weserwerft wehte die rote Fahne, in: Vorwärts und nicht vergessen. 
Erlebnisberichte aktiver Teilnehmer der Novemberrevolution 1918/19, Berlin 1958, S. 196-208.
7– Zum gleichen Zeitpunkt wurden die Geschäftsführer des DMV in den größeren Verwal-
tungsstellen, die den Kriegskrediten und der Politik der MSPD und des DMV –Vorstandes 
zugestimmt hatten, abgewählt (von Nürnberg abgesehen) und durch USPD-Leute abgelöst, 
z. B. in Berlin, Köln, Stuttgart, Halle usw.
8– Also an jenem Ort, an dem die Bremer Gestapo im März 1933 das erste KZ in Bremen 
einrichten sollte. In beiden Fällen zeichnete als Kommandeur der hoch dekorierte Präsident 
der Sicherheitspolizei Walter Caspari verantwortlich.
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einem „Abwehrstreik“, der als „Stachel-
drahtostern“ in die Geschichte einging. 
Im Oktober 1919 nahm Miller als ge-
wählter Delegierter am Verbandstag 
des Deutschen Metallarbeiter-Ver-
bandes in Stuttgart teil. Hier trug er 
mit seiner Stimme zur Abwahl des al-
ten Vorstands unter Leitung von Ale-
xander Schlicke bei. Er half dort, die 
umstrittene Resolution durchzuset-
zen, die von dem neu-
en Vorsitzenden Ro-
bert Dißmann (USPD) 
eingebracht worden 
vor: „Die Generalver-
sammlung verwirft die 
Haltung und Politik, die 
von der Generalkommis-
sion der Gewerkschaften 
Deutschlands und den 
leitenden Instanzen un-
seres Verbandes während 
den Jahren des Krieges 
wie nach den November-
tagen 1918 eingenommen 
wurde.“ – mit 194 ge-
gen 129 Stimmen. Da-
gegen scheiterte Miller 
mit dem Antrag, den 
DMV auf der Grundlage von selb-
ständigen Betriebsorganisationen 
neu aufzubauen und anschließend 
den DMV in die Allgemeine Arbei-

ter-Union zu überführen: „Nun ist die 
wichtigste Frage, ob die Gewerkschaften 
in der Lage sind, revolutionäre Kämpfe 
zu führen. Das bezweifle ich. (…) Die 
Gewerkschaften in ihrer Mehrheit sind 
konterrevolutionär und werden von den 
Kapitalisten auch so eingeschätzt. (…) 
Wenn man aber alle Macht den Arbeiter-
räten geben will, dann ist es jetzt an der 
Zeit, eine Organisation zu finden, aus der 

die Räte herauswachsen, und das ist die 
Betriebsorganisation“. Gegen das „ver-
pönte Bonzentum“, so Miller weiter auf 
dem Verbandstag von 1919, „müssen 

wir die Mitglieder zwingen, ihre Ge-
schicke selbst in die Hand zu nehmen. 
(…) Was hindert uns daran, den Deut-
schen Metallarbeiter-Verband als Grund-
lage für die große allgemeine Arbeite-
runion zu machen? Der Gedanke bewegt 
die Herzen und Köpfe einer großen Zahl 
von Mitgliedern.“9  Wesentlich erfolg-
reicher war Miller mit dem Antrag, 
der Sowjetunion über den DMV brü-

derliche Hilfe und Un-
terstützung u.a. durch 
die Aufnahme wirt-
schaftlicher und diplo-
matischer Beziehungen 
zukommen zu lassen. 
Das Plädoyer des inter-
national eingestellten 
Friedenskämpfers, der 
vor dem Ersten Welt-
krieg seine geistige 
Prägung als einfacher 
Schlosser unter Anlei-
tung von Anton Panne-
koek und Johann Knief 
im Bildungsausschuss 
der Bremer Arbeiterbe-
wegung erfuhr, ende-
te mit den Worten des 

französischen Sozialisten Jean Jaurès 
aus Anlass des Balkan-Krieges: „Er 
zog damals die Worte aus Schillers Glo-
cke an: vivos voco, mortuos plango, ful-
gura frango. Die Lebenden rufe ich, die 
Toten beklage ich, die Blitze breche ich“.10

Mit diesen „Worten an die Genos-
sen im Ausland“ verabschiedete sich 
Miller von seiner Organisation der 
Metallarbeiter. Denn die neue linke 
Führung unter Robert Dißmann und 
Richard Müller,11 dem Repräsentan-
ten der „Revolutionären Obleute“, be-
gegnete den „Spaltern“ um Miller mit 
einer „Reverskampagne“, die zum Aus-
schluss derjenigen Mitglieder führte, 
die sich weiter zur AAU bekannten.12

Als Miller und Karl Becker spä-
ter ihre linksoppositionelle Haltung 
aufgaben, übernahmen sie wichtige 
Funktionen in der zentristisch ausge-
richteten KPD; Miller nach seiner Ab-
wahl als Bevollmächtigter des DMV 
zunächst als Ortssekretär der KPD 
in Bremen, nach 1921 als politischer 
Sekretär des Bezirks Hannover und 
Mitglied im Reichstag. Er überlebte 
den Faschismus im schwedischen 
Exil. Dort gehörte er im Januar 1944 
mit August Enderle, Max Hodann, 
Willy Brandt und Ernst Behm zu den 
Gründern des „Freien Deutschen Kul-
turbundes“, der letzten und größten 

9– Protokoll der 14. ordentlichen Generalversammlung des DMV in Stuttgart vom 13-
23.10.1919, S. 210-212, 274f., 378f.; Fritz Opel, Der Deutsche Metallarbeiter-Verband wäh-
rend des ersten Weltkrieges und der Revolution, Frankfurt/M 1980 (4.Auflage), S. 104ff. 
Schon auf dem Verbandstag in Köln von Ende Juni 1917 gehörte Miller mit dem Vorsitzen-
den der Berliner „Revolutionären Obleute des Metallarbeiter-Verbandes“, Richard Müller, 
und dem späteren Vorsitzenden Robert Dißmann zu den oppositionellen Delegierten, die mit 
ihrer Kritik damals knapp an der Abwahl des Vorsitzenden Schlicke scheiterten. Und die Bre-
mer Anträge zum 14. Verbandstag mit der Forderung zur „Umwandlung der Verbandssat-
zung in revolutionärem Sinne“ veranlasste den später von Richard Müller abgelösten Chef-
redakteur des Verbandsorgans schon im Vorfeld mit dem Leitartikel zum Verbandstag zur 
scharfen Kritik ( Metallarbeiter-Zeitung, 11.10.1919, S.1).
10– Protokoll 1919, S. 311
11– Zu Richard Müller, der die Novemberrevolution entscheidend mitprägte und der als 
Vorsitzender des Vollzugsrates der Groß-Berliner Arbeiter- und Soldatenräte zum Leiter des 
„Zentralrates der Deutschen Sozialistischen Republik“ gewählt wurde und somit der höchste 
Repräsentant in Deutschland zur Zeit der Novemberrevolution war, liegt endlich eine biogra-
phische Studie vor: Ralf Hoffrogge, Richard Müller. Der Mann hinter der Novemberrevolu-
tion, Berlin 2008 (Geschichte des Kommunismus und Linkssozialismus, Band VII). Was bei 
ihm wie auch in der Brandler-Biographie von Jens Becker fehlt, ist die Beschreibung der engen 
Kooperation zwischen Brandler und Müller nach 1919 in der Gewerkschaftsfrage. Dazu u.a. 
Heinrich Brandler: Rede, gehalten auf dem 1. Kongreß der Betriebsräte der Gewerkschaften 
Deutschlands, Leipzig 1920. H: Brandler: Durch die Räte zur Einheit der Arbeiterklasse und 
zum Kommunismus, Chemnitz o.J. (Kommunistische Zeitfragen Nr. 1).
12– Miller zur Stuttgarter Resolution von 1919 und zum Organisationsstatut, Protokoll S. 
161f. Zum Beschluß des Verbandstages des DMV in Stuttgart vgl. auch den Verbandstag in 
Jena, September 1921, Protokoll S. 285: Auseinandersetzung zwischen Dißmann und Jacob 
Walcher (mit Brass damals Sprecher der Fraktion der KPD im DMV). Interessant ist, dass 
in den 50er Jahren erneut ein zum Vorsitzenden gewählter Repräsentant der Linken (Otto 
Brenner) diese Reverspolitik wieder aufnahm, um die KPD-Mitglieder ausschließen zu kön-
nen, die nicht bereit waren, sich vom KPD-Parteitagsbeschluss (Gewerkschaften seien der 
verlängerte Arm des US-Imperialismus) schriftlich zu distanzieren.
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Gruppe einer deutschen Volksfront 
im Exil. Nach 1945 ging er mit Seyde-
witz, Mewes, Glückauf und Warnke 
in die SBZ und wurde zum Haupt-
referenten der Abteilung Personal-
politik des Parteivorstands der SED 
berufen.13

Nach Millers Abschied von Bre-
men eskalierten die Auseinanderset-
zungen unter dem neuen, von den 
Ultralinken in der KP-Parteizentra-
le eingesetzten Bezirksleiter Eugen 
Eppstein. Diese trugen 1924 zum 
Ausschluss führender „rechter“ Par-
teifunktionäre um Hans Brodmerkel, 
Adolf Ehlers und Willi Deisen bei, die 
später zu den Gründungsvätern der 
Bremer KPD (Opposition) gehörten 
und eng mit der Gruppe um Brand-
ler und Thalheimer kooperierten. Da-
mit stürzte die Bremer KPD „von der 
höchsten Höhe, die die kommunistische 
Partei eines hochentwickelten Landes 
je erklomm, in den tiefsten Abgrund“, 
konstatierte die nach 1945 erneuerte 
„Arbeiterpolitik“ in der Nummer 2 
von 1954.14  Selbst in der Frage der 
jährlichen Ehrung der Gefallenen 
der Räterepublik verschärfte sich 
der Dissens. Zum ersten Jahrestag 
am 4. Februar 1920 hatte man sich 
auf zwei Redner, auf Sepp Miller 
und den Sozialdemokraten Hermann 
Rhein, geeinigt. Danach blieb Willi 
Deisen bis 1928 der alleinige unum-
strittene Redner. Nach seinem Aus-
schluss aus der KPD übernahm 1929 
Hannes Koschnick als Bezirkssekretär 
der KPD unter der Leitung von Paul 
Taube diese Aufgabe – ohne große 
Resonanz. Zu der einen Tag später 
stattfindenden Feier aus Anlass des 
10. Jahrestages, zu der von den op-
positionellen Kommunisten einge-
laden wurde, kamen dagegen rund 
1 000 Bremer Linke, um Willi Deisen 
zu hören. Der erneute Linksschwenk 
der KPD führte einen Monat später 
zur vernichtenden Niederlage der 
RGO bei den Betriebsratswahlen von 
1929. Lediglich 2 von 20 Betriebsrä-
ten gehörten im einstigen Vorreiter-
betrieb, der A.G. „Weser“, zur Revo-
lutionären Gewerkschaftsopposition. 
Nur 5 237 der 9 266 Beschäftigten der 
Werft waren bereit, der gemeinsamen 
Liste von SPD und KPD ihre Stimme 
zu geben. Der Bremer Korrespon-
dent des zentralen Organs der KPD 
(Opposition), „Gegen den Strom“, 
kommentierte am 23. März 1929 in 
seinem Beitrag diese Ereignisse iro-

nisch: Zwei Tage vor der Wahl „(…)
erschien die Partei in Gestalt des Ge-
werkschaftssekretärs Koschnick auf dem 
Plan und verlangte EIGENE LISTEN 
(…) Trotz krampfhafter Bemühungen 
gab es buchstäblich niemand, der auf die 
eigene Liste wollte.“ Lediglich 50 bis 
60 von den rund 300 Kommunisten, 
die auf der Werft arbeiteten, waren 
zur Sitzung erschienen. So blieb der 
Bezirksleitung nichts anderes übrig, 
als „sich auf die Linie der Rechten, So-
zialdemokraten, Renegaten und Oppor-
tunisten zurückzuziehen und auf eigene 
Listen zu verzichten.“15 Ein Jahr spä-
ter hatte sich die Situation unter der 
neuen KP-Bezirksleitung mit Robert 
Stamm und Herbert Warnke verbes-
sert. 1 570 Arbeiter wählten die Liste 
des DMV, 825 die der RGO. Ledig-
lich bei der Jute gelang es der RGO, 
bei den Betriebsratswahlen von 1930 
mit 774 Stimmen die ADGB-Liste zu 
überbieten (214 Stimmen).16

Um die Dimension der Ausei-
nandersetzungen zu erfassen, seien 
hier kurz einige Mitgliedszahlen der 
linken Gruppierungen genannt: Im 
November 1918 konnten die Syndika-
listen in Bremen 800 Mitglieder nach-
weisen, im Oktober 1919 3 500, da-
runter zahlreiche Werft- und Hafen-
arbeiter. Im Sommer 1920 registrier-
ten sie 2 037 eingetragene Mitglieder 
in den Reihen der FAUD, der „Freien 
Arbeiter-Union Deutschlands (Anarcho-
Syndikalisten)“. Folgt man den Berich-
ten der Polizei, die schon damals jede 
Versammlung der Bremer Linksradi-
kalen beobachtete, dann kamen noch 
rund 1 000 Sympathisanten hinzu.17  
Erst als zahlreiche der „parteifrom-
men“ kommunistischen Mitglieder 
in der „Allgemeinen Arbeiterunion“ 
(AAU) nach dem Einschwenken der 
Bremer KP-Führung auf die ideo-
logische Linie der Zentrale zurück-

kehrten, gewannen die von der USPD 
beherrschten ADGB-Gewerkschaften 
Mitglieder zurück.18 Das Bremer Orts-
kartell des ADGB wuchs von etwa 
15 000 Mitgliedern (Ende 1918) auf 
knapp über 50 000 im Jahre 1922. 
Die Bremer Linksradikalen, die sich 
zu diesem Zeitpunkt „Internationale 
Kommunisten“ (IKD) nannten, besa-
ßen 1919 nach Kuckuk „mit Sicherheit 
tausend, wenn nicht einige tausend Mit-
glieder“. Der Lagebericht der Polizei 
vom 9. Februar 1920 weist 3 524 KPD-
Mitglieder nach, für den gesamten 
Bezirk Nordwest 7 275, mitbedingt 
durch die Tatsache, dass die KAPD 
als „Oppositionspartei Bremen zur Ge-
samtpartei zurückgekehrt ist“, wie der 
Lagebericht der Nachrichten- und 
Polizeistelle Bremen vom 17. April 
1920 festhielt.19 Das Hauptpotential 
ihrer Mitglieder hatte die anarchosyn-
dikalistische Bewegung in Bremen 
vor allem unter den Hafenarbeitern 
gewonnen, die sich im „Deutschen 
Seemannsbund“ (DSB) organisierten. 
Dazu kam eine nicht unbeträchtliche 
Zahl von Metallern in der Schiffbau-
industrie und von Bauhandwerkern. 
Dieser Hinweis auf die soziale Rekru-
tierungsbasis des Blocks antiautori-
tärer und antiparlamentarischer So-
zialisten und Kommunisten verlangt, 
kurz auf die Bremer Parteivorgänge 
der noch nicht gespaltenen Sozialde-
mokratie vor und während des Ersten 
Weltkriegs einzugehen.

„Ein Schulbeispiel: Die 
Parteivorgänge in Bremen“20

Die von den Bremer Linksradi-
kalen herausgegebene Wochenschrift 
„Arbeiterpolitik“ hatte das Konzept 
der Einheitsorganisation schon ab 
Juli 1916 propagiert und um eine Ar-

13– Eine seiner ersten unangenehmen Aufgaben bestand darin, als Mitglied einer Untersuchungs-
kommission tätig zu werden, die unter dem Vorsitz von Georg Wolf ehemalige Funktionshäftlinge 
aus Buchenwald (Ernst Busse und Walter Barthel) des schweren Fehlverhaltens überführte. (M. 
Overesch, Buchenwald und Weimar oder die Suche nach der Selbstlegitimation, 1995, S. 218ff.)
14– „Arbeiterpolitik“, Nr.2, 1954, zitiert nach: Die Bremer Linksradikalen. Aus der Geschichte der 
Bremer Arbeiterbewegung bis 1920, hrsg. von der Gruppe Arbeiterpolitik, Bremen 1979, S.63f.
15– Gegen den Strom, Nr. 12, 2. Jg., 1929, S. 12: „Die Partei, die Betriebratswahlen und wir“.
16– Jörg Wollenberg u.a.: Von der Krise zum Faschismus. Bremer Arbeiterbewegung 1929-33, 
Frankfurt/M 1983, S. 105
17– Staatsarchiv Bremen (StAB) 4,65-517, Blatt 45 und 518, Blatt 50.
18– Kuckuk, a.a.O., 1996, S. 31f. 43ff. Die FAUD hatte zu diesem Zeitpunkt mit rund 150.000 
Mitgliedern im Reich ihren „quantitativen Kulminationspunkt“ erreicht (Rübner, Freiheit und 
Brot, 1994, S.36).
19– Peter Kuckuk, a.a.O. 1996, S.43
20– So der Titel des Beitrags in der „Arbeiterpolitik“, 1.Jg., Nr. 21, 11.11.1916, 1975, S.163. (Fort-
setzung der Fußnote auf S.20)
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tikelserie zum Thema „Anarchismus 
und die Internationale“ ergänzt:21 
„Wir halten die Spaltung (im nationalen 
wie internationalen Maßstabe) nicht nur 
für unvermeidlich, sondern für eine Vor-
bedingung des wirklichen Wiederaufbaus 
der Internationale, des Wiederaufwa-
chens der proletarischen Arbeiterbewe-
gung“, heißt es einleitend (S.28). Aber 
nach dem Spaltungsprozess müsse 
der „Einigungsprozess“ als „ein langer 
Kampfprozess“ beginnen (S.37). Am 24. 
Juni 1916 hatte die vom Bremer Spre-
cher der Linken, Johann Knief (Peter 
Unruh), redigierte und von seinen 
Freunden, den revolutionären Sozia-
listen Anton Pannekoek (K. Horner), 
Karl Radek, Heinrich Eildermann 
und Paul Frölich, redaktionell unter 
Pseudonymen unterstützte „Arbei-
terpolitik“ den ersten Jahrgang mit 
einem Grundsatzartikel über eine 
neue „Epoche der Arbeiterpolitik“ ein-
geläutet: „Die deutsche Sozialdemokra-
tie ist nicht mehr. Am 4.August 1914 
trat sie von ihrer historischen Rolle als 
Vorhut des proletarischen Befreiungs-
kampfes zurück. Aber es war keine Kata-
strophe, mit der dieser Rücktritt erfolgte, 
sondern es war das natürliche Ende einer 
politischen Bewegung, deren Untergang 
längst vorbereitet war. Als historische 
Klassenkampfpartei hatte sie ihre histo-
rische Laufbahn begonnen. (…) Ihr Werk 
endete mit der Solidaritätserklärung zwi-
schen den offiziellen Führen der Partei 
und den Trägern der staatlichen Macht; 
es endete mit dem Sieg des Burgfriedens 
über den Klassenkampf, der Bureaukratie 
über die Demokratie, des Sozialpatriotis-
mus und Sozialimperialismus über den 
Sozialismus, des Nationalismus über den 
Internationalismus.“22

Am 11. November 1916 zog die 
„Arbeiterpolitik“ eine erste Bilanz – 
im zehnten Monat nach der ersten 
öffentlichen Ablehnung der Kriegs-
kredite durch „die Opposition des 
Parteizentrums“ und sieben Monate 
nach der Konstituierung zu einer 
selbständigen Fraktion als „Sozialde-
mokratische Arbeitsgemeinschaft“ (24. 
März 1916). Auf der Tagesordnung 
stand jetzt die Frage nach „einer kla-
ren, schlagkräftigen, aktionsfähigen und 
zum Handeln entschlossenen Partei“ 
und den „Aufgaben eines neuen Ju-
gendorgans“.23 Unter dem Titel „Ein 
Schulbeispiel“ wurden dabei die „Par-
teivorgänge in Bremen“ einer genauen 
Betrachtung unterzogen, weil sie weit 
über die Grenzen der Stadt hinaus ein 
Interesse beanspruchten:

„In ihnen spiegeln sich die allge-
meinen Parteiverhältnisse in allen ihren 
Abstufungen am getreulichsten wider. 
Bremen galt seit vielen Jahren als Hoch-
burg des Radikalismus. Hier wirkte Pan-
nekoek als wissenschaftliche Lehrkraft 
der Partei und Gewerkschaften, während 
Radek als Hauptmitarbeiter der ‚Bremer 
Bürger-Zeitung’ deren politische und 
taktische Haltung festlegte. Hier wur-
de der Kampf gegen den Revisionismus 
mit seltener Härte geführt, so dass lange 
vor dem Kriege die bremische Parteior-
ganisation in zwei feindliche Lager ge-
spalten war.“24

Damit sind einige der Voraus-
setzungen dafür genannt, dass „eine 
radikalere Luft in der Partei zu we-
hen begann“, wie Heinrich Brandler 
festhielt, als er 1904 seine Tätigkeit 
in Bremen begann.25 Der Moderni-
sierungsprozess im industriellen Sek-
tor, insbesondere in der Werftindu-

strie, verstärkte die „Fundamentalpo-
litisierung“ in der Arbeiterbewegung 
Bremens, deren Gewerkschaftskar-
tell 1904 15 471 Mitglieder nachwei-
sen konnte, von denen lediglich ein 
Drittel politisch in der Sozialdemo-
kratie organisiert war. Die Bevölke-
rung wuchs in der Hansestadt von 
rund 125 000 Einwohnern um 1890 
auf 250 000 im Jahre 1910, vor allem 
durch die Industrialisierung in den 
Arbeitervorstädten Walle, Gröpelin-
gen und Hastedt.26 Einen maßgeb-
lichen Einfluss auf die politische Ori-
entierung und auf die Kultur- und 
Bildungspolitik übte seit der Jahr-
hundertwende die von den Bremer 
Linken unter ihren Chefredakteuren 
Heinrich Schulz und Alfred Henke 
geprägte „Bremer Bürgerzeitung“ aus 
– mit ihren mehr als 10 000 Abon-
nenten bei einer Auflage von 22 500 
Exemplaren um 1913. Ihr Redakteur 
Heinrich Brandler geriet im Zuge der 
Maiaussperrungen von 1907 mit zahl-
reichen Bremern in Schwierigkeiten 
mit der Gewerkschaftsspitze, weil er 
sich mit Karl Liebknecht für eine Poli-
tisierung der Jugendarbeit eingesetzt 
hatte. Aufgabe sozialistischer Jugend-
erziehung sei es, so Brandler am 30. 
Juni 1908 in der Bremer Bürgerzei-
tung (BBZ), Jugendliche zu „tüchtigen 
Klassenkämpfern“ zu erziehen.27 Mit 
den damaligen Repräsentanten der 
Bremer Linken, Alfred Henke und 
Wilhelm Pieck, dem Vorsitzenden 
des Holzarbeiter-Verbandes, wurde 
Heinrich Brandler gegen die Vertre-
ter des reformistischen Flügels (Her-
mann Rhein und Carl Winkelmann) 
zum Delegierten auf dem Parteitag in 
Nürnberg (13.-19.9.1908) gewählt, der 
über die Autonomie in der Jugend-
frage und über die Ausbildungsziele 
der inzwischen von Heinrich Schulz 
geleiteten SPD-Parteischule in Berlin 
zu entscheiden hatte. Der junge Bre-
mer Lehrer Heinrich (Arnulf) Eilder-
mann hatte dafür das Lied der Arbei-
terjugend geschrieben – zu der Melo-
die des Andreas Hofer-Liedes: „Dem 
Morgenrot entgegen,/ ihr Kampfgenos-
sen all! (…)Vorwärts, du junge Garde 
des Proletariats!“

Beeinflusst von den radikalen 
Sozialisten, entwickelten die Bremer 
eine auf praktische Wirkung fokus-
sierte Politik, die sich neben dem 
Goethebund-Streit (1905) und der 
Protestbewegung gegen die Entlas-
sung von vier sozialdemokratischen 

Vgl. hierzu und zu dem Folgenden: Gerhard Engel, Die politisch-ideologische Entwicklung Johann 
Kniefs (1880-1919), Berlin 1967; Erhard Lukas, Die Sozialdemokratie in Bremen während des Er-
sten Weltkrieges, Bremen 1969; Karl-Ernst Moring, Die SPD in Bremen 1890-1914, Hannover 
1968; Hansgeorg Conert, Reformismus und Radikalismus in der bremischen Sozialdemokratie vor 
1914. Die Herausbildung der ‚Bremer Linken’ zwischen 1904 und 1914, Bremen 1985; Peter Ku-
ckuk, Bremen in der Deutschen Revolution 1918/1919. Revolution. Räterepublik. Restauration, 
Bremen 1986; Jens Becker, Heinrich Brandler. Eine politische Biographie, Hamburg 2001; Hans 
Manfred Bock, Syndikalismus und Linkskommunismus von 1918 bis 1923, Darmstadt 1993; Do-
ris Kachulle,(Hg.), Die Pöhlands im Krieg, Neuausgabe, Köln 2006.
21– „Arbeiterpolitik“, 1. Jg., Nr. 4 (15. Juli 1916) bis Nr. 10 (26. August 1916). Artikelserie zu 
dem Thema „Einheit oder Spaltung der Partei?“ Unveränderter Neudruck mit einer Einleitung 
von Gerhard Engel, Leipzig 1975, S. 25-76.; zu „Anarchismus und die Internationale“, Nr.4, 
S.28f., Nr.5, S.37f.
22– Arbeiterpolitik. Wochenschrift für wissenschaftlichen Sozialismus, 1.Jg., Nr.1, 24. Juni 1916, 
(1975), S.1
23– Arbeiterpolitik, 1.Jg., Nr.21, 11.11.1916, S.161ff.
24– Dieselbe, S. 163f.
25– Zitiert nach Jens Becker, Heinrich Brandler, Hamburg 2001, S.28
26– Vgl. Moring, 1968, S.221
27– Heinrich Brandler, Gewerkschaften und Jugenderziehung, in :BBZ, Nr.139, 30.6.1908.
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Lehrern aus dem Schuldienst (1906) 
vor allem in der Unterstützung des 
Werftarbeiterstreiks von 1913 und in 
einer geplanten Straßendemonstrati-
on gegen den Krieg im August 1914 
niederschlug. In der innerparteilichen 
Debatte zwischen Revisionisten, Zen-
trum und Linken fanden sie sich auf 
der Seite der Letzteren. Der antika-
pitalistischen „Ermattungsstrategie“ 
von Karl Kautsky stellte Anton Pan-
nekoek in einer Artikelserie für „Die 
Neue Zeit“ und die BBZ das Konzept 
des politischen Massenstreiks entge-
gen.28 Spätestens der Krieg, so hoff-
te er, werde – gestützt auf die Stim-
mung der Bremer Werftarbeiter – für 
die Masse der Bremer Arbeiterschaft 
das Signal zur revolutionären Erhe-
bung sein.29

Anton Pannekoek hatte in sei-
nen Bremer Jahren als theoretischer 
Kopf und hauptamtlicher Weiter-
bildungslehrer die Massenstreik-
Diskussion innerhalb der SPD – in 
kritischer Auseinandersetzung mit 
Rosa Luxemburg und Karl Kautsky 
– mit seiner Theorie der revolutio-
nären Massen in einem von Spon-
taneitäts-Prämissen geprägten Or-
ganisationsverständnis weiterent-
wickelt. Er maß dabei dem subjek-
tiven Faktor eine immer größere Be-
deutung zu und wurde deshalb von 
Karl Kautsky des „Radikalismus“ und 
der„syndikalistischen Verirrung“ ver-
dächtigt.30

In Übereinstimmung mit den 
Syndikalisten gestand Pannekoek in 
seiner Kritik an den Gewerkschaften 
der syndikalistischen „Freien Ver-
einigung deutscher Gewerkschaften“ 
(FVdG) zu: „Wenn die Syndikalisten 
die revolutionäre Aktivität predigen, so 
ist das sicher ein gutes und notwendiges 
Prinzip; auch ist es richtig, dass die Quel-
le aller Aktionskraft in den Mitgliedern 
steckt, die die Ausbeutung direkt erleiden, 
und dass also der Einfluss der Mitglieder 
gestärkt werden muss“.31 

Aber es waren nicht diese Dif-
ferenzen in der Gewerkschaftsfrage, 
die zwischen Rosa Luxemburg als 
Theoretikerin der „Spartakus-Gruppe“ 
und Anton Pannekoek als herausra-
genden Kopf der „Internationalen 
Sozialisten“ (ISD, ab 1918 IKD) zum 
Bruch der Bremer Linken mit Rosa 
Luxemburg führten. Die langjährige 
Kampfgemeinschaft zwischen Rosa 
Luxemburg und den Bremer Linken 
zerbrach an der Verteidigung ihres 

polnischen Intimfeindes Karl Radek 
durch die BBZ. In einem handschrift-
lichen Brief vom 15.11.1912 verwei-
gerte sich Rosa Luxemburg, „in der 
Bremer Bürger-Zeitung gegen Kautsky 
zu polemisieren“, weil „Ihr Blatt seit Mo-
naten nicht mich persönlich, sondern die 
polnische Sozialdemokratie in unerhörter 
Weise beschimpft (…) bloß eines Indivi-
duums wegen und bloß unter Einflüste-
rungen dieses Individuums.“ Und sie 
fuhr fort: „Sie haben, der Sie als ein Pfei-
ler des ‚Radikalismus’ in Deutschland 
gelten wollen, leitende polnische Genos-
sen in Ihrem Blatt beschimpft, die ihren 
Radikalismus noch anders als Sie, näm-
lich zwischen Gefängnis, Zuchthaus und 
ständigem Hungern, seit Jahrzehnten be-
tätigen, vor denen ein Mann wie Sie gut 
tun würde, respektvoll den Hut zu zie-
hen. (…) Sie haben das Ansehen des Bre-
mer Blattes und der Bremer Organisation 
auf das schwerste geschädigt, und das al-
les, um ein Individuum zu retten, das für 
Sie offenbar zum Inbegriff des Radikalis-
mus geworden ist“. Radek hatte in Po-
len gegen Rosa Luxemburg, aber mit 
Wladimir Lenin für das Selbstbestim-
mungsrecht der Nationen und damit 
für die staatliche Autonomie Polens 
plädiert und den Führungsstil von 
Rosa Luxemburg und Leo Jogiches 
in ihren polnischen Jahren kritisiert. 
Rosa Luxemburg beendete den Brief 
an Henke folgendermaßen: „Solan-
ge solche Zustände (einer Cliquenwirt-
schaft) in der Bremer Bürger-Zeitung 
herrschen, kann von meiner Mitarbeiter-
schaft in diesem Blatt keine Rede sein.“32

Halten wir fest: Die Ausei-
nandersetzung mit den freien Ge-
werkschaften und dem Geschäfts-
führer des Bremer Arbeitersekreta-
riats, Friedrich Ebert, der 1905 nach 
zahlreichen Abstimmungsniederla-
gen zum Parteivorstand nach Ber-
lin ging, gewannen in Bremen durch 
den Rückgriff auf die Theorien von 
Luxemburg und Pannekoek eine 
neue Qualität, die in der Frage um 
die Einheit von Theorie und Praxis 
am Beispiel des Massenstreiks und 
der Gewerkschaften zu jahrelangen 

Auseinandersetzungen der Linken in 
der Sozialdemokratie mit den Funkti-
onären in den Gewerkschaften führte. 
Und weil es den Bremer Linken nicht 
mehr allein um die Verbesserung der 
Lebenslage der Arbeiter ging, son-
dern auch um die Durchsetzung der 
sozialistischen Gesellschaftsordnung, 
gewann die Jugend- und Bildungsfra-
ge eine herausragende Bedeutung – 
mit der Gründung einer autonomen 
Bildungseinrichtung durch die 1905 
vollzogene Trennung vom bürger-
lichen „Goethe-Bund“ und die Ein-
stellung einer fest und gut besoldeten 
Lehrkraft (Pannekoek), um die Erzie-
hung zum kritischen und selbstän-
digen Denken zu fördern. (dazu evtl. 
handschriftlicher Brief Pannekoeks an 
Adolf Dannat)

Bis Ende 1918 gab es kaum eine 
andere Stadt in Deutschland, in der 
die Organisationen des revolutio-
nären Marxismus eine vergleichbar 
starke Basis besaßen wie die Links-
radikalen in Bremen. Das war auch 
das Ergebnis des Aufbaues eines 
Vertrauensmännersystems auf den 
Werften und der Präsenz ihrer Funk-
tionäre innerhalb der offiziellen Par-
teiorganisation der Sozialdemokratie 
bis 1917. Von der Spartakusgruppe 
um Rosa Luxemburg und Karl Lieb-
knecht unterschied sich die rund 500 
Mitglieder umfassende Gruppe der 
Bremer Linken33 dadurch, dass sie das 
Recht auf „Vaterlandsverteidigung“ in 
einem Krieg ablehnten, der aus ihrer 
Sicht ein aus den spezifisch imperia-
listischen Widersprüchen erwachse-
ner Konflikt war. Außerdem verwei-
gerten sie aus prinzipiellen Gründen 
jegliches organisatorisches Zusam-
mengehen mit der zentristischen 
USPD. In der Bürokratie der alten 
Arbeiterorganisationen, vor allem in 
den Gewerkschaften, erkannten sie 
den Kern des Opportunismus in der 
deutschen Arbeiterbewegung. Mit 
den Anarchosyndikalisten teilten 
sie die Überzeugung von der totalen 
Diskreditierung der Gewerkschafts-
bürokratie im Ersten Weltkrieg. Des-

28– Anton Pannekoek, Massenaktion und Revolution, in: Die Neue Zeit, 1912, Bd.2, 30. 
Jg., S. 541ff., 585ff., 609ff.; vgl. auch BBZ vom 3.4., 9.5., 2.8., 27.8., 2.9.1913.
29– So auf einer Mitgliederversammlung am 26.11.1911 (BBZ, 22. und 27.9.1911); vgl. 
Moring, 1968, S.163
30– Karl Kautsky, Der jüngste Radikalismus, in: Die Neue Zeit, 31.Jg., 1913, Bd. 1, s. 436ff.
31– Anton Pannekoek, Der deutsche Syndikalismus, in „Pionier“, 3. Jg. 1913, Nr.52.
32– Rosa Luxemburg, Gesammelte Briefe, 1983, Bd. 4, S. 257f.
33– Wir folgen hier den bei Kuckuk, 1986, S. 32 angegebenen Zahlen und Einschätzungen, 
auch wenn die Bremer Polizeidirektion die Stärke lediglich auf „einige 80 Köpfe“ bezifferte.
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halb plädierten sie ab August 1917 
bis März 1920 als linkskommuni-
stisches Sammelbecken der Opposi-
tion (ISD/IKD) in der Ende 1918 mit 
ihrer Unterstützung in Berlin neu 
gegründeten KPD (Spartakus) für 
eine neue „gewerkschaftlich-politische 
Einheitsorganisation“, genauer für die 
notwendige Synthese des politischen 
und wirtschaftlichen Kampfes in den 
„Einheitsorganisationen“. Auf dem 
Gründungsparteitag der KPD schei-
terten sie mit dem von Felix Schmidt 
eingebrachten Antrag, die Einheits-
organisation durchzusetzen, am Wi-
derspruch von Rosa Luxemburg.34 
Dagegen gelang ihnen in der Fra-
ge der Beteiligung  an den Wahlen 
zur Nationalversammlung ein Er-
folg über Karl Liebknecht und Rosa 
Luxemburg. Mit 62 gegen 23 Stim-
men siegten die „Rühlianern“ (Otto 
Rühle) mit den Bremer Arbeitern. 
Sie plädierten für die Nichtbeteili-
gung. Dazu schrieb Rosa Luxemburg 
an Clara Zetkin am 11. Januar 1919: 
„Vergiss nicht, dass die Spartakisten 
zu einem großen Teil eine frische Gene-
ration sind, frei von den verblödenden 
Traditionen der ‚alten bewährten’ Partei 
– und das muss mit Licht- und Schat-
tenseiten genommen werden. Wir haben 
alle einstimmig beschlossen, den Casus 
nicht zur Kabinettsfrage zu machen und 
nicht tragisch zu nehmen“.35

Durch die Zusammenarbeit 
mit Lenin und Radek hatten die 
Bremer Linken früh Kontakt zu den 
Anhängern der Februar-Revolution 
von 1917 und damit zur bolschewi-
stischen Richtung der russischen 
Sozialdemokratie. Sie kritisierten 
aus prinzipiellen Gründen das Or-
ganisationsmodell der Bolschewiki. 
Trotz dieser Kritik identifizierten sie 
sich mit als erste politische Gruppie-
rung mit der erfolgreichen bolsche-
wistischen Oktoberrevolution.36

Dennoch ist dem Bremer Kon-
zept der antizentralistischen und 

antiparlamentarischen Organisa-
tionsvorstellung eine Nähe zu der 
niederländischen SDP von Anton 
Pannekoek und Hermann Corter mit 
deren Forderung nach der „Selbst-
bewußtseinsentwicklung des Proletari-
ats“ nicht abzusprechen, auch nicht 
zu dem kommunistischen Anar-
chismus von Gustav Landauer und 
dem Linkskommunismus von Erich 
Mühsam und Otto Rühle. Letzte-
re waren übrigens bis 1933 häufig 
Gäste auf kulturpolitischen Veran-
staltungen der Linken in Bremen. 
Durch Ankündigung in der Tages-
presse erfuhren so die Bremer, dass 
Erich Mühsam am 27. September 
1929 über „Kunst und Proletariat“ im 
Café Flora sprechen würde. Und am 
8. Mai 1929 veranstaltete die Orts-
Arbeits-Börse der Freien Arbeiter 
Union Deutschlands (Anarcho-Syn-
dikalisten) in Bremen-Walle eine 
internationale Kundgebung gegen 
Faschismus und Diktatur mit Erich 
Mühsam als Hauptredner und dem 
Arbeitergesangverein Bremen unter 
Leitung von Hermann Böse (KPD). 
Die prominenten Repräsentanten 
der Syndikalisten traten immer wie-
der in Bremen auf. Rudolf Rocker re-
ferierte 1925 über „Nationalismus und 
Proletariat“, während Helmut Rü-
diger im Februar 1929 über „Kunst 
und Revolution“ zu Wort kam.37 Ihre 
Präsenz in den Kulturorganisationen 
der traditionellen Arbeiterbewe-
gung wirkte dort stets der parteipo-
litischen Dominanz in den Kultur-
verbänden entgegen. Nach wie vor 
traf ihre Kritik am „Bonzentum“, am 
„Verrat der Führer“ und an der „Bü-
rokratisierung“ der deutschen Ar-
beiterbewegung auf Resonanz. Die 
von den Bremer IKPD-Mitgliedern 
schon auf dem Gründungsparteitag 
der KPD (Spartakusbund) Ende 1918 
vertretene Parole „Heraus aus den Ge-
werkschaften – Hinein in der Arbeiter-
Unionen!“ wirkte nicht nur als Ori-

entierung für Oppositionelle in der 
KPD nach. Sie gewann angesichts 
des Versagens der Gewerkschafts-
führung und der Vorstände der bei-
den großen Arbeiterparteien in der 
Endphase der Weimarer Republik, 
vor allem aber durch die totale Dis-
kreditierung der Gewerkschaftsbü-
rokratie im Faschismus neue Anhän-
ger. Erneut stand die Frage nach der 
Überlebtheit der traditionellen Ge-
werkschaften und Arbeiterparteien 
auf der Tagesordnung und sollte 
die Diskussion um die Synthese des 
politischen und wirtschaftlichen 
Kampfes in den „Einheitsorganisati-
onen“ prägen. Der Blick auf die Er-
eignisse im Spanischen Bürgerkrieg 
verband sich für die deutsche Linke 
dabei mit der Hoffnung auf einen 
Neuanfang nach dem Sieg über den 
Faschismus. Und dennoch begann 
der Streit schon bei der Grundsatz-
frage: Einheitsorganisation oder 
Volksfront mit dem bürgerlichen La-
ger? Was ist das Ziel auf dem Weg 
zum Neu-Beginnen? War es in Bre-
men zum Beispiel die von Jugend-
lichen mitgeprägte Widerstands-
gruppe, von denen 108 Vertreter/
innen 1936 wegen der „Bildung einer 
Volksfront von Sozialisten und Kom-
munisten“ nach monatelanger Ein-
zelhaft vor dem Sondergericht des 
Volksgerichtes in Bremen in einem 
öffentlichen Schauprozess zu lang-
jährigen Zuchthausstrafen verurteilt 
worden waren. Einige von ihnen ge-
hörten zu denjenigen, die nach 1945 
in der „Kampfgemeinschaft gegen den 
Faschismus“ (KGF) für einen Neu-
anfang im Rahmen einer Einheits-
organisation der Arbeiterbewegung 
eintraten. Erneut vergebens – trotz 
der feierlichen Erklärung auf der 
Abschlusstagung der KGF vom 16. 
Dezember 1945: Die KGF „verpflichtet 
alle ihre Mitglieder, in den bestehenden 
und noch entstehenden proletarischen, 
politischen, gewerkschaftlichen, Kul-
tur-, Jugendorganisationen usf. weiter 
für die Kampfziele der KGF zu wirken. 
Im Mittelpunkt dieses Kampfes muss 
heute mehr denn je das Hauptziel der 
Kampfgemeinschaft, die Bildung einer 
sozialistischen Einheitspartei stehen“.38

Jörg Wollenberg

34– Vgl. Rosa Luxemburg, Gesammelte Werke, Band 4, 1974, S.485ff.
35– Rosa Luxemburg, Gesammelte Briefe, Band 5, Berlin 1984, S.426f.
36– Vgl. neben den Arbeiten von Gerhard Engel die Studie von Hansgeorg Conert, über Refor-
mismus und Radikalismus, 1985, S. 387-399; Peter Kuckuk, Bremen in der Deutschen Revoluti-
on, 1986, S. 26-33. Kritisch dazu in Auseinandersetzung mit Engel: G. Mergner, Johannes Knief 
und seine Region, Teil I, in: Archiv für die Geschichte des Widerstands und der Arbeit, Berlin 
1980, Nr.1, S. 85-117; Teil II, in Nr. 2/3, S. 45-89.
37– Jörg Wollenberg u.a.; Von der Krise zum Faschismus, 1983, S,57; Peter Kuckuk, a.a.O., 1996, S. 38
38– Jörg Wollenberg, Nazi-Jahre 1933-1939. Erinnerungen von Henry Oliver, in: Arbeiterbewe-
gung und Sozialgeschichte, 21/22, Bremen 2008, S. 19-46; Gemeinsam begann es 1945. „Der Auf-
bau“ schrieb das erste Kapitel. Originaltreuer Nachdruck des „Aufbau“, Organ der Kampfgemein-
schaft gegen den Faschismus (KDF), Bremen 1945/46, Frankfurt/M 1978, Nr. 11, Jan 1946, S.5

Den zweiten Teil des Artikels 
drucken wir in der nächsten 
Arbeiterstimme ab!
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Bundestagswahlen 2009:

Die Klassengesellschaft bestätigt die 
Klassenverhältnisse

Neunzehn Jah-
re nach dem 
A n s c h l u s s 

der DDR erfolgt die sechste 
Bundestagswahl im tiefsten 
konjunkturellen Einbruch 
der Weltwirtschaft seit acht-
zig Jahren. Wo bald zwan-
zig Prozent der Haushalte 
unterhalb oder an der stati-
stischen Armutsgrenze mit 
kargen staatlichen Trans-
ferleistungen oder unter-
bezahlten Jobs irgendwie 
ihre Lebensführung meistern, be-
wirkt das nach über dreißig Jahren 
Eingewöhnung an einen Erwerbslo-
sensockel von zehn Prozent der er-
werbsfähigen Bevölkerung öffent-
lich wenig Aufregung. Üppige staat-
liche Finanzhilfen wie Bürgschaften 
an vom Zusammenbruch bedrohte 
Banken, gestreckte Kurzarbeitsrege-
lungen im verarbeitenden Gewerbe, 
Kaufprämien für PKW-Neuzulas-
sungen und Nachfrage schaffende 
Investitionsvorhaben im öffentlichen 
Sektor ergeben bislang eine Lage, 
in der Stammbelegschaften vorerst 
von Entlassungen verschont blieben. 
Verabschieden aus den Industriebe-
trieben mussten sich  163 000 Leihar-
beiter. Fast jeder vierte „Zeitbeschäf-
tigte“ geriet wieder in die Obhut der 
Arbeitsagenturen. Am 12.06.09 kam 
das Handelsblatt zu folgender Be-
wertung: „Ein Blick auf frühere Kri-
sen zeigt, dass die Unternehmen auch 
im Abschwung nach der Jahrtausend-
wende ihre Kosten erst zeitverzögert in 
den Griff bekamen. 2001 sanken bei den 
Dax-Konzernen die Nettogewinne um 
54 Prozent, die Umsätze aber ‚nur‘ um 
rund sechs Prozent. Obwohl in den bei-
den folgenden Krisenjahren die Umsätze 
bei den meisten Firmen stagnierten oder 
sogar weiter fielen, legten die Gewinne 
2002 durchschnittlich um 35 und 2003 
um weitere 15 Prozent zu. Verantwortlich 
waren neben der niedrigen  Ausgangsba-
sis, die sich die Unternehmen durch  Mil-
liardenabschreibungen geschaffen hatten, 

Rationalisierungen, Entlassungen und 
Standortverlagerungen in andere Länder. 
Ähnliches dürfte auch jetzt wieder bevor-
stehen. Zwar hatte Siemens-Vorstands-
chef Peter Löscher beim Job-Krisengipfel 
im Kanzleramt einen Kündigungsver-
zicht angeboten. Doch Bundeskanzlerin 
Angela Merkel hatte darauf längst nicht 
alle Dax-Konzerne einschwören können. 
Spätestens nach der Bundestagswahl im 
September dürften die Unternehmen 
ihre bisherige Rücksicht auf die Politik 
aufgeben.“

Um die aktuelle Situation mit 
ihren klassenpolitischen Auswir-
kungen einschätzen zu können, ist ein 
kurzer Rückblick angebracht. Wenn-
gleich es die CDU/FDP-Regierung 
unter Kanzler Kohl nach 1983 ver-
mochte, vorher erreichte sozialstaat-
liche Leistungen abzubauen und Un-
ternehmens- wie Vermögensgewinne 
steuerlich zu begünstigen, stellte sie 
das gesetzliche Altersrentensystem 
wie die Erwerbslosenunterstützung 
in ihrer herkömmlichen Funktion der 
Lebensstandardsicherung und pari-
tätischen Finanzierungsweise nicht 
in Frage. Dennoch blieb die Wirkung 
nicht aus: 1982 noch mit 73,2 Prozent 
ausgewiesen, gelang bis 1990 die Re-
duktion der Bruttolohnquote des 
Volkseinkommens auf 67,8 Prozent. 
Die Unternehmens- und Vermögens-
einkommensquote kletterte in diesen 
acht Jahren von 26,6 Prozent wieder 
hinauf zu 30,6 Prozent bereits am 
Ende von vierzig Jahren BRD-West.

Erst die aus dem Ver-
druss über sechzehn Jahre 
Kohl-Regierung entstan-
dene Wählerstimmung kre-
ditierte 1998 dem Regie-
rungsbündnis aus SPD und 
Grünen die Wahlperiode, 
in der mit der Einführung 
der „Riesterrente“, dem Er-
satz bruttolohnbasierter 
Rentenanteile durch pri-
vate Sparleistungen, fak-
tisch die Agenda-Politik zu-
gunsten niedrigerer Lohn-

stückkosten der Unternehmen noch 
mehr forciert wurde. Nur noch mit 
knapper Mehrheit im Amt belassen, 
führte nach 2002 die Regierung un-
ter SPD-Kanzler Schröder den näch-
sten Schlag jetzt gegen das bewährte 
System der Erwerbslosenversiche-
rung: Begrenzung des Bezugs von 
Arbeitslosengeld auf ein Jahr, da-
nach Abschieben der Erwerbslosen 
in ein steuerfinanziertes, rigide wie 
demütigend erdachtes Fürsorgesy-
stem (Hartz IV), um die nach vorhe-
riger Verdiensthöhe berechnete steu-
erfinanzierte Lohnersatzleistung Ar-
beitslosenhilfe für Langzeiterwerbs-
lose zu erledigen. Kanzler Schröders 
Spruch „es gibt kein Recht auf Faulheit“ 
sollte nun, obwohl akzeptable Stel-
lenangebote fehlten, vermeintlich 
bequem gewordenen Erwerbslosen 
bei der Arbeitssuche mehr Elan ver-
leihen. Denn erreichte ein Beschäf-
tigter vor seiner Entlassung z.B. etwa 
einen Nettoverdienst nahe bei 2 000 
Euro, konnte er bis Ende 2004 als 
Arbeit suchender Arbeitslosenhilfe-
bezieher mit der monatlichen Lohn-
ersatzleistung Arbeitslosenhilfe von 
etwas über 1 000 Euro plus Versiche-
rungszuschlägen rechnen. Auf ein an-
nehmbares Stellenangebot zu hoffen 
und sich nicht auf zudem unsichere 
Stellenangebote weit unter dem vor-
maligen Verdienst einzulassen, ist in 
solcher Situation nur rationell. Einen 
unsicheren Job für nur 1 000 Euro 
anzunehmen bedeutete im übrigen 
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bei erneuter Entlassung in der Folge 
eine fast halbierte Erwerbslosenun-
terstützung.

Neben der erwarteten Einspa-
rung von Transfergeldern verfolgte 
die Einführung des an der Sozial-
hilfe orientierten Arbeitslosengeldes 
II (Hartz IV) die Absicht, den längst 
existierenden Niedriglohnbereich im 
Dienstleistungsgewerbe noch weiter 
und auf andere Branchen auszudeh-
nen, um damit einer allgemeinen Sen-
kung des historisch erreichten Werts 
der Arbeitskraft näher zu kommen. In 
einem Interview des  Spiegel-Spezial 
5/2008  bemerkte dazu der Präsident 
des Münchner Ifo-Instituts, Hans-
Werner Sinn: „Lohnersatzleistungen, 
von der Sozialhilfe über die Arbeitslosen-
hilfe bis zur Frührente, wirken wie ein 
Mindestlohn. Die Gelder fließen, wenn 
man nicht arbeitet, und sie versiegen, 
wenn man es tut. Deshalb braucht man 
mindestens soviel Lohn, wie der Staat 
fürs Nichtstun zahlt. Die Leistungen 
wurden seit Willy Brandt immer mehr 

ausgebaut, mit dramatischen  Konse-
quenzen für den Arbeitsmarkt. Von Boom 
zu Boom ging die westdeutsche Sockel-
arbeitslosigkeit um 800 000 hoch. Diese 
Gesetzmäßigkeit wurde mit der Agenda 
2010 durchbrochen.

Spiegel: Wie das?
Sinn: Die Agenda hat den deut-

schen Mindestlohn durch zwei Maß-
nahmen verringert: Erstens wurde die 
Arbeitslosenhilfe gestrichen und zwei-
tens ein Lohnzuschusssystem eingeführt, 
die Aufstockung bei Hartz IV. Beides hat 
die Lohnansprüche gesenkt. Je mehr Zu-
schuss man vom Staat kriegt, desto klei-
ner kann der Lohn sein. Als Folge dieser 
Reformen entstand ein Niedriglohnsek-
tor. Und deshalb ist erstmals seit 1970 
vom einen zum anderen Aufschwung die 
westdeutsche Sockelarbeitslosigkeit nicht 
um 800 000 Personen gestiegen, sondern 
um 300 000 gesunken. Das macht in der 
Summe eine Verbesserung von 1,1 Milli-
onen Stellen wegen der Agenda 2010. Di-
ese Trendumkehr ist ein Riesenerfolg.“*

Für wen? Dass in West wie Ost 
und dort noch radikaler mehrer Mil-
lionen Industriearbeitsplätze allein 
seit 1990 durch Betriebsverschlan-
kung, Schließung oder Verlagerung 
verschwanden, scheint den Angebots-
theoretiker Sinn nicht zu irritieren. Ist 
erst der Lohn niedrig genug, ist auch 
„Arbeit da“, sprich ein Arbeitskraft-
nutzer, der sich vom Arbeiter wo-
möglich noch Lohnanteile aus steu-
erfinanzierten Staatszuschüssen mit-
bringen lässt. So kommt dann auch 
ein Profit rein. Dieser Entwicklung 
setzten die Vorstände in den DGB-
Gewerkschaften mit ihren SPD-Mit-
gliedsbüchern in den Westentaschen 
außer hochgezogenen Augenbrauen 
nichts entgegen. Ja sie finanzierten 
noch mit Gewerkschaftsgeldern seit 
der Großdemo in Bonn 1996 bis 2002 
Wahlkampfunterstützung für „Rot-
Grün“. Über die Folgen beschwert 
sich heute Amelie Buntenbach, seit 
2006 im DGB-Bundesvorstand, in 
der Berliner Zeitung vom 07.09.2009 
und fordert „ein befristetes Überbrü-
ckungsgeld, das verhindern soll, dass 
Arbeitslose nach einem Jahr in Hartz IV 
abgedrängt werden (…). Das Geld soll 
während der Krise im Anschluss an das 
Arbeitslosengeld I in gleicher Höhe für 
zunächst zwölf Monate gezahlt werden. 
(…) Es ist schlimm genug, dass Beschäf-
tigte wegen der Finanzmarktspekulati-
onen arbeitslos werden. Es muss aber al-
les  dafür getan werden, dass ihnen Hartz 

IV erspart bleibt und sie schnell wieder 
Arbeit finden. Dafür braucht es keinen 
künstlichen Druck. Im Gegenteil: Die 
verschärfte Zumutbarkeit für Arbeitslo-
se hat ja dazu geführt, dass viele in Jobs 
gezwungen werden, von denen sie nicht 
leben können und die zudem wegen der 
Aufstockung auf Hartz-IV-Niveau die 
Sozialkassen belasten.“

Die Reihenfolge der Rentenab-
senkung und Abschaffung der Ar-
beitslosenhilfe kam nicht von unge-
fähr. Denn  es betraf ja nicht unmit-
telbar die Masse derjenigen, die „voll 
im Berufsleben“ stehen, und ihre ta-
riflich abgesicherten Normalarbeits-
verhältnisse sicher wähnen. Rentner 
und Hartz IV? Das sind immer die 
anderen. Dennoch verweisen neues-
te Umfragen auf „große Angst“ vor 
steigender Arbeitslosigkeit bei zwei 
von drei Befragten, obschon eigener 
Arbeitsplatzverlust nur jeden zwei-
ten direkt ängstigt. In den Haushal-
ten mit einem Hauptverdiener-Netto-
einkommen von 2 000 Euro und mehr 
sorgen sich  nur noch sechzehn Pro-
zent um die Sicherheit ihres Arbeits-
platzes. Dass die Politiker mit den 
Problemen überfordert sind, auch 
keine Partei ein plausibles Konzept 
für die Wirtschafts- und Finanzpoli-
tik hat, dieser Ansicht ist jeder zwei-
te. Hoffnungen auf weiteres Wirt-
schaftswachstum durch Umstieg auf 
neuartige Produkte, Appelle an den 
schnödesten Eigennutz mit Steuer-
senkungsversprechen, sogar einge-
grenzte Gehälter für Top-Manager 
sollen die Wahlberechtigten der so-
genannten Mehrheitsgesellschaft 
veranlassen, erneut die Parteien zu 
wählen, deren Politik die Verhältnisse 
hervorrufen, die Skepsis und Angst 
erzeugen. Alle Landtagswahlen wie 
die Europawahl in diesem Jahr be-
legen einen stabilen Zuspruch zur 
CDU um die fünfunddreißig Pro-
zent, während die anderen Parteien 
SPD/Grüne/FDP versehen mit der 
Akzeptanz oder Unabdingbarkeit des 
Privateigentums an Produktionsmit-
teln sowie der dazu passenden NA-
TO-Treue, genannt Grundkonsens, 
zusammen weitere fünfzig Prozent 
Wählerzustimmung erwarten dür-
fen. Zudem: Die Wahlpräferenzen 
von Gewerkschaftsmitgliedern in 
Westdeutschland belegen nach wie 
vor mit etwa 35 Prozent eine starke 
Bindung an die SPD, wobei auch 
die Präferenz für die CDU mit über 

„Erst wenn die fragliche Pro-
duktionsweise ein gut Stück ihres 
absteigenden Asts hinter sich, wenn 
sie sich halb überlebt hat, wenn die 
Bedingungen ihres Daseins großen-
teils verschwunden sind und  ihr 
Nachfolger bereits an die Tür klopft 
– erst dann erscheint die immer un-
gleicher werdende Verteilung als 
ungerecht, erst dann wird von den  
überlebten Tatsachen an die soge-
nannte ewige Gerechtigkeit appel-
liert. Dieser Appell an die Moral 
und das Recht hilft uns wissen-
schaftlich keinen Fingerbreit wei-
ter; die ökonomische Wissenschaft 
kann in der sittlichen Entrüstung, 
und wäre sie noch so gerechtfertigt, 
keinen Beweisgrund sehn, sondern 
nur ein Symptom. Ihre Aufgabe ist 
vielmehr, die neu hervortretenden  
gesellschaftlichen Mißstände als 
notwendige Folgen der Produk-
tionsweise, aber auch gleichzei-
tig als Anzeichen ihrer hereinbre-
chenden Auflösung nachzuweisen, 
und innerhalb der sich auflösenden 
ökonomischen Bewegungsform die 
Elmente der zukünftigen, jene Miß-
stände beseitigenden, neuen  Orga-
nisation der Produktion und des 
Austausches aufzudecken.“

(Friedrich Engels, Anti-Dühring,
MEW 20, S. 139)
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25 Prozent nicht übersehen werden 
darf (siehe DGB-Info-service einblick 
1,11,15/09). Bei allen Vorbehalten im 
einzelnen (drei von vier Wahlberech-
tigten lehnen das deutsche militä-
rische Engagement in Afghanistan 
ab – mit welcher Konsequenz?) ge-
lingt der Masse der Wähler nicht die 
Vermittlung, dass die Verkünder von 
Wohlstandsteilhabe durch Wachstum 
letztlich hohen Profit für eine Minder-
heit meinen und die Rahmenbedin-
gungen mit allen destruktiven wie 
sozial erniedrigenden Fol-
gewirkungen schaffen, da-
mit es so bleibt. Die Frage: 
„Wie zufrieden sind sie mit 
der Demokratie in der Bun-
desrepublik und dem ganzen 
politischen System?“ die der 
Spiegel 17/08 für seine Ti-
telgeschichte „Wie ticken 
die Deutschen“ stellen ließ, 
bejahten 12% der Männer 
mit „sehr“ (Frauen 6%). 
„Einigermaßen“  zufrie-
den sind Männer noch mit 
54%  (Frauen 65%), wäh-
rend sich 34% der Männer 
(Frauen 29%) auf die Ant-
wort „gar nicht“ festlegten. 
Nur Ignoranten dürften die Korrela-
tion zum Stellenwert der Parteien, 
der Akzeptanz der Verhältnisse aber 
auch dem Ausmaß der zunehmenden 
Wahlenthaltung übersehen.**

Wozu sich daher über das Er-
gebnis einer jüngst von der gewerk-
schaftsnahen Hans-Böckler-Stiftung 
initiierten  Studie wundern, derzufol-
ge abzüglich der Schulden die Deut-
schen über 6,6 Billionen Euro Privat-
vermögen verfügen? „Doch vom pri-
vaten Geldvermögen besitzt das reichste 
Prozent der Bevölkerung fast ein Viertel, 
das reichste Zehntel sogar 61 Prozent. 
2002 waren es der Studie zufolge noch 
weniger als 58 Prozent. Über mindestens 
222 000 Euro verfügt jedes Individuum 
in dieser Bevölkerungsschicht. Gezählt 
wurden Geld, Immobilien und  Sachmit-
tel – ohne Auto, Hausrat und gesetzliche 
Rentenansprüche“ (Der Tagesspiegel  
22.01.2009).

Alles Gerede von mehr Banken-
aufsicht und stärkerer Regulierung 
der Abläufe an den Finanzmärkten 
darf nicht von der fälligen Überpro-
duktionskrise ablenken, deren kon-
junktureller Einbruch vordergründig 
als Folge überdrehter Spekulations-
geschäfte und skrupellosen Weiterrei-

chens von Anlagerisiken erscheinen 
soll. Im Rückgang der Kapazitätsaus-
lastung des verarbeitenden Gewerbes 
allein in Deutschland von 86,1% im 
April auf 71,4% im Juni kommt die 
Dramatik des Auftragsrückganges 
im Maschinenbau so gar nicht zur 
Geltung. Dort traten zum Vorjahr 
Auftragseinbrüche von über 40% im 
ersten Halbjahr 2009 ein. Mit noch 
effektiverem Kapitaleinsatz bei der 
Produktionsmittelausstattung und 
weniger Beschäftigten geht es in den 

nächsten Konjunkturzyklus. Für des-
sen Verlauf  mag die skeptische Vo-
raussage des Vorstandsvorsitzenden 
des Spezialchemie-Konzerns Lanxess 
in Leverkusen, Axel C. Heit mann, zu-
treffen: „Wir sind alle gut beraten, dass 
diese Krise länger dauert, als wir bisher 
angenommen haben. Alle müssen ler-
nen, mit den gegebenen Verhältnissen zu 
Recht zu kommen, statt zu früh in Opti-
mismus zu schwelgen. Aus meiner Sicht 
gibt es keine Indikatoren dafür, dass die-
se Krise früher beendet ist. Sie wird eher 
später überwunden sein. Danach wird 
sich die Wettbewerbslandschaft verändert 
haben. Wir werden mit anderen Wachs-
tumsraten auf einer niedrigeren Basis zu 
leben haben.“ (FAZ, 30.6.09)

Um dann in der Konkurrenz zu 
bestehen, kann nur erhöhte Arbeits-
produktivität zu Kostpreisen führen, 
die Absatz und Gewinn garantieren. 
Die Steigerung der Bruttowertschöp-
fung setzt sich auf neuer Stufe fort 
unter oben genannten angstbesetz-
ten Bedingungen. „Die Überarbeit des 
beschäftigten Teils der Arbeiterklasse 
schwellt die Reihen ihrer Reserve, wäh-
rend  umgekehrt der vermehrte Druck, 
den die letztere durch ihre Konkurrenz 
auf die erstere ausübt, diese zur Überar-

beit und Unterwerfung unter die Dik-
tate des Kapitals zwingt. Die Verdam-
mung eines Teils der Arbeiterklasse zu 
erzwungnem Müßiggang durch Über-
arbeit des andren Teils und umgekehrt, 
wird Bereicherungsmittel des einzelnen 
Kapitalisten und beschleunigt zugleich 
die Produktion der industriellen Reser-
vearmee auf einem dem Fortschritt der 
gesellschaftlichen Akkumulation entspre-
chenden Maßstab.“ (Karl Marx, Das 
Kapital Bd. I, MEW 23, S.665 f.) In der 
widersprüchlichen Einheit von Ka-

pital und Lohnarbeit kol-
lidieren daher gleichfalls 
Produktivkräfte und Pro-
duktionsverhältnisse.***

In Anbetracht der 
Tatsache einer seit fünf 
Jahren bei etwas mehr als 
dreiundzwanzig Millionen 
stagnierenden Zahl von 
Vollzeitbeschäftigten in 
Deutschland käme es da-
rauf an, wie Marx weiter 
ausführt, „allgemein die Ar-
beit auf ein rationelles Maß“ 
zu beschränken, um den 
von ihm beschriebenen Ef-
fekt aufzuheben. Trotz ta-
riflich kürzerer Arbeitszeit 

wird hierzulande im Schnitt wieder 
über vierzig Wochenstunden pro Be-
schäftigtem gearbeitet. Hier hätte eine 
gesellschaftliche Linke einzugreifen. 
Allein das Zusammenfinden in In-
itiativkreisen zur Aneignung und 
öffentlichen Darstellung von Argu-
menten für einen Neuen Normalar-
beitstag von sechs Stunden wäre ein 
ermutigender Ansatz. Aber was ge-
schieht momentan in den Zirkeln mit 
der relativ größten Reichweite in die 
Gesellschaft? Um der gewiss schwie-
rigen, aber notwendigen direkten 
Auseinandersetzung für täglich spür-
bare Erleichterungen im Alltagsleben 
auszuweichen, die nur durch tägliche 
Arbeitszeitverkürzung eintreten kön-
nen, tischen neoreformistische Kräfte 
aus dem Apparat der IG Metall und 
der Linkspartei altbackene und frag-
würdige Mitbestimmungs-**** wie 
Kapitalbeteiligungskonzepte auf, 
die politisch Interessierten wie des-
orientierten Lohnempfängern Trost 
in der Zukunft  verheißen sollen. IG 
Metall-Chef Huber verkündet im 
stern 37/2009: „(...) Wer Anteile hat, 
kann in einem Unternehmen mehr be-
einflussen. (…) Heute prägt viele Men-
schen nicht mehr ein Klassenbewusst-
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sein. Der Kapitalismus hat sich geän-
dert. Es gibt nicht mehr nur ein oben 
und unten. Um erfolgreich Kämpfe zu 
führen, müssen wir unsere Mitglieder 
überzeugen: Warum gehen wir auf die 
Straße? Arbeitnehmerbeteiligung ist 
das große Thema geworden.“ Ob Kol-
lege Huber seine Illusionen lange 
pflegen kann, hängt von den Un-
ternehmern ab. Eher amüsiert ver-
wahrte sich Gesamtmetall-Präsi-
dent Martin Kannegiesser in einem 
taz-Interview am 4.9.09 gegen sol-
che „Übersteigerungen“ und „falsche 
Selbsteinschätzung“. Weiter erklärte 
er: „Eine Marktwirtschaft beruht auf 
privatem Eigentum und unternehme-
rischem Freiraum. Daraus ergibt sich 
für Unternehmer und Arbeitnehmer 
eine Rollenverteilung. (...) Aber  mit 
einem anonymen, kollektivierten Be-
teiligungsfonds, der von Funktionären 
verwaltet wird, entsteht ein Interes-
sensblock, der zu einer schleichenden 
Politisierung von Unternehmen führen 
kann.“ Ein Arbeiter ohne Klassenbe-
wusstsein bleibt ein Arbeiter. Aber 
darf sich ein Unternehmer, der es 
bleiben will, kein Klassenbewusst-
sein leisten?

Zu einer öffentlich breit wahr-
nehmbaren Reflexion oder Zuspit-

zung auf die hier ausgeführten 
gesellschaftlichen Grundfragen 
scheint es im Bundestagswahlkampf 
2009 nicht mehr zu kommen. Mehr-
heitlich fand auf dem Wahlparteitag 
der Linkspartei ein Antrag auf Ein-
führung des 6-Stundentags keine 
Zustimmung. Selbst die SPD war 
da schon einmal weiter. Haben die 
„ehemaligen“ Sozialdemokraten in 
der Linkspartei das Berliner Grund-
satzprogramm der SPD von 1989 
schon vergessen? Unter der Über-
schrift „Arbeitszeitverkürzung – Bei-
trag zu Vollbeschäftigung und Zeitsou-
veränität“ heißt es dort: „Wir wollen 
die Steigerung der Produktivität zur 
Verkürzung der Arbeitszeit nutzen, 
wobei kürzere Arbeitszeit nicht auto-
matisch kürzere Maschinenlaufzeit be-
deutet. Arbeitszeitverkürzung ist auch 
in Zukunft ein wesentlicher Beitrag 
für mehr Lebensqualität. Sie verrin-
gert die Belastung der Erwerbsarbeit 
und schafft Raum für notwendige Tä-
tigkeiten außerhalb der Erwerbsarbeit, 
gibt Zeit für Muße, kulturelle und sozi-
ale Aktivität. Sie schafft Arbeitsplätze. 
Kürzere Arbeitszeiten sind erst recht 
nötig, wenn Erwerbsarbeit allen Frauen 
und Männern zugänglich wird. Soll die 
partnerschaftliche Teilung der häus-

lichen Arbeit gelingen, muß die tägliche 
Arbeitszeit verringert werden. Daher 
streben wir den sechsstündigen Arbeits-
tag in der 30-Stunden-Woche als Regel 
an.“ Aber die Zeiten werden härter, 
und so versteckt sich die Linkspar-
tei in ihrem Wahlprogramm gleich 
realpolitisch hinter den Gewerk-
schaften, die inzwischen nicht stär-
ker geworden sind: „(…)gesetzliche 
Höchstarbeitszeit senken auf regelmäßig 
40 Stunden pro Woche; die 35-Stunden-
Woche und weitere tarifliche Arbeitszeit-
verkürzungen mit vollem Lohnausgleich 
mit den Gewerkschaften durchsetzen“. 
„Damit es im Land gerecht zugeht“? 
könnte man mit dem Leitspruch fra-
gen, der die Wahlplakate der Links-
partei ziert. Aber solche Parolen tra-
gen nicht zur Aufklärung über ge-
sellschaftliche Machtverhältnisse 
und Abhängigkeiten bei. Denn diese 
bedingen ja die Ursachen der als un-
gerecht empfundenen Zustände und 
sind kenntlich zu machen, um sie ab-
zuschaffen. Wenn jeder Sitz mehr für 
die Linkspartei im Bundestag ein Sitz 
weniger für die anderen ist, mag das 
vordergründig überzeugend klingen. 
Aber hatte das Zweckbündnis der 
Gründung dieser Partei die Absicht, 
als Arzt am Krankenbett einer offen 
prokapitalistisch ermattenden SPD 
zu wirken? Oskar Lafontaine erklär-
te in der FR vom 2.9.09: „Es ist nicht 
unser Ziel, die SPD klein zu kriegen. Un-
ser Ziel ist es, sie dazu anzuhalten, sich 
zu re-sozialdemokratisieren. Das heißt, 
sie muss erkennen, dass ein Sozialstaat, 
der verlässlich soziale Sicherheit gibt, die 
Lebensgrundlage für den Großteil der 
Menschen hierzulande ist.“ Wenn der 
Bestand des Sozialstaates von der  
Fortexistenz der SPD abhängt, ist wei-
ter schlimmes zu befürchten. Jegliche 
Partei, die als Spitze einer Bewegung 
einen Ausweg aus dem Kapitalismus 
bahnen will, muss im Rahmen kapi-
talistischer Produktionsweise konse-
quent sozialstaatlich agieren, um sei-
ne Grenzen für die Lohnabhängigen 
erfahrbar zu machen. Die Linkspartei 
will darüber erklärtermaßen nicht hi-
nausgehen. Es kommt letztlich nicht 
auf  Wahlentscheidungen an, sondern 
diejenigen zu sammeln und zu for-
mieren, die weitergehen wollen. Weil 
sie erkannt haben, dass ein besseres 
Leben in der kapitalistischen Produk-
tionsweise für die Lohnabhängigen 
nicht mehr zu erwarten ist.

10. Sept.2009

*) Der FDP-Ehrenvorsitzende Otto Graf Lambsdorff und sein Co-Autor Ralf Zepper-
nick (vormals Ministerialdirigent im Wirtschaftsministerium) monieren in der FAZ vom 
3.9.09 unter der Überschrift „Fehlfunktion des Arbeitsmarkts im Niedriglohnbereich“ die 
ihrer Ansicht nach immer noch zu hohen Alg II-Sätze und rechnen vor, „dass das beste-
hende System des Arbeitslosengeldes II, gemessen in den umgerechneten Bruttolöhnen, 
es in weiten Bereichen uninteressant macht, überhaupt eine reguläre Arbeit aufzunehmen 
oder zusätzlich zu arbeiten, und deshalb grundlegend reformiert werden muss.“

**) Anlässlich der Wahlkundgebung der IG Metall in Frankfurt/Main am 6.9.09 rekla-
mierten erneut gewisse „Gewerkschaftslinke“, ohne eine konkrete Zielsetzung zu nen-
nen, in der „jungen Welt“ vom 8.9.09 den Wunsch nach einem Generalstreik. Wo allein 
branchenweite Massenstreiks gegen Angriffe von Staat und Kapital ausbleiben, eher „be-
triebliche Bündnisse“ gesucht werden, allein 66% der politisch Interessierten von einem 
von und zu Guttenberg eine gute Meinung haben (…“noch nie wurde ein Politiker, der 
erst am Beginn einer Karriere steht, von der Bevölkerung derart mit Vorschusslorbeeren 
bedacht“/R. Köcher in FAZ vom 19.8.09.), ist zu hoffen, dass sich vorerst  nur jene blamie-
ren mögen, die offenkundig eine Welt ausserhalb ihrer politischen Parallelwelt nicht zur 
Kenntnis nehmen.
***) „Die Entwicklung der Produktivkräfte ist vor allem die Entwicklung der Arbeitsmit-
tel und die entsprechende Entwicklung der Menschen selbst. Gradmesser für das Entwick-
lungsniveau der Produktivkräfte ist die Arbeitsproduktivität. Die Produktivkräfte sind das 
aktive, revolutionäre Element in der Produktion. Aus der Natur des Produktionsprozesses, 
der immer zugleich ein Reproduktionsprozeß ist, folgt ihre ständige Bewegung und Verän-
derung, die zunächst innerhalb der bestehenden Produktionsverhältnisse vonstatten geht, 
schließlich jedoch mit diesen in Konflikt gerät. Dieser Konflikt zwischen Produktivkräften 
und Produktionsverhältnissen tritt in Klassenkämpfen und Krisen in Erscheinung und 
erreicht seinen Höhepunkt in der sozialen Revolution, in deren Verlauf die überlebten Pro-
duktionsverhältnisse beseitigt werden.“ 
aus: Alfred Kosing, Wörterbuch der Philosophie, Westberlin 1985, S. 431

****) Grundlegend siehe hierzu: August Thalheimer, Über die sogenannte Wirtschaftsde-
mokratie (1928), zum Vertrieb siehe Literaturliste am Ende des Heftes.
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Sollen ehemalige Lohnemp-
fänger eine Kürzung ihrer 
Monatsrenten hinnehmen, 

wenn die im Erwerbsleben stehen-
den Beitragszahler Lohnkürzungen 
verschmerzen müssen? Zum Wahl-
kampfauftakt Anfang Juli wurde das 
vom zuständigen Bundesminister 
Olaf Scholz (SPD) noch abgestritten 
und mit einer Anhebung der gesetz-
lichen Altersbezüge im Westen um 
2,41 Prozent und 3,38 Prozent im Os-
ten bekräftigt. Das Verbellen durch die 
Meute derjenigen, die sich immer um 
„zu hohe“ prozentuale Abgaben bzw. 
Lohnanteilbeiträge für Altersrenten, 
Kranken- wie Erwerbslosenversiche-
rung sorgen, blieb nicht aus. Rentener-
höhungen, so Karl Heinz Däke, Präsi-
dent des Steuerzahlerbunds (richtiger: 
Bund der Steuer zahlenden Unterneh-
mer), seien langfristig Fehler, „die für 
spätere Generationen sehr teuer werden“ 
(Welt am Sonntag/12.08.2009). SPD-
Kanzlerkandidat Steinmeier pflichtet 
ihm bei, „dass wir immer auch die Frage 
der Generationengerechtigkeit im Auge 
behalten müssen“. Da will dann auch 
die Spitzenkandidatin der „Grünen“, 
Renate Künast, nicht abseits stehen: 
„Union und SPD veräppeln die jüngere 
Generation. Sie haben einseitig eine Ge-
neration bedient und hinterlassen den 
Jüngeren die höchsten Schulden seit 60 
Jahren“. Gewiss betragen die Zuschüs-
se in die Sozialsysteme aus dem Bun-
deshaushalt derzeit ca. 110 Milliar-
den Euro, davon allein 80 Mrd. für 
die Rentenversicherung. Aber ohne 
diese Zuschüsse aus dem allgemei-
nen Steueraufkommen müssten dann 
bei aktueller Leistungsgewährung 
entsprechend höhere Beiträge einge-
trieben werden. Dies hieße weitaus 
höhere Lohnzahlungen für die Un-
ternehmer und würde den Trend der 
Verteilungsverhältnisse ins Gegenteil 
verkehren: Statt einer inzwischen un-
ter zwei Drittel des Volkseinkommens 
gesunkenen Bruttolohnquote würden 
die Einkommen aus Kapital- und Ver-
mögensbesitz entsprechend schrump-
fen. Die Bruttounternehmens- und 

Vermögenseinkommen von ca. 642 
Mrd. Euro 2007 reduzierten sich auf 
eine Größe von „nur“ über 500 Mrd. 
Euro. Soviel „verdiente“ man dort im 
Jahre 2004  (513,790 Mrd. Euro)! Seltsa-
merweise wird öffentlich nie die Fra-
ge gestellt, wieso diese Zuwächse bei 
den Unternehmens- und Vermögens-
einkommen eintreten (gesamtdeutsch 
anfänglich der 1990er Jahre bei 350 
Mrd. Euro), wo doch die Zahl der Er-
werbspersonen seitdem bei 40 Millio-
nen Erwerbspersonen eher stagnierte 
und nur durch die Ausweitung der 
Teilzeitarbeit von Frauen auf 41 Mil-
lionen im letzten Jahrzehnt anwuchs. 
Zumal das gesamtwirtschaftliche Ar-
beitsvolumen nach 1990 von etwas 
mehr als 59 Mrd. Arbeitsstunden jähr-
lich auf 57 Mrd. im Jahre 2007 absank. 
Deutlich wird: Weniger Beschäftigte 
oder ein geringeres gesellschaftliches 
Arbeitsaufkommen bedingen nicht 
einen Rückgang des gesamten Volks-
einkommens, ja gesellschaftlichen 
Reichtums. Gemessen am Rückgang 
der Beschäftigten in der Land- und 
Forstwirtschaft  (BRD-West 1960: 3,6 
Mio./1970: 2,2 Mio./1991: 1,0 Mio., ge-
samtdeutsch 1991: 1,5 Mio.) dürften 
manche Gesundheitsprobleme durch 
Über- oder Fehlernährung nicht auf-
treten. 2007 arbeiteten in dieser Bran-
che noch  850 000 Erwerbstätige.

Aus einer stagnierenden oder in 
Zukunft dann abnehmenden Erwerbs-
tätigenzahl mit einem Nettoverdienst 
von annähernd der Hälfte des Brutto-
einkommens lassen sich allerdings bei 
geringeren finanziellen Spielräumen 
Beiträge für private Versicherungs-
verträge nicht so leicht abzweigen. In 
Anbetracht eingetretener Reallohn-
verluste von bis zu zehn Prozent seit 
2004 flachen auch die Beitragseinnah-
men der deutschen Versicherungs-
wirtschaft ab. Von 2006 bis 2008 stie-
gen die Beitragseinnahmen von 161,9 
Mrd. auf 165,3 Mrd. Euro an. Vier Jah-
re vorher, ab 2004 flossen aber nach 
152,2 Mrd. Euro bis 2006 fast zehn 
Milliarden, das Dreifache, in die Ver-
sicherungskassen.  Selbst nach über-

wundener Krise werden bescheidene 
Wachstumsraten und ausbleibende 
tarifliche Kampfkraft den Lohnfonds 
der Lohnabhängigen nicht auswei-
ten. Dies ist in Rechnung zu stellen, 
wenn einer der führenden Lobbyisten 
der Versicherungswirtschaft, Profes-
sor Bernd Raffelhüschen vom For-
schungszentrum für Generationen-
verträge der Universität Freiburg, in 
der Süddeutschen Zeitung vom 16. 
Juli 2009 verkündet: „Wir können den 
Sozialstaat in seiner jetzigen Form nicht 
erhalten, weil uns die Steuerzahler und 
Beitragszahler aufgrund der sinkenden 
Geburtszahlen wegbrechen.“ Er meint: 
„Wir“ – die herrschende Klasse und 
ihre Propagandisten – wozu er gehört 
– wollen nicht mehr allein nur soviel  
Lohn und Gehalt zahlen, damit der So-
zialstaat in seinen jetzt bereits arg an-
geknacksten Pfeilern Bestand behält. 
Durch Einbehalt von Lohnanteilen 
und Umschleusung bisheriger Netto-
Lohnanteile auf die Konten der Versi-
cherungskonzerne, sollen Leistungs-
ausfälle der gesetzlichen Versicherung 
kompensiert werden. Sofern die Höhe 
des individuellen Lohnes das noch 
hergibt. Das ist der Sinn hinter dem 
Spruch vom „mehr Netto vom Brutto“. 
Das Vorstandsmitglied der Fondsge-
sellschaft Union Investment, Hans 
Joachim Reinke, erklärt hierzu in der 
FAZ vom 06.08.2009: „74,7 Prozent 
der Rentenbezieher wären ohne eine zu-
sätzliche Altersvorsorge unterversorgt“. 
Diese Erkenntnis gewinnt er aus ei-
ner Untersuchung zu regional un-
terschiedlich erwartbaren Einkom-
menslücken nach dem Erwerbsleben, 
vorgenommen von wem? Dem Herrn 
Professor Bernd Raffelhüschen und 
seinem Forschungszentrum für Ge-
nerationenverträge in Freiburg. „Die 
Versorgung misst Raffelhüschen an der 
Ersatzquote, die sich aus dem Verhältnis 
zwischen der Rente und dem letzten Ein-
kommen ergibt. Eine Unterversorgung 
liegt demnach vor, wenn die Ersatzquote 
unter 60 Prozent fällt, wie dies im  über-
wiegenden Teil Deutschlands der Fall ist. 
(…) Besonders die Jüngeren weisen hohe 

Mit Demographie und Demagogie zur 
Demontage des Sozialstaats
„Generationengerechtigkeit“ als Kampfbegriff von oben im Verteilungskampf



Arbeiterstimme28 Herbst 2009

Unterversorgungsquoten auf“, zitiert der 
FAZ-Artikel und führt weiter aus, „die 
heutigen Beitragszahler müssten größe-
re eigene Anstrengungen unternehmen. 
‚Viele haben gar nicht mehr das Geld, um 
private Vorsorge zu treffen‘, sagt Rein-
ke. ‚Dennoch werden wir an dieser Stelle 
nicht locker lassen‘. Im Herbst will Uni-
on Investment eine Vertriebsoffensive für 
Riester-Verträge starten.“ Weitere Ver-
sicherer werden es ihnen gleichtun.

Das düstere Zukunftsszenario 
eines aufgrund abnehmender Bevöl-
kerungszahlen zusammenbrechenden 
Sozialstaates erweist sich bei näherem 
Hinsehen als von den bürgerlichen 
Parteien begünstigter interessegelei-
teter Zugriff des Finanzkapitals auf  
bislang gesellschaftlich verwaltete 
und unmittelbar umverteilte Anteile 
der Lohnsumme der abhängig Be-
schäftigten unter ihresgleichen. Die 
simple Gleichung weniger Beitrags-
zahler gleich weniger Sozialstaat hofft 
umso mehr auf die gewünschte ein-
schüchternde Wirkung, weil die po-
sitiven Folgen einer geringeren Be-
völkerung, von der neunzig Prozent 
auf Lohnarbeit angewiesen sind, von 
der gesellschaftlichen Linken über-
haupt nicht thematisiert und offen-
siv in die Debatte gebracht werden. 
Tatsache ist: Das Bundesamt für Sta-
tistik prognostiziert für das Jahr 2050 
einen Rückgang der Bevölkerung in 
Deutschland  von heute 82 Millionen 
auf 68,7 bis 74 Millionen. Eine UN-
Prognose setzt bis dahin auf 70,5 Mil-
lionen. Allein die Schwankungsbreite 
zeigt: Das Geburtenregister von heute 
kann schon keine genauen Angaben 
mehr darüber machen, wieviel Kin-
der die Kinder von heute in die Welt 
setzen. Was sonst bis dahin noch pas-
siert, ist noch unsicherer. Gesellschaft-
liche Entwicklung vollzieht sich nicht 
geradlinig, sondern eher im Zickzack, 
vertikal wie horizontal. Selbst die kon-
junkturelle Lage, die Beschäftigungs-
situation, das gesellschaftliche Klima 
im nächsten Jahr genau zu bestimmen, 
ist unwägbar. Doch nur einige Aspekte 
einer abnehmenden Bevölkerungszahl 
wenigstens in unseren Breitengraden 
verweisen auf eher bessere Zukunft-
schancen  jüngerer Menschen. Die 
Konkurrenz um knappe Arbeitsstel-
len nähme ab oder wäre gemindert. 
Die Belastung der hiesigen Biosphäre 
durch weniger Ressourcenverbrauch 
träte ein. Wer hat bei kapitalistischer 
Produktionsweise Nutzen von über-

schüssigen Arbeitskräften, knappem 
Wohnraum, überlasteten und ver-
stopften Verkehrswegen und wach-
sendem Energieverbrauch?

Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) 
in Deutschland erreichte 2007 eine no-
minelle Größe von 2,4 Billionen Euro. 
Der gesamten Bevölkerung floss da-
raus ein Volkseinkommen von 1,82 Bil-
lionen Euro zu, aufgeteilt in rund 642 
Milliarden Euro als Unternehmens- 
und Vermögenseinkommen und 1,18 
Billionen Euro des sogenannten Brut-
toarbeitnehmerentgelts. Innerhalb 
dieser Summe fließen derzeit rund 
235 Milliarden Euro jährlich an etwa 
zwanzig Millionen vormalige Lohn-
empfänger. Im Schnitt gehen lohnab-
hängig Beschäftigte momentan mit 
63 Jahren auf Rentenbezug. Ihre lau-
fenden Rentenzahlungen erfordern 
monatlich die Bereitstellung von ca. 
20 Milliarden Euro. Diese Summen 
aufzubringen hängt jedoch nicht von 
der Bevölkerungszahl ab, sondern vom 
politischen Willen derjenigen, die per 
Gesetzgebung die Rentenhöhe und die 
per Beitragshöhe nötigen Zuflüsse aus 
der gesamten Lohnsumme definieren. 
Die Lohnsumme steigt mit der Höhe 
der Beiträge, was wiederum bei nied-
rigeren Wachstumsraten die erwar-
teten Unternehmens- und Vermögen-
seinkommen schmälert. Das gleichzei-
tig der Anstieg der Produktivität pro 
Beschäftigtem fortschreitet (seit 1960 
von 40,5 auf 129,9 in 2007 je Arbeits-
stunde), ihnen aber nur relativ zugute 
kommt, belegt der enorme Zuwachs 
der Unternehmens- und Vermögens-
einkommen, der sich seit 1991 von 346 
Mrd. auf 642 Mrd. Euro fast verdop-
pelt hat (s.o.). „Das Problem ist, dass der 
wirtschaftliche Erfolg der Steigerung der 
Produktivität sich immer zunächst in den 
Unternehmen durch verbesserte Gewinne 
niederschlägt. Erst durch höhere Löhne und 
Gehälter sowie über entsprechend höhere 
Steuerzahlungen der Unternehmen fließen 
die Produktivitätsgewinne auch der breiten 
Bevölkerung zu. Nur wenn es gelingt, den 
Unternehmen einen hinreichenden Anteil 
der Gewinnsteigerungen abzutrotzen, geht 
die Rechnung für steigenden Wohlstand für 
alle und zur Lösung der demografischen 
Entwicklung auf“ (M. Schlecht in Ge-
werkschaftsjahrbuch werden 2004/05, 
S. 38). Vorrangig geht es also gar nicht 
darum, welche Anteile die Lohnarbei-
terklasse unter sich zur Finanzierung 
des Sozialstaats aus ihrem Anteil am 
Volkseinkommen umverteilt, sondern 

die gesamte Lohnquote soll zugunsten 
der Unternehmens- und Vermögens-
quote weiter sinken. Dieses heimliche 
Ziel weiter zu forcieren, dazu dient 
die Agenda 2010 und weiterführen-
de Pläne. 1981 erlangten Lohnabhän-
gige und Rentner in der BRD-West, 
immerhin bald neunzig Prozent der 
Bevölkerung, noch 73,6 Prozent vom 
Volkseinkommen. Insbesondere durch 
lohn- und steuerbasierte Transferlei-
stungen (Arbeitslosenhilfe) ins Gebiet 
der Ex-DDR ergab sich im Jahre 2000 
eine gesamtdeutsche Bruttolohnquo-
te von 72,2 Prozent. Bis 2007 gelang 
das Abschmelzen der Bruttoeinkom-
men aus unselbständiger Arbeit auf 
64,8 Prozent. Deutlich wird: Nicht die 
Kopfzahl bestimmt die Verteilung, 
sondern gesellschaftliche Machtposi-
tionen. Das kommt in der Fähigkeit 
zur Geltung, jeweilige Interessenlagen 
bewußt und zielstrebig umzusetzen. 
Das Interesse der Unternehmer- und 
Vermögensbesitzerklasse, möglichst 
viel vom jährlichen Gesamtprodukt 
an sich zu ziehen, schlägt durch auf 
die Finanzierung der sozialen Siche-
rungssysteme, weil sie größtenteils 
aus Lohnbestandteilen der abhängig 
Beschäftigten über Sozialbeiträge und 
Massensteuern erfolgt. Davon soll ab-
gelenkt werden, wenn man einer „jun-
gen“ Generation erzählt, die „Alten“ 
würden sie „ausbeuten“. Ein 64jähriger 
Beschäftigter, sofern er dieses Berufsal-
ter halbwegs gesund erreicht, zahlt mit 
seinen letzten Monatslöhnen vor dem 
Renteneintritt genauso seine prozentu-
alen Sozialbeiträge wie ein 20jähriger, 
obwohl er sein Großvater sein könnte. 
Beide trennt der Altersabstand, aber als 
Lohnabhängige eint sie dieselbe Klas-
senlage, lebenslang ihre Arbeitskraft 
an jemand verkaufen zu müssen, der 
sie gebrauchen kann. Das Gerede vom 
„Generationenkonflikt“ oder „Generatio-
nengerechtigkeit“ beabsichtigt, gemein-
same Klasseninteressen jüngerer wie 
älterer lohnabhängig Beschäftigter in 
Abrede zu stellen und soll im Ansatz 
die Herausbildung von Klassenbe-
wusstsein derjenigen verhindern, die 
durch Verdrängung oder Ablenkung 
über ihre Klassenlage nicht nachden-
ken. Der Köder der geminderten „Ab-
gabenlast“ meint „Befreiung“ vom So-
zialstaat, führt jedoch entweder in die 
Geiselhaft der Versicherungskonzerne 
oder kurz über lang in die absolute Ver-
elendung.

Hubert Zaremba/Göttingen
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Rezension Theodor Bergmann:

Internationalisten an den antifaschistischen 
Fronten Spanien – China – Vietnam

In diesem Jahr erscheint be-
reits das zweite Buch zum 
Thema Internationalismus 

von Theodor Bergmann. Wie in dem 
umfänglichen theoretischen Werk In-
ternationalismus im 21. Jahrhundert. Ler-
nen aus Niederlagen – für eine internati-
onale Solidarität präsentiert Bergmann 
die Früchte seiner jahrzehntelangen 
Forschungsarbeit. Und es gelingt ihm 
das zentrale Thema internationale So-
lidarität anhand zahlreicher Einzelbio-
graphien plastisch darzustellen. Ein im 
linken Bewusstsein noch weitgehend 
unbekanntes Kapitel wird erhellt: der 
selbstlose Einsatz von Ärzten, Kranken-
schwestern, Technikern, Geschäftleuten 
und Journalisten, die im Kampf gegen 
den Faschismus, im spanischen Bürger-
krieg und in der chinesischen Revoluti-
on halfen. Die meisten Kurzbiographien 
erzählen von Menschen, die durchaus 
das Attribut „heroisch“ („Denkmal für die 
ungenannten ausländischen Helden der chi-
nesischen Revolution“) verdient haben, 
und die in echter internationaler revo-
lutionärer Solidarität, ohne politischen 
Auftrag und ohne Aussicht auf materi-
ellen Gewinn, oder etwa um politischen 
Einfluss auszuüben, aktive Hilfe im 
Kampf gegen Faschismus und Imperi-
alismus leisteten. Nicht wenige von ih-
nen verloren dabei ihr Leben. 

In früheren Publikationen wur-
den bekanntere Einzelschicksale bereits 
dokumentiert. Etwa die der namhaften 
Autoren Agnes Smedley, Edgar Snow 
und Jack Belden. Bergmann schildert 
hauptsächlich die unbekannteren und 
stillen Helfer. Er schildert auch nicht 
das Wirken von Komintern-Emissären 
oder Geheimdienstmitarbeitern, deren 
Tätigkeit oft kontraproduktiv war. Je-
der seiner Porträtierten gäbe wohl den 
Stoff ab für einen Roman, wie dies be-
reits bei Norman Bethune geschehen 
ist, dessen Leben sogar verfilmt wur-
de. Trotzdem romantisiert Bergmann 
nicht. Er schildert gerade auch die har-
ten Arbeitsbedingungen und Schwie-
rigkeiten. Anhand anschaulicher Ein-
zelbiografien und Dokumente, und 
nicht zuletzt durch die Skizzierung des 
historischen Umfelds, bringt der Autor 
die Zeitumstände den heutigen Lesern 
recht nahe.

Zunächst gibt er eine Einführung 
in den historischen Hintergrund der 
ereignisreichen Jahre zwischen den 
beiden Weltkriegen, den Aufstieg des 
Faschismus und den Widerstand der 
Spanischen Republik, den Bürgerkrieg 
1936-1939, die weltweite Solidaritäts-
bewegung und die mobilisierten Frei-
willigen, die der Spanischen Republik 
gegen die faschistischen Putschisten 

zu Hilfe kamen. Darunter war auch 
eine beachtliche Zahl von chinesischen 
Freiwilligen. Nach der Niederlage 1939 
gingen zahlreiche dieser Helfer nach 
China, um den Roten Armeen zu hel-
fen. Ärzte, Krankenschwestern und an-
dere Helfer aus vielen Ländern, aus Ka-
nada, USA, Neuseeland, Indien, Chi-
na, Deutschland, Österreich, England, 
Polen, Rumänien, Tschechoslowakei, 
Ungarn, Bulgarien und Russland un-
terstützten das chinesische Volk in 
seinem Kampf gegen den japanischen 
Faschismus und dessen Fremdherr-
schaft über große Teile Chinas. Hilfe 
kam auch vom Führer der indischen 
Congress Party Jawaharlal Nehru. 
Überlebenswichtige Hilfe kam von 
den „Industriekooperativen“ Rewi Alleys 
und von Präsident Sun Yatsens Witwe 
Song Qingling und ihrer China Defence 
League. Trotzdem fanden die ankom-
menden erschwerte Bedingungen vor, 
die im Kapitel „Ein schwieriger Weg und 
schwierige Arbeitsbedingungen der Ärzte“ 
geschildert werden.

Die meisten Viten der Helfer 
werden in Bergmanns Buch erstmals 
publiziert, als Ergebnis jahrelanger 
Recherche und Materialsammlung, 
Auswertung zahlreicher Hinweise 
von Verwandten und Nachfahren, 
Forschungen in Archiven, durch per-
sönliche Gespräche und Korrespon-
denzen mit Hinterbliebenen in Öster-
reich, Polen, China, Russland und Isra-
el. Es bleibt das Verdienst Bergmanns, 
somit seine „Helden“ der Vergessenheit 
entrissen zu haben.

Wer waren diese ungewöhn-
lichen Menschen, die ins Räderwerk 
der Geschichte eingreifen wollten und 
sich in den Dienst des „internationa-
listischen Kriegs gegen Faschismus und 
Imperialismus“ stellten?

Rewi Alley, James Munro Ber-
tram, Kathleen Hall (Neuseeland), 
Norman Bethune, Joan Ewen, George 
Hatem (Kanada), Evans Carlson, Ta-
litha Gerlach, Ida Pruitt (USA), Elsie 
Cholmeley, Barbara Courtney, David 
und Isabel Crook (Großbritannien), 
Israel Epstein, Moses Flato, Wolf Jun-
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Ökosozialistische Konferenz, Sa 13. – So 14.3.2010, Kassel
Wenn das Wort Globalisierung überhaupt eine Bedeutung 
gewinnen kann, dann die der heute erreichten Globalität 
kapitalistischer Destruktivität.
Karl Hermann Tjaden

Auch die herrschende Politik macht 
den Wandel des Klimas zum Thema. 
Sie bestreitet jedoch den Zusammen-
hang zwischen kapitalistischer Pro-
duktions- und Lebensweise und den 
uns alle bedrohenden ökologischen 
Katastrophen. Während aber die Re-
gierungskonferenzen tagen, macht die 
NATO schon Nägel mit Köpfen: die 
zu erwartenden Flüchtlingsströme aus 
neuen Dürrezonen oder Überschwem-
mungsgebieten werden als Gefahr für 
die Stabilität Europas betrachtet und 
sollen gegebenenfalls auch militärisch 
zurückgewiesen werden. Wie in einem 
Brennglas verdichten sich im Bereich 
der Ökologie die gesellschaftlichen Wi-
dersprüche auf internationaler Ebene: 
die Interessen der herrschenden Klas-
se widersprechen den Gattungsinteres-
sen. Die unmittelbar ökologischen Fol-
gen des Klimawandels erzeugen somit 
auch massive globale politisch-gesell-
schaftliche Folgen, denen man auch nur 
auf globaler Ebene begegnen kann. Es 
handelt sich um eine Herausforderung 
für einen neuen Internationalismus.

Das Ziel unserer Veranstaltung soll 
es sein, in der Kooperation von ver-
schiedenen linken, antikapitalistischen, 
sozialistischen, kommunistischen Strö-
mungen, Bewegungen und Parteien 
konkrete Forderungen und Strategien 
zu entwickeln, um international gegen 
die fortgesetzte Zerstörung unserer Le-
bensgrundlagen und die kapitalistische 
Aufrüstung, die mit Sozialabbau und 
Überwachungsstaat einhergeht, vor-
zugehen. Wir wollen gemeinsam nach 
Ansatzpunkten für eine internationale 
demokratische Zusammenarbeit su-
chen, wie sie etwa in der Ökosozialis-
tischen Erklärung von Belém voraus-
gesetzt wird. Der technische Machbar-
keitswahn der bürgerlichen Ideologen 
verkennt, dass es um gesellschaftliche 

Verhältnisse geht, die es zu ändern gilt. 
Es ist erforderlich, ein weltweites For-
derungsprogramm aus den sozialen 
und ökologischen Bewegungen, aus 
den Gewerkschaften und antikapitali-
stischen Organisationen zu entwickeln.

Die soziale Dimension der öko-
logischen Krise erfordert eine inter-
nationale Solidarität von unten, um 
die kapitalistische Globalisierung von 
oben zurückzudrängen. Diese Soli-
darität muss auf ein neues Verhältnis 
von Ökonomie und Ökologie gerich-
tet sein, das allein mit dem Ende der 
verantwortungslosen, auf blinder Pro-
fitlogik beruhenden kapitalistischen 
Herrschaft über die Natur und die 
Menschen erreicht werden kann. Dazu 
gehört ein neues Verständnis von Ar-
beit und Produktivität, welches das 
Verhältnis von Arbeiten und Leben 
und die Wirkungen von Erwerbsar-
beit auf Gesundheit und Wohlbefin-
den der Menschen berücksichtigt. Viel-
leicht übersteht der Kapitalismus die 
nächste ökologische Krise – was aber 
kann die Linke hier und heute tun, um 
nicht die absehbare Katastrophe, son-
dern ein menschenwürdiges Leben im 
Einklang mit der Natur anzusteuern? 
Wie lässt sich diese Herausforderung 
für einen neuen Internationalismus 
praktisch-politisch aufgreifen und 
umsetzen?

Um von vornherein den Eindruck 
eines Organisationen-Bündnisses zu 
vermeiden, betonen wir hiermit, dass 
es uns um ein konstruktives Zusam-
menwirken von Menschen aus unter-
schiedlichen Richtungen der antikapi-
talistischen Linken geht.

Dr. Michael Rieger (SALZ e.V. – 
Literaturwissenschaftler), Peter Schüren 
(Geschäftsführer der Bildungsgemein-
schaft Soziales, Arbeit, Leben & Zukunft 
® SALZ e.V., Soziologe).

Voranmeldung:
salzkreis@yahoo.de oder per Fax an 
02381 – 373 34 98 (SALZ).
Postanschrift:
Bildungsgemeinschaft SALZ e.V., 
Oberonstr. 21,
59067 Hamm.

Voranmeldungen für die Ökosozia-
listische Konferenz sind auf Grund 
des beschränkten Platzangebotes 
dringend empfohlen!
Voranmeldung Konferenzgebühr 
allgemein: 25 €, Tageskasse Konfe-
renzgebühr allgemein: 30 €

germann-Jungery,  Wiktor Taubenfligel 
(Polen), Herbert Baer,  Rolf Becker, Carl 
Coutelle, Edith Kent, Wilhelm Mann, 
Heinz Möller, Hans Müller, Trudy Ro-
senberg, Eva Siao, Anna Wang, Herbert 
Wunsch (Deutschland), Walter Freud-
mann, Richard Frey, Heinrich Jettmar, 
Heinrich Kent, Jakob Rosenfeld, Arno 
Wantoch, Ruth Weiss, (Österreich), Da-
vid Jancu, Anna Kapeller, Jacob und Gi-
sela Kranzdorf, (Rumänien), Lem und 
Maria Kameniecki (Litauen), Andrej 
Orlow, Alexander Volochin (Sowjetuni-
on), Janto Kaneti (Bulgarien), Fritz Jen-
sen, Bedřich Kisch, František Kriegel, 
Magdalena Robitscher-Hahn, (Tsche-
choslowakei), Ernest Schön, (Ungarn), 
Dwarakanath Kotnis (Indien), u.a.

Überproportional hoch war bei 
den Europäern der Anteil der jü-
dischen sozialistischen Intellektuellen. 
Ohne Übertreibung spricht Bergmann 
von ihnen: „Die Menschen, die völlig 
freiwillig ihre ganze Kraft für den Kampf 
gegen Faschismus und Imperialismus ein-
gesetzt und sehr oft ihr Leben hingegeben 
haben, haben gezeigt, was sozialistisches 
Denken bewirken kann. Ihr Beitrag an den 
vielen Fronten des internationalen Klas-
senkampfes bedarf keines Lobes; er spricht 
für sich selbst. Darauf können wir Sozia-
listen stolz sein. Das ist die positive Seite 
unserer Geschichte.“

Bergmann verschweigt auch 
nicht die Nachkriegsschicksale. Unse-
re überlebenden „Helden“ widerfuhr 
nicht immer Dankbarkeit. Fast alle, 
die in China blieben, wurden Opfer 
der „Kulturrevolution“ (Israel Epstein, 
Eva Siao, Hans Müller, u.a.). Die Rück-
kehrer waren in den antisemitischen 
Wellen in Osteuropa Schikanen und 
Bedrängungen ausgesetzt. Einige wa-
ren zur erneuten Emigration gezwun-
gen. In China erfolgte nach Maos Tod 
eine umfangreiche Rehabilitation und 
ein ehrlicher Versuch begangenes Un-
recht wieder gut zu machen. Alle wur-
den öffentlich geehrt, entschädigt und 
erhielten teilweise hohe politische und 
fachliche Ämter.

Sinnvolle Ergänzung sind der 
Dokumentenanhang mit exempla-

rischen Texten und 
Briefen, eine Liste 
der Biographien 
und eine umfang-
reicher Literaturan-
hang.

Heiner Jestrabek
VSA-Verlag Hamburg. 
ISBN 978-3-89965-367-0
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Zbigniew Wiktor: China auf 
dem Weg der sozialistischen 
Moderniesierung

Kapitel I: Widersprüchlichkeiten 
in China
• Zum Verhältnis Chinas zur Globa-
lisierung
• Stellung des Marxismus in der Ge-
genwart unter besonderer Berück-
sichtigung Chinas
• Ursachen der Krise und des Zerfalls 
von KPDSU und UDSSR aus chine-
sischer Sicht
• Klassengegensätze in China
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zialismus in China

Kapitel II: Das politische System der 
Volksrepublik China
• Grundlagen
• Das Programm der Konsultativen 
Volkskonferenz (1949-1953)
• Zur Verfassung der Volksrepublik 
China vom 20. 9. 1954
• Grundzüge der politischen Ord-
nung der Volksrepublik auf Grund-
lage der Verfassung vom 17. 1. 1975

• weitere Kapitel zur Entwicklung 
des politischen Systems Chinas, 
immer in Bezug auf Verfassungs-
änderungen oder andere Entschei-
dungen des Nationalen Volkskon-
gresses

Kapitel III: Entwicklung Chinas im 
globalen Kontext
• Vom Feudalismus bis zur Grün-
dung der Volksrepublik
• 15 Kapitel zur Entwicklung Chinas 
von 1949 bis zur Gegenwart, insbe-
sondere im Hinblick auf das Verhält-
nis von Politik und Wirtschaft

Kapitel IV: Tagebuch einer China-
Reise
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